
Zeitschrift für Strafvollzug 
und Straffälligenhilfe
Heft 4 . Juli/August 2012 . 61. Jahrgang

ISSN 1865-1534                 PVST Entgelt bezahlt 6979

In dieser Ausgabe:

Arbeit, Quali� zierung, 
Beschäftigung – Rüstzeug für 
eine unsichere Zukunft?

Forum
 Strafvollzug



Info-Büro: 0800 / 77 88 000
Vermittelt: Jürgen Jäckel, Am Husalsberg 3, 30900 Wedemark
Fax: 05130 / 97 57 2-30, jaeckel@beamtendarlehen-center.de
www.beamtendarlehen-center.de

Beamten- und Angestellten-Darlehen
Partner der Nürnberger Versicherung

• für Beamte und Tarifbeschäftige des öffentl. Dienstes

• auch für Pensionäre bis 58 Jahre

• Darlehenshöhe ab 10.000,00 € bis 80.000,00 €

• Festzinsgarantie, Laufzeiten 12, 15 und 20 Jahre

• Sondertilgung und Laufzeitverkürzung möglich

• auch ohne Ehepartner

• für jeden Zweck: Anschaffungen, Ausgleich Girokonto,

   Ablösung andere Kredite

• Kostenlose Beratung Mo. – Fr. von 8.00 – 20.00 Uhr

TOP-
ZINSSÄTZE

Hier könnte auch Ihre 
Anzeige stehen!

Möchten Sie eine 
Anzeige aufgeben?

Dann fordern Sie unsere 
Mediadaten an.

forum-strafvollzug@web.de



FS 4/2012  • 189Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

Forum Strafvollzug – Zeitschrift für 
Strafvollzug und Straffälligenhilfe 

– erscheint seit 1997 zwar weiterhin 
als „Blaue Zeitschrift“ (mittlerweile im 
61. Jahrgang) aber in „verändertem Ge-
wand“ (Zitat Lutwin Weilbächer) – alle 
2 Monate, mindestens 48 Seiten, mit 
einem zentralen Titelthema und fes-
ten Rubriken wie „Magazin“, „Aus den 
Ländern“, „Rechtsprechung“, „Internati-
onales“, „Forschung und Entwicklung“, 
„Aus der Praxis“, „Medien“ etc.. Das Feed 
Back der Leserinnen und Leser zeigt, 
dass dieser Anspruch eines aktuellen 
Fach-Magazins mit sowohl praxis- wie 
wissenschaftsbezogenen Beiträgen gut 
angenommen wird – auch im Vergleich 
und in der Konkurrenz zu anderen Fach-
zeitschriften mit ähnlicher Thematik.

Die Redaktion versucht , die Lesbar-
keit und Attraktivität weiter zu steigern, 
in diesem Heft z.B. mit Kurzbeiträgen 
aus der Praxis (S. 211 ff ), mit der belieb-
ten Form des „Pro und Contra“ (S.223 ff.) 
und des Interviews (S. 228 f. ). Auch die 
„Steckbriefe“ von ausländischen oder 
deutschen Gefängnissen finden großes 
Interesse. Weitere Porträts (siehe Elsava 
Schöner in Heft 3) sind bereits in Auftrag 
gegeben .

Das alles für 25.10 EUR im Jahresabo 
– Danke an die „Gesellschaft für Fort-
bildung der Strafvollzugsbediensteten 
e.V.“ , dass sie all dies ermöglicht.

+++

Am 21. und 22. November findet 
wieder in Kassel die gemeinsame 

Sitzung der Redaktion mit den Korres-
pondenten aller 16 Bundesländer und 
des Bundesjustizministeriums statt – 
wichtigster Punkt der Tagesordnung 
ist die Diskussion und Festlegung des 
Jahresprogramms für 2013. Natürlich 
gibt es schon Vorüberlegungen zu den 
Titelthemen (z.B. Drogen, Medizinische 
Versorgung, Zwischenbilanz Jugend-
vollzug, Sicherungsverwahrung ), aber 
noch sind für Sie, liebe Leserinnen und 
Leser, alle Möglichkeiten der Mitwir-

kung offen: welche Themen haben für 
Sie besonderes Interesse, welche Auto-
ren, welche Porträts schlagen Sie vor?Im 
Impressum finden Sie unsere mail-ad-
resse und die Redaktionsanschrift, wir 
freuen uns über jede kreative Idee.

Das Titelthema von Heft 5 / 2012 
wird bereits von Gerd Koop vor-

bereitet. Ihm ist es gelungen, anregende 
und kontroverse Beiträge zu gewinnen. 
Das Spannungsfeld „Vollzug, Gerichte 
und Verteidigung vor Ort“ wird mehr 
als deutlich – wir freuen uns schon jetzt 
auf die Diskussionen, die wir auslösen 
werden und auf Ihre Reaktionen.

In Heft 6/ 2012 geht es dann um 
die Entwicklung der Gefangenen-

zahlen in Deutschland und auch inter-
national. Wie wirkt sich der Faktor De-
mographie aus? „Von der Überbelegung 
zur Unterbelegung?“ – welche strategi-
schen und planerischen Konsequenzen 
zur Optimierung der stationären und 
ambulanten Resozialisierung ergeben 
sich daraus?Und für wen ?

+++

Im Posteingang der Redaktion finden 
sich immer wieder Einladungen zu 

Tagungen und Kongressen anderer Ar-
beitsfelder und Branchen: so z.B. zum 
Deutschen Fürsorgetag, zum Deut-
schen Kinder- und Jugendhilfetag, zur 
„consozial“ (Fachmesse und Congress 
des Sozialmarkts ), zu den „Kongressen 
der Sozialwirtschaft“ und viele andere 
mehr. Zum Teil jährlich, zum Teil in zwei- 
oder dreijährigen Abstand treffen sich 
Fach- und Führungskräfte, Politiker und 
Wissenschaftler, um sich über aktuelle 
fachliche Entwicklungen zu informie-
ren, ihre Interessen zu artikulieren und 
ein eigenständiges „Branchenselbst-
verständnis“ zu entwickeln und ge-
sellschaftlich und medial relevant zu 
machen.

In benachbarten Arbeitsfeldern sind 
dies z.B. der Deutsche Jugendgerichts-
tag und die Bundestagungen der Deut-
schen Bewährungshilfe. Und auch die 
jährlichen Arbeits- und Fortbildungs-
tagungen der Bundesvereinigung der 
Anstaltsleiter und Anstaltsleiterinnen 

im Justizvollzug erfüllen für diesen Kreis 
wichtige Funktionen. Aber: es gibt kei-
nen bundesweiten Kongress für den 
deutschen Strafvollzug, für die Mitar-
beiter und Führungskräfte aus allen 
Diensten und Fachbereichen, für Voll-
zugspolitiker und für Vollzugs-Wissen-
schaftler – weder im nationalen noch 
im internationalen Austausch. Und dies 
gilt um so mehr, je mehr Konzepte wie 
das Übergangsmanagement die ver-
stärkte Kooperation und Vernetzung 
der stationären mit der ambulanten 
Resozialisierung erforderlich machen. 

Auch und gerade nach der Födera-
lismusreform muss auf diese Schwäche 
immer wieder hingewiesen werden 
– Forum Strafvollzug erfüllt zwar in 
schriftlicher Form einen Teil dieser län-
derübergreifenden Informationsfunk-
tionen, um so deutlicher wird jedoch 
die fachliche und strukturelle Lücke 
im Vergleich zu anderen Branchen. In 
Zeiten kritischer Nachfragen zur Wirk-
samkeit der vorherrschenden Resoziali-
sierungspolitik (mit welchem Aufwand 
werden welche Erfolge realisiert?) sind 
die integrierenden und zentrifugalen 
Kräfte wieder zu verstärken – sie haben 
in Folge der Föderalisierung an Gewicht 
verloren.

„Auf zu neuen Ufern?“ war das Ti-
telthema von Heft 1/2007 – stetige In-
novation und Fortentwicklung bleiben 
zur Verbesserung der Resozialisierungs-
aktivitäten unverzichtbar. Also: wer 
fühlt sich angesprochen? Wer ergreift 
die Initiative? Wird im Jahr 2013 der 
„1. Deutsche Strafvollzugs-Kongress“ 
stattfinden?

+++

Wie immer wünsche ich Ihnen eine be-
reichernde und fruchtbare Lektüre

Ihr 
Bernd Maelicke
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Experten uneinig über 
Sicherungsverwah-
rung

Neun Fachleute diskutierten in einer 
Anhörung des Rechtsausschusses des 
Deutschen Bundestags am 27.6.2012 
über die nachträgliche Sicherungsver-
wahrung von Straftätern.

Anlass waren ein Gesetzentwurf 
der Bundesregierung sowie jeweils ein 
Antrag der SPD-Fraktion und der Links-
fraktion. Im Mai 2011 hatte das Bundes-
verfassungsgericht einer Beschwerde 
von vier Sicherungsverwahrten stattge-
geben und alle geltenden Vorschriften 
für verfassungswidrig erklärt. Bis Juni 
2013 muss der Gesetzgeber nun eine 
neue Regelung suchen, heißt es in dem 
Karlsruher Urteil. Für sogenannte Altfäl-
le gelten derzeit Übergangsregelungen. 
Die Karlsruher Richter sahen in dem 
besehenden Gesetz unter anderem eine 
Verletzung des Freiheitsgrundrechts 
und des Vertrauensschutzgebots und 
forderten eine völkerrechtsfreund-
lichere Auslegung des Grundgeset-
zes. Im Zentrum des Regierungsent-
wurfs steht deshalb das sogenannte 
Abstandsgebot. Danach müssen die 
Unterbringungsbedingungen in der 
Sicherungsverwahrung gegenüber 
den Haftkonditionen deutlich verbes-
sert werden. Die SPD-Fraktion will die 
Sicherungsverwahrung auf schwerste 
Gewalt- und Sexualtaten beschränken 
und zudem eine nachträgliche Thera-
pieunterbringung ermöglichen. Die 
Linksfraktion fordert die Einsetzung 
einer Expertenkommission. 

Neun Experten legten deshalb in der 
Anhörung ihre Positionen dar: Dr. Ralf 
Peter Anders, Oberstaatsanwalt beim 
Landgericht Lübeck und Privatdozent 
an der Fakultät für Rechtswissenschaften 
der Universität Hamburg; Peter Aspi-
ron, Diplompädagoge und Supervisor 
aus Freiburg im Breisgau; Konrad Beß, 
Richter am Oberlandesgericht München 

und Leiter der Zentralen Koordinierungs-
stelle Bewährungshilfe der bayerischen 
Justiz; Dr. Johannes Endres, Diplom-Psy-
chologe und Leiter des Kriminologischen 
Dienstes des bayerischen Justizvollzugs, 
von der Justizvollzugsanstalt Erlangen; 
Professor Dr. Jörg Kinzig, Direktor des In-
stituts für Kriminologie und Inhaber des 
Lehrstuhls für Kriminologie, Straf- und 
Sanktionsrecht aus Tübingen; Thomas 
König, Regierungsdirektor und stellver-
tretender Leiter der Justizvollzugsan-
stalt Werl; Dr. Jens Peglau, Richter am 
Oberlandesgericht Hamm; Professor Dr. 
Henning Radtke, Direktor des Kriminal-
wissenschaftlichen Instituts der Leibnitz 
Universität Hannover und Inhaber des 
Lehrstuhls für Strafrecht, Strafprozess-
recht und Internationales Strafrecht so-
wie Dr. Stefan Weismann, Präsident des 
Landgerichts Aachen.

Konrad Beß beispielsweise befür-
wortete die Sicherungsverwahrung. Er 
argumentierte, dass oftmals die „Störung 
der Sexualpräferenz“ erst in der Haft 
deutlich werde, nachdem das Strafmaß 
ja bereits festgelegt worden sei. Ähnlich 
argumentierte auch Thomas König. Hen-
ning Radke vertrat die Ansicht, dass eine 
„Abschaffung der Sicherungsverwah-
rung nicht richtig“ sei. Johann Endres 
befürwortete den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung aus der Perspektive 
seiner praktischen Arbeit heraus. Pe-
ter Aspiron dagegen erklärte, dass er 
in seiner 16-jährigen Arbeit als Bewäh-
rungshelfer immer wieder auf Diskrimi-
nierung von Sicherungsverwahrten in 
der Bevölkerung gestoßen sei. Ihnen sei 
es auch nicht möglich, eine Wohnung 
anzumieten. Jörg Kinzig führte an, dass 
die Sicherungsverwahrung eine „Haft 
für noch nicht begangene Straftaten“ 
sei. Der Gesetzentwurf berge ein ho-
hes Risiko, in Straßburg abgewiesen zu 
werden. Stefan Weismann betonte, dass 
aber „auch die Sanktionsmöglichkeit der 
nachträglichen Therapieunterbringun-
gen“ nötig sei. 

Weitere Informationen: 
www.bundestag.de/presse
28.6.2012

Anhörung Sicherungs-
verwahrung – Stel-
lungnahme Peter As-
prion

Im Rechtsausschuss des Deutschen 
Bundestages wurde am 27.6. erneut 
eine Anhörung zur Sicherungsverwah-
rung durchgeführt. Diesmal ging es um 
das Abstandsgebot. Als Sachverstän-
diger hat der Bewährungshelfer Peter 
Asprion (Freiburg) sich sehr praktisch 
geäußert: 

-	 „Aus der Sicherungsverwahrung 
entlassene Männer bekommen 
keinen Wohnraum; das geht so 
weit, dass beispielsweise städtische 
Wohnbaugesellschaften, die sozia-
len Wohnungsbau betreiben, aus-
drücklich die Vermietung an diese 
Personen verweigern. Inzwischen 
gibt es ein erstes Gerichtsurteil, das 
eine vorangegangene Sicherungs-
verwahrung als außerordentlichen 
Kündigungsgrund für ein Mietver-
hältnis ansieht. Drei meiner Klien-
ten konnten der Obdachlosigkeit 
und dem sprichwörtlichen „Dach 
unter der Brücke“ nur entgehen, 
indem sie als „Gäste“ eine Wohnung 
innerhalb der Justizvollzugsanstalt 
annahmen. Erst vorletzte Woche 
gab es erneut einen solchen Fall in 
Freiburg.

-	 Auch Einrichtungen der Straffälligen-
hilfe, die bislang auch diese Perso-
nen unterstützt hatten, sahen sich 
gezwungen, diese Hilfe für die jetzt 
entlassenen Verwahrten nicht mehr 
anzubieten, weil sie durch die ent-
standene Abwehrstimmung in der 
Bürgerschaft fürchten mussten, dass 
ihre Arbeit insgesamt gefährdet ist.

-	 Banken verweigern die Eröffnung ei-
nes Girokontos und lassen sich nicht 
dadurch beeindrucken, dass diese 
Männer weder Schulden haben, noch 
in irgendwelchen Schuldnerkarteien 
geführt werden.
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-	 Ähnlich zur Wohnsituation sieht es 
mit Arbeit und Beschäftigung aus. 
Sogar soziale Einrichtungen, die Ar-
beitsgelegenheiten im Rahmen der 
Gewährung von Arbeitslosengeld 2 
anbieten, verweigern diesen Män-
nern eine Beschäftigung in ihrer Ein-
richtung. Der Gipfel der Absurdität, 
der mir begegnete, ist die Äußerung 
einer Mitarbeiterin in einer caritati-
ven Einrichtung, dass eine Beschäf-
tigung kein Problem wäre, „wenn er 
nur jemanden umgebracht hätte.“

-	 Sogar das Angebot eines Klienten 
von mir, ehrenamtlich und unauffällig 
einen Dienst an der Gemeinschaft zu 
leisten, um auf diese Art Wiedergut-
machung zu leisten, wurde von der 
Stadt Freiburg abgelehnt.

-	 Ärzte müssen mit Mühe überzeugt 
werden, dass diese Männer Patienten 
sind, die auch medizinische Hilfe in 
Anspruch nehmen können müssen.

-	 Nachbarn versuchen eine Wohnungs-
anmietung zu verhindern; im Extrem-
fall verweise ich auf die inzwischen 
wohl allgemein bekannten Vorkomm-
nisse in Insel bei Stendal; ähnliches 
wird auch aus der als liberal bekannten 
Großstadt Hamburg berichtet.

-	 Die Polizei fühlt sich zur Gefahrenab-
wehr in einer Art und Weise berufen, 
wie ich es mir nie hätte vorstellen 
wollen und können. Fünf bewaffnete 
Beamte begleiteten meine Klienten 
rund um die Uhr, auf Schritt und Tritt. 
Dass sich jeder unbedarfte Bürger 
jetzt fast nur noch Monster unter 
diesen Männern vorstellen kann, wird 
so nachvollziehbar.

-	 Die Gerichte erlassen Kataloge von 
Weisungen und Auflagen, die an die 
inzwischen ebenfalls wachsenden 
„Cocktails“ von Auflagen und Wei-
sungen im Bereich der Jugendstraf-
verfahren erinnern. Nach dem Motto 
„Viel hilft viel“ werden zum Teil nicht 
mehr nachvollziehbare Anordnun-
gen getroffen.

-	 Um der Unübersichtlichkeit der Ge-
setzeslage noch ein I-Tüpfelchen zu 
geben, beschließt der Bundestag mit 
dem Therapieunterbringungsgesetz 
(ThUG) ein Instrument, das offen-

sichtlich nur die erneute Verwahrung 
der Männer zum Ziel hat, die der 
EGRM konventionswidrig verwahrt 
sah. Auf der anderen Seite erlebe 
ich die Klienten, denen in vielfachen 
Gutachten, Stellungnahmen oder 
Beschlüssen nicht nur eine hohe 
Rückfallgefahr mit Gefahr für Leib 
und Leben von Mitbürgerinnen at-
testiert wird, sondern denen man 
oft auch eine unkooperative Abwehr, 
Verweigerung bis hin zu Lebensun-
tauglichkeit attestiert hat. Und ich 
erlebe in meiner Arbeit mit diesen 
Männern:
-	 Kooperatives Verhalten mit allen 

Stellen, denen sie „anvertraut“ wer-
den. Sie sehen in einem Bewäh-
rungshelfer/einer Bewährungshel-
ferin eine wertvolle Unterstützung 
und nehmen dieses Angebot mit 
dem Wissen um den gleichzeitigen 
Kontrollauftrag an.

-	 Mit Mitarbeitern der Forensischen 
Ambulanzen arbeiten sie vertrau-
ensvoll zusammen, ebenso suchen 
einige von ihnen therapeutische 
Unterstützung bei niedergelasse-
nen Therapeuten.

-	 Auch mit der Polizei, die sie aus 
ihrer Vergangenheit her nicht zu-
erst als Freund und Helfer ansehen, 
schaffen sie einen kooperativen 
Umgang.

-	 Ihren Alltag bewältigen sie in aller 
Regel adäquat, bemühen sich um 
Integration, nehmen Unterstüt-
zung an, wenn sie erforderlich ist.

-	 Bei all den Verletzungen und Frus-
trationen, die die äußere Situation 
für sie mit sich bringen, zeigen sie 
„Nervenstärke“. Es kam bisher zu 
keinen Eskalationen ihrerseits.

Und diese Erfahrungen mache nicht 
nur ich. Von mehreren Kolleginnen aus 
anderen Städten habe ich ähnliches 
zurückgemeldet bekommen. Die Klien-
ten werden exzessiv ausgegrenzt und 
verhalten sich dennoch in aller Regel 
(unerwartet) kooperativ. Bei bundes-
weit ca. 70 bis 80 inzwischen entlasse-
nen Verwahrten nach dem Urteil aus 
Straßburg und nach dem Urteil des Bun-

desverfassungsgerichts vom Mai 2011 
kam es nach meiner Kenntnis bislang zu 
einem einschlägigen Rückfall, über den 
die Presse berichtet hat. Der Fall hat sich 
im Raum Dortmund zugetragen, ging 
durch die Presse mit der gleichzeitigen 
Information, dass diese Person als nicht 
mehr gefährlich eingeschätzt oder be-
gutachtet worden sei.“

newsletter@dbh-online.de
29.6.2012

Petition zur Einbezie-
hung von Strafgefan-
genen in die Renten-
versicherung

Der Deutsche Bundestag möge be-
schließen:
Gefangene, die im Strafvollzug einer 
Arbeit oder Ausbildung nachgehen, 
werden in die Rentenversicherung 
einbezogen. Die seit über 30 Jahren 
suspendierten §§ 190-193 des Strafvoll-
zugsgesetzes (StVollzG) werden gemäß 
§ 198 Abs. 3 StVollzG – in angepasster 
Form – in Kraft gesetzt.

Begründung:
Der Bundesgesetzgeber hatte bei 
der Formulierung des StVollzG (vom 
16.3.1976, Inkrafttreten am 1.1.1977) 
mit den §§ 190-193 die Einbeziehung 
von arbeitenden Strafgefangenen in die 
Sozialversicherungssysteme umfassend 
geregelt. In § 198 Abs. 3 StVollzG wurde 
angekündigt, dass jene Paragraphen 
„durch besonderes Bundesgesetz ... in 
Kraft gesetzt“ werden. Das versproche-
ne Bundesgesetz wurde jedoch bis heu-
te nicht erlassen (geregelt ist lediglich 
die Unfall- und die Arbeitslosenversi-
cherung, während die Krankenversor-
gung anderweitig konstruiert wurde; 
offen ist u.a. die Pflegeversicherung und 
die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall).
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Der Gesetzgeber hielt seinerzeit 
die Einbeziehung von Strafgefange-
nen in die sozialen Sicherungssysteme 
für unentbehrlich und betonte, dass 
es „nicht gerechtfertigt ist, neben den 
notwendigen Einschränkungen, die der 
Freiheitsentzug unvermeidbar mit sich 
bringt, weitere vermeidbare wirtschaft-
liche Einbußen zuzufügen“ (BT-Drs. 
7/918,67). Die Bundesregierung beton-
te zuletzt 2008 auf eine Kleine Anfrage 
hin erneut, dass sie „die Einbeziehung 
von Strafgefangenen in die gesetzli-
che ... Rentenversicherung weiterhin 
für sinnvoll“ halte (BT-Drs. 16/11362).

Der Gesetzgeber hat damit einen 
entsprechenden Rechtsanspruch der 
Gefangenen dem Grunde nach gesetz-
lich anerkannt und sich insoweit selbst 
gebunden. Das im geltenden StVollzG 
angekündigte Bundesgesetz zur sozi-
alen Sicherung von Gefangenen nicht 
zu erlassen, kommt einem schweren 
Vertrauensbruch gleich – ihn „aufge-
schobene Inkraftsetzung“ zu nennen 
(BT-Drs. 16/11362), klingt nach über 30 
Jahren wie purer Zynismus.

Strafgefangene (zumindest) in die 
Rentenversicherung einzubeziehen, ist 
ein Gebot sozialer Rechtspolitik und 
ist der Verfassung sowie nicht zuletzt 
den Grund- und Menschenrechten der 
Strafgefangenen geschuldet:

-	 Die Einbeziehung in die Renten-
versicherung ergibt sich aus dem 
Wiedereingliederungsauftrag des 
Strafvollzuges, denn eine eigenver-
antwortliche Lebensführung nach 
der Entlassung bedarf der sozialen 
Absicherung.

-	 Die Würde des arbeitenden Straf-
gefangenen wird angetastet, wenn 
seine Arbeitszeiten keine (sozialver-
sicherungsrechtliche) Anerkennung 
finden.

-	 Das Gleichheits- und Sozialstaats-
prinzip des Grundgesetzes werden 
verletzt, wenn die Arbeit im Strafvoll-
zug nicht mit üblicher Arbeit gleich-
gesetzt wird.

Fiskalische Bedenken dürfen der 
Durchsetzung dieser Prinzipien nicht 
im Wege stehen; gegen entsprechende 
erwartbare Bedenken der Länder muss 
sich der Bundestag gegebenenfalls 
durchsetzen. Der Bundesgesetzgeber 
muss zu seinem Wort stehen.

Erstunterstützende Organisationen: 
Arbeitskreis Kritischer Strafvollzug e.V., 
Münster; Bundesarbeitsgemeinschaft 
für Straffälligenhilfe (BAG-S) e.V.; Huma-
nistische Union e.V.; Organisationsbü-
ro der Strafverteidigervereinigungen, 
Berlin; Strafvollzugsarchiv e.V., Bremen; 
Vereinigung Demokratischer Juristin-
nen und Juristen e.V.; Vorstand der 
Holtfort-Stiftung, Laatzen; Institut für 
Konfliktforschung, Hamburg

Komitee für Grundrechte und 
Demokratie
Telefon:	 0221/97269-30
Fax:	 0221/97269-31
info@grundrechtekomitee.de

Doppelmörder bereits 
halbes Jahrhundert 
im Gefängnis – Läng-
ste bekannte Haftzeit 
in der Nachkriegsge-
schichte

In der Bundesrepublik ist erstmals ein 
Mensch mehr als 50 Jahre in Haft. Der 
wegen eines Doppelmordes verurteilte 
Hans-Georg Neumann sitzt seit 1962 im 
Gefängnis. Nach Jahren der Haft in Berlin-
Tegel lebt er im Alter von 75 Jahren heute 
in der Justizvollzugsanstalt Bruchsal in 
Baden-Württemberg. Neumann wurde 
im Februar 1962 verhaftet, weil er ein 
Liebespaar in Berlin brutal ermordert 
hatte. 1963 kam es zum Prozess. Das 
Schwurgericht in Berlin-Moabit verhäng-

te eine lebenslange Freiheitsstrafe.

Bislang galt der Serienmörder Heinrich 
Pommerenke als der Mensch, der am 
längsten in der Bundesrepublik in Haft 
saß. Pommerenke starb 2008 nach 49 
Jahren im Gefängnis. Lange Zeit lebte 
er ebenfalls in der JVA Bruchsal. 

Zu einer lebenslangen Freiheitsstra-
fe Verurteilte können in Deutschland 
frühestens nach 15 Jahren einen Antrag 
auf Aussetzung des Strafrestes stellen. 
Neumann hat dies mehrfach vergeblich 
versucht. Zuletzt hatte das Oberlan-
desgericht Karlsruhe 2006 beschlossen, 
dass Neumann in der JVA bleiben muss. 

newsletter Strafvollzug kompakt		
9.7.2012

Norwegen baut für 
Breivik eigene Abtei-
lung in Gefängnis

Selbst wenn Breivik für unzurechnungs-
fähig erklärt wird, wird er nicht verlegt: 
Dann richtet das Gefängnis eine psychi-
atrische Abteilung ein. Das norwegische 
Gesundheitsministerium genehmigte 
einen Antrag auf Einrichtung einer 
psychiatrischen Abteilung im Osloer 
Gefängnis Ila. Dort sitzt Breivik seit dem 
Doppelanschlag mit 77 Toten am 22. 
Juli vergangenen Jahres. Die Abteilung 
soll speziell auf den 33-Jährigen zuge-
schnitten sein.

Während Breiviks Verantwortung für 
den Bombenanschlag in Oslo und das 
Massaker auf der Insel Utöya seit seinem 
Geständnis unstrittig ist, blieb während 
der Verhandlung die Frage seiner psycho-
logischen Zurechnungsfähigkeit strittig. 
Ein Urteil wird für den 24. August erwartet.

newsletter Strafvollzug kompakt		
28.6.2012



194 • FS 4/2012 Titel

Arbeit, Beschäftigung, Qualifizierung – Rüstzeug für eine unsichere 
Zukunft?
 

Gefangene arbeiten, werden ausgebildet 
und qualifiziert. Entsprechende Struktu-
ren bestehen in allen Haftanstalten, in 
höchst unterschiedlicher Gestaltung. Wie 
und durch wen dies vor Ort organisiert 
und konkret durchgeführt wird, hängt 
häufig ab von gewachsenen Strukturen, 
politischen und fachlichen Vorgaben, 
vom Engagement und der Kreativität 
Einzelner oder vom Fehlen derselben, 
von Zufälligkeiten oder von strategischen 
Planungen. Bei aller Unterschiedlichkeit 
kämpfen doch alle Beteiligten mit knap-
pen Ressourcen, Begrenzungen der 
räumlichen, personellen und sächlichen 
Möglichkeiten, so dass im Durchschnitt 
nur 50-60 % der Gefangenen an diesen 
Aktivitäten teilhaben können. Anders als 
manche öffentliche Debatte vermuten 
lässt, ist Arbeit und Qualifizierung in den 
Haftanstalten Mangelware, nicht wenige 
Gefangene wollen, können aber nicht 
arbeiten oder an anderen Maßnahmen 
teilnehmen.

Arbeit und Qualifizierung von Ge-
fangenen kostet Geld, auch wenn ge-
legentlich Pressemitteilungen zu den 
erzielten Einnahmen des Arbeitswesens 
einen optimistischeren Eindruck vermit-
teln. Auch weil die Ressourcen bekann-
termaßen nicht mehr werden, müssen 
die Zielsetzungen, die Strukturen und 
die Effekte in diesem breiten und bun-
ten Feld diskutiert, weiterentwickelt und 
veränderten Rahmenbedingungen an-
gepasst werden. Dabei gilt es die un-
terschiedlichsten Aufgaben von Arbeit 
und Qualifizierung, vor allem aber die 
Vielgestaltigkeit der vollzuglichen Situa-
tionen und der individuellen Problemla-
gen der Gefangenen zu berücksichtigen. 
Zum Teil geschieht dies in Haftanstalten 
und Ministerien, häufig gemeinsam mit 
externen Akteuren. Dabei rückte die Zeit 
nach der Haft immer mehr in den Vor-
dergrund, verstärkt und zielgerichteter 
werden Gefangene auf eine Integration 
in Arbeit oder (Weiter-)Qualifizierung 

nach der Haft vorbereitet. Dafür gibt es 
ausgezeichnete Gründe, denn die Ver-
besserung der Beschäftigungsfähigkeit 
hat positive Effekte auf die Reduzierung 
des Rückfallrisikos, besonders wenn nach 
der Haft eine direkt Überleitung in Arbeit 
oder Ausbildung gelingt. Allerdings ist ein 
erheblicher Teil der Gefangenen nicht in 
der Lage, mehrere Stunden konzentriert 
zu arbeiten. Deshalb müssen durch Ar-
beitstraining oder Arbeitstherapie der 
Erwerb von Basiskompetenzen ermög-
licht werden, daran mangelt es häufig in 
bedrückendem Umfang.

Auf den folgenden Seiten erwarten 
Sie ganz unterschiedliche Beiträge zu 
dem weiten Themenfeld, die quasi wie 
Blitzlichter Ausschnitte der aktuellen Si-
tuation beleuchten:

 
Unser neues Mitglied der Redaktion, 

Wolfgang Wirth, leitet mit einem Grund-
satzbeitrag „Von der Arbeitspflicht zur Ar-
beitsmarktintegration“ ein, blickt auf die 
Entwicklung zurück und stellt die Initiative 
für den Aufbau eines landesweiten Über-
gangsmanagements zur Arbeitsmarktin-
tegration von Strafgefangenen und Haft-
entlassenen in Nordrhein-Westfalen vor.

Walter Hammerschick analysiert die 
Trennung von Arbeit auf der einen und 
Training und Bildung auf der anderen 
Seite. Er erläutert das Projekt KEYS, in dem 
unterschiedliche Strategien und Maßnah-
men zur Überwindung dieser Situation 
entwickelt wurden.

Beispielhaft für die Vielfalt der Akti-
vitäten schließt sich die Vorstellung von 
sechs Projekten an. Den Anfang machen 
Margret Backes, Constanze Brucker und 
Regina Wiegand, die die Initiative „Nach-
qualifizierung in den Haftanstalten des 
Südwestverbundes“, die in sieben An-
stalten in drei Ländern durchgeführt 
wird, erläutern. Constanze Kieseln stellt 
ein Kompetenzfeststellungsverfahren in 

der JSA Regis-Breitingen, Friedhelm Pfuhl 
„EQ-Holz“ in der JVA Dieburg vor. Das 
Projekt Startklar konkret nimmt sich dem 
Übergang junger Inhaftierter in der JVA 
für Frauen Berlin an, wie dies geschieht 
erläutern Melanie Friebe und Birgit Ga-
gelmann. Qualifizierung und Entlassungs-
vorbereitung in der JVA Frankfurt am Main 
IV stellt Nora Stang-Albrecht vor. Dagmar 
Hirdes schildert die berufliche Grundbil-
dung in der JVA Kiel.

Besonders intensiv wird zur Zeit die 
Arbeitspflicht für Gefangene diskutiert. 
Forum Strafvollzug präsentiert die Argu-
mente der Bayerischen Justizministerin 
für die bestehende Systematik und die 
Gründe, warum ihr Kollege aus Rheinland-
Pfalz für die Abschaffung dieser Pflicht 
eintritt, so wie es auch im sog. 10er Ent-
wurf für ein Strafvollzugsgesetz vorge-
schlagen wird.

Abschließend möchte ich auf ein Ele-
ment in diesem großen Puzzel hinweisen, 
das nicht immer ausreichend beachtet 
wird: der offene Vollzug! Durch diese Voll-
zugsform können geeignete Gefangene 
vor dem Verlust eines Arbeits- oder Aus-
bildungsplatzes bewahrt werden, andere 
können sukzessive in Beschäftigungs- 
oder Qualifizierungsstrukturen integriert 
werden, die auch nach der Entlassung zur 
Verfügung stehen. 

Susanne Gerlach
Senatsverwaltung für Justiz und 
Verbraucherschutz
susanne.gerlach@senjust.berlin.de



FS 4/2012  • 195Titel

Arbeit und Bildung im Strafvollzug:
Von der Arbeitspflicht zur Arbeitsmarktintegration
Wolfgang Wirth

Arbeit und Bildung sind zwei zentrale 
Themen, die die Entwicklung unserer 
Gesellschaft über Jahrhunderte ebenso 
geprägt haben wie die Entwicklung un-
seres Gefängniswesens. Und auch in der 
Zukunft des modernen Strafvollzuges 
wird beides ohne Zweifel eine beson-
ders wichtige Rolle spielen. Allerdings: 
Während die Gefangenen, früher nicht 
zuletzt im ökonomischen Interesse in 
eine teils menschenunwürdige Arbeit 
gezwungen wurden, geht es heute und 
zukünftig vor allem darum, ihnen im 
Interesse sozialer (Re-)Integration einen 
Zugang zu existenzsichernder Arbeit zu 
ermöglichen. Der Beitrag wirft ein paar 
Schlaglichter auf den Arbeitszwang in 
den Gefängnissen der Vergangenheit, 
beleuchtet die Grundlagen der Arbeits-
pflicht und des Qualifizierungsangebots 
in der aktuellen Strafvollzugspraxis und 
fragt nach den Herausforderungen für 
eine bessere Arbeitsmarktorientierung 
des Strafvollzuges und eine weiter ver-
besserte Arbeitsmarktintegration der 
Inhaftierten.

Vergangenes: Von Arbeitsmo-
ral und Zwangsarbeit
„Denn woher entspringen mehrer Sün-
den und Laster als durch den Müßig-
gang? …Müßiggang giebt Laster… Mit 
nichts Thun/lernen die Menschen Böses 
thun; mit nichts thun lernet man frei-
lich auch etwas/aber was ist selbiges? 
Buhlen/Löfflen/Unzucht/Ehebruch/
Diebstahl/Ehrabschneiden/Kirchen-
rauben/Morden und Tödten/und aller-
hand Laster so der Teuffel an die Hand 
giebt. Die Erfahrung lernet es/und die 
Schrift thut nicht lügen: …Viel Boßheit 
hat gelehrt der Müßiggang.“ (Pistorius 
1691:105). 

Der Volksmund sagt in Anlehnung 
an derartig „Geistlichen Proviant“ noch 
heute: Müßiggang ist aller Laster Anfang! 

Und in Zeiten wachsender Arbeitslo-
sigkeit werden hitzige Debatten über 
„faule Arbeitslose“, „Sozialschmarotzer“, 
„Müßiggangster“ usw. geführt. Dabei 
wird gerne der ehemalige Bundeskanzler 
Gerhard Schröder mit dem Satz „Es gibt 
kein Recht auf Faulheit in unserer Gesell-
schaft“ zitiert (Oschmiansky/Kull/Schmid 
2001:1). Aber gleichzeitig wird ebenso 
gerne mit seinem Vorgänger, Helmut 
Kohl, darauf hingewiesen, dass sich die 
Bundesrepublik Deutschland zu einer 
„Freizeitgesellschaft“ entwickele, in der 
die Bürger zunehmend mehr freie und 
weniger Arbeitszeit haben als je zuvor.

In diesem Zusammenhang wird 
dann zwar schließlich auch gerne über 
unzureichendes soziales Engagement 
der Bürger geklagt, aber die individu-
elle Gestaltung ihrer arbeitsfreien Zeit 
wird dennoch nicht undifferenziert mit 
den Negativetiketten „Lasterhaftigkeit“, 
„abweichendem Verhalten“ oder gar 
„Sünde“ assoziiert. Tatsächlich fallen 
sogar zunehmend positiv formulier-
te Assoziationen auf, wenn etwa ein 
Loblied auf den Müßiggang gesungen 
(Russell 2002) oder unter dem Credo 
„Faulheit ist kein Verbrechen“ Anleitun-
gen zum Müßiggang publiziert werden 
(Hodgkinson 2005).

Da uns heute in der westlichen 
Welt die (Erwerbs-)Arbeit „auszugehen“ 
droht, Arbeitsplätze knapper werden 
und Arbeitslosenquoten vielerorts stei-
gen, fällt es natürlich schwerer, den 
„Müßiggang“ in Verbindung mit Straf-
fälligkeit zu verteufeln. Die Zeiten, die 
der „Geburt des Gefängnisses“ (Foucault 
1975) vorangingen, waren hingegen 
durch einen gewaltigen Arbeitskräfte-
bedarf nach dem Ende des 30jährigen 
Krieges und durch merkantilistische 
Wirtschaftslehren geprägt, die im Sinne 
der aufkeimenden frühkapitalistischen 

Ökonomie eine uneingeschränkte Ma-
ximierung der Produktion bei gleich-
zeitiger Minimierung der Arbeitskosten 
forderten. Begleitet wurde diese Ent-
wicklung durch eine protestantische 
Arbeitsethik, die vom Pflichtgedanken 
beseelt war, aber auch durch huma-
nistisches Gedankengut, das Arbeit als 
natürliche Veranlagung und Vorausset-
zung für die individuelle Selbstentfal-
tung betrachtete (vgl. Stekl 1986:125). 
Eine derart „befreiende“ Bedeutung 
wird der Arbeit zwar auch später in mar-
xistischen Gedanken beigemessen, wie 
in Engels Schrift (1970) über den „Anteil 
der Arbeit an der Menschwerdung des 
Affen“, doch dominierte damals eine 
tugendhafte Arbeitsmoral, die die Ar-
beitslosigkeit Arbeitsfähiger als grund-
sätzlich selbst verschuldet betrachtete, 
und eine asketische Berufsethik, die 
religiös determiniert und dennoch in 
hohem Maße zweckorientiert war (vgl. 
Weber 1972:354 ff.).

So entstand ein moralisch und öko-
nomisch gleichermaßen legitimierter 
Arbeitszwang, der zur Einrichtung von 
Arbeitshäusern für die armen Schich-
ten der Bevölkerung und auch zur Ver-
richtung von Zwangsarbeit für Häft-
linge in den Zuchthäusern führte. Die 
Zucht- und Arbeitshäuser sollten dabei 
eine Verinnerlichung der Arbeitsmoral 
bewirken, was systematisch mit dem 
Gedanken an eine durch disziplinierte 
Arbeit und karges Leben geförderte 
„Besserung“ der „Arbeitsunwilligen 
und Kriminellen“ verbunden war. Vor-
gedacht war dies bereits um 1520 in den 
Niederlanden als Juan Luis Vives schrieb, 
dass arbeitsunwillige Arme „Durch Karg-
heit der Nahrung und Härte der Arbeit“ 
von ihren „Lastern Müßiggang, Bettel, 
Vagabundage bekehrt werden“ sollten, 
konkret umgesetzt dann aber 200 Jahre 
später etwa in dem Wiener Zucht- und 
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Arbeitshaus, über dessen Eingangstor der 
Sinnspruch „Labore et fame“ stand, oder 
in dem Hamburger Werk- und Zuchthaus, 
dessen Pforte das Motto „Labore Nutrior, 
Labore Plector“ zierte (vgl. Stekl 1986:119, 
126). Auf den Punkt gebracht kommt 
darin Folgendes zum Ausdruck: „In den 
Zuchthäusern sollen die Regeln einer ge-
sunden Moral verwirklicht werden; zu ei-
ner Arbeit gezwungen, die sie schließlich 
lieben, wenn sie ihre Früchte einheimsen, 
gewöhnen sich die Verurteilten an die 
Beschäftigung, finden Geschmack daran 
und machen sie sich zum Bedürfnis. Sie 
geben das Beispiel eines arbeitsamen 
Lebens, das bald reines Leben wird; rasch 
stellt sich das Bedauern über ihre Ver-
gangenheit ein, das der erste Vorläufer 
der Liebe zu den Pflichten ist.“ (Motifs 
du Code d’instruction criminelle nach 
Foucault 1975: 298f.).

Als an der Wende vom 18. zum 19. 
Jahrhundert das Gefängnis schließlich 
zum Ort der Vollstreckung „der Strafe 
der zivilisierten Gesellschaften“ wurde, 
galten Arbeit, darüber hinaus auch Un-
terricht, als die „sichersten Mittel zur Bes-
serung der Individuen“ bzw. als „Umfor-
mungsfaktor“, wie Foucault (1975:298, 
308) es nennt. Dabei wird Arbeit aber 
weder als Erleichterung, noch als eine 
Ergänzung oder gar als eine Korrektur 
der Haft begriffen, sondern als Strafe 
selbst, der der als notwendig erachtete 
Zwangscharakter erhalten blieb. Auch 
dies lässt sich am Besten anhand der 
französischen Gesetzbücher aus dem 
Jahre 1808 ff. demonstrieren, aus denen 
wiederum Foucault (1975: 308) wie folgt 
zitiert: „Wenn die vom Gesetz verhäng-
te Strafe die Wiedergutmachung des 
Verbrechens zum Ziel hat, so will sie 
auch die Besserung des Schuldigen, 
und dieser zweifache Zweck kann er-
füllt werden, wenn der Übeltäter jedem 
unheilvollen Müßiggang entrissen wird, 
der ihn ins Gefängnis geworfen hat und 
ihn danach wieder ergreifen und wieder 
auf die letzte Stufe der Verkommenheit 
schleudern würde“.

Mit der Arbeit, vor allem der Zwangs-
arbeit, ziehen Disziplin und Regelmä-

ßigkeit, Ordnung und Gehorsam in 
den Gefängnisalltag ein. Arbeit im 
Gefängnis soll dabei nicht nur ökono-
misch verwertbare Güter, sondern auch 
ökonomisch nützliche Gefangene „pro-
duzieren“, die sich auch nach der Haft 
bewähren. Bei genauer Betrachtung 
kommt also bereits hier über die rein 
ökonomische und moralische Funktion 
der Gefangenenarbeit hinaus die auch 
heute noch geltende Erwartung an die 
kriminalpräventiven Wirkungen des 
Strafvollzugs zum Ausdruck, die auch 
mit dem Begriffspaar „Arbeit und Re-
sozialisierung“ (Blath/Dillig/Frey 1980) 
thematisiert werden. 

Gegenwärtiges: Von Arbeits-
pflichten und Qualifizierungs-
möglichkeiten
Heutzutage haben sich allerdings nicht 
nur die ökonomischen Rahmenbedin-
gungen, sondern auch die rechtlichen 
Grundlagen des Strafvollzuges und da-
mit die an ihn gerichteten Wirkungs-
erwartungen fundamental verändert. 
Dies gilt auch für unser Verständnis von 
Arbeit oder Arbeitslosigkeit und ihre 
Wirkungen auf Kriminalität oder Straf-
fälligkeit – sowohl in der Gesellschaft 
als auch in den Justizvollzugsanstalten.

Arbeitslosigkeit und Straffälligkeit
Die Arbeitsmärkte sind einem grund-
legenden Strukturwandel unterwor-
fen. Im Wandel von der Industrie- zur 
Dienstleistungsgesellschaft verändern 
sich nicht nur die Arbeitsplätze und Ar-
beitsformen, sondern auch die dadurch 
beeinflussten Wirtschafts-, Sozial- und 
Politikbereiche. Eine Bilanzierung von 
Schmid (2010:3) zeigt uns, dass 1950 
noch etwa ein Viertel der Erwerbstä-
tigen im primären Sektor (Land- und 
Forstwirtschaft, Fischerei) beschäftigt 
war und etwa 43% im produzierenden 
Gewerbe (sekundärer Sektor), während 
im Dienstleistungsbereich des tertiä-
ren Sektors ein knappes Drittel der 
Beschäftigten registriert war. Im Jahr 
2009 hatte sich die Beschäftigtenquo-
te im Dienstleistungssektor bereits auf 
73% mehr als verdoppelt. Ein Viertel der 
Beschäftigten war produzierend tätig 

und nur noch 2,1 % in der Land- und 
Forstwirtschaft.

Mit diesem postindustriellen Wan-
del sind tiefgreifende Veränderungen in 
den Beschäftigungsverhältnissen und 
in den sozialen Sicherungssystemen 
einhergegangen. Der Wandel hatte vie-
le „Gewinner“ in den Dienstleistungs- 
Finanz-, Informations- und Kommu-
nikationsbereichen mit ihren jeweils 
neuen und teilweise komplexen Quali-
fikationsanforderungen, aber weit mehr 
„Verlierer“ im produzierenden Gewerbe 
und in den Arbeitsmarktsegmenten für 
eher gering Qualifizierte. Trotzdem ist 
der Niedriglohnsektor insgesamt grö-
ßer geworden. Zu Beginn der 1990er 
Jahre waren hier knapp 20% der arbei-
tenden Bevölkerung beschäftigt – 2010 
bereits 37%, mit einem wachsenden 
Anteil an „atypischen Beschäftigungs-
verhältnissen“ wie z.B. zeitlich befristete 
Beschäftigungsverhältnisse, Erwerbstä-
tigkeiten in der Arbeitnehmerüberlas-
sung (Zeitarbeit) oder außerhalb des 
üblichen Sozialversicherungsschutzes 
(z.B. Minijobs), scheinselbständige Ar-
beiten oder gering entlohnte Beschäf-
tigungen (Schmidt 2010:7).

Die Arbeitslosigkeit ist ebenfalls 
gestiegen. Seit den Zeiten der „rei-
nen“ Vollbeschäftigung in den 1960er 
und 1970er Jahren, als die Arbeitslo-
senquoten zwischen 0,7% und 4,7% 
schwankten, ist hier ein Aufwärtstrend 
angezeigt, der bundesweit zeitweise 
Höchstmarken von fast 12 % (2005) 
und in den neuen Ländern sogar bis 
19% (ebenfalls 2005) erreichte (vgl. Bun-
desagentur für Arbeit 2012), in vielen 
Regionen und Kommunen – etwa des 
Ruhrgebietes – auch darüber hinaus.

Arbeitslosigkeit und prekäre Be-
schäftigungsverhältnisse sind folglich 
nicht (mehr) als individuelle Probleme 
„faulenzender Müßiggänger“, sondern 
als soziale Probleme moderner Gesell-
schaften zu betrachten, die allerdings 
als gravierende Bedrohung individuel-
ler Sicherheit oder zumindest als deutli-
che Einschränkung individueller Selbst-
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entfaltung wahrgenommen werden. 
Über die (Erwerbs-)Arbeit werden öko-
nomische, soziale und kulturelle Teil-
habechancen in unserer Gesellschaft 
erworben. Über eine Arbeitslosigkeit 
können diese jedoch schnell wieder 
verloren gehen und damit auch die über 
die Arbeitstätigkeit selbst hinausgehen-
den Sinnstiftungs- und Entfaltungswir-
kungen. Wer einen Arbeitsplatz hat, hat 
auch einen festen Platz in der Gesell-
schaft. Wer arbeitslos ist, läuft Gefahr 
in die Randständigkeit abzugleiten, und 
die Vielfalt der damit verbundenen Pro-
bleme können durchaus kriminogen 
wirken bzw. Straffälligkeit begünstigen. 

Damit wird nicht dem simplifizieren-
den Schluss das Wort geredet, dass ge-
sellschaftliche Kriminalitätsraten oder 
individuelle Straffälligkeit generell als 
direkte Folge der Arbeitslosigkeit zu 
betrachten sind. Dies ist empirisch nicht 
belegbar. Arbeitslosigkeit kann selbst 
durch Faktoren begünstigt sein, die 
auch Devianz begünstigen, deren Wir-
kungen aber durch die Arbeitslosigkeit 
auch verstärkt werden können. So ha-
ben Menschen mit geringem Qualifizie-
rungsniveau grundsätzlich ein deutlich 
größeres Risiko, arbeitslos zu werden als 
Menschen mit höherem Bildungsstand. 
Es ist folglich nicht verwunderlich, dass 
gerade Strafgefangene, denen in zahl-
reichen Studien Bildungsdefizite in weit 
überdurchschnittlichem Maße attes-
tiert werden, auch in besonderer Weise 
von unsicheren Beschäftigungsverhält-
nissen oder Arbeitslosigkeit betroffen 
sind, die wiederum das Straffälligkeits-
risiko beeinflusst – direkt, indirekt oder 
möglicherweise auch „nur“ im Kontext 
einer selektiven Sanktionierungspraxis, 
wie Schumann (2003) vermutet.

Zwar findet man auch in den von 
ihm zusammengetragenen Analysen, 
dass eine berufliche Etablierung lang-
fristig konformitätsfördernd wirkt und 
dass umgekehrt kumulierende Zeiten 
der Arbeitslosigkeit (insbesondere 
nach erfolgreich abgeschlossener Be-
rufsausbildung) Delinquenz fördern-
de Effekte haben. Betont wird aber 

auch, dass Erwerbslosigkeit oftmals 
aus „delinquenten Phasen“ entsteht, 
wobei durchaus negative Effekte von 
Sanktionierungen, insbesondere von 
Inhaftierungen auf Ausbildungs- und 
Arbeitsverläufe erkennbar sind. Da die 
Arbeitslosigkeit von Delinquenten bei 
manchen Strafverfolgungsbehörden 
die Wahl einer vergleichsweise nega-
tiveren Rechtsfolge wahrscheinlicher 
mache, so Schumann, werde dann in 
der Folge vor allem das (erneute) In-
haftierungsrisiko gesteigert und damit 
eine weitere Verfestigung krimineller 
Karrieren bewirkt. Vor diesem Hinter-
grund wird dann gefordert, dass die 
Strafjustiz solche negativen Wirkungen 
der Freiheitsentziehung auf berufliche 
und kriminelle Karrieren zur Kenntnis 
nehmen müsse und insbesondere die 
Möglichkeiten zur beruflichen Qualifi-
zierung in einer Haft nicht zur Legiti-
mierung derselben benutzen dürfe (vgl. 
Wirth 2003:404).

Der Ursache-Wirkungszusammen-
hang zwischen Arbeitslosigkeit und 
Straffälligkeit mag insoweit mehrdimen-
sional oder gar zirkulär sein. Unstrittig ist 
aber mittlerweile, dass Programme zur 
Verbesserung der Beschäftigungsfähig-
keit von Inhaftierten relative konsistente 
positive Effekte auf die Reduzierung des 
Rückfallrisikos haben – und zwar je nach 
Art der Maßnahme, um durchschnittlich 
5 bis 19% (vgl. Lösel 2010, Aos et al 2006, 
Drake et al. 2009). Und auch wenn ehe-
malige Strafgefangene nicht allein des-
halb (wieder) straffällig werden, weil sie 
arbeitslos sind – oder umgekehrt: nicht 
allein deshalb keine Arbeit finden, weil 
sie in Haft waren – so haben wir doch zur 
Kenntnis zu nehmen, dass die meisten 
rückfällig werden, wenn sie nach der Haft 
(überdurchschnittlich lange) arbeitslos 
bleiben (vgl. Wirth 1998:64). Insofern 
liegt es durchaus nahe, Strafgefangenen 
auch weiterhin durch Beschäftigungs- 
und Qualifizierungsangebote in der Haft 
das Rüstzeug für eine berufliche Wieder-
eingliederung nach der Entlassung zu 
vermitteln – auch und gerade angesichts 
der beschriebenen Entwicklung der Ar-
beitsmärkte. 

Arbeit im Strafvollzug
Die bundesgesetzlichen Regelungen 
des § 2 Strafvollzugsgesetz tragen dem 
ganz allgemein Rechnung, wenn sie 
als Vollzugsziel formulieren, dass die 
Gefangenen im Vollzug der Freiheits-
strafe fähig werden sollen, künftig in 
sozialer Verantwortung ein Leben ohne 
Straftaten zu führen. Und § 37 StVoll-
zG macht darüber hinaus sehr konkret 
deutlich, dass Maßnahmen der beruf-
lichen Förderung und Bildung dabei 
eine besonders wichtige Rolle spielen. 
Im Wortlaut:
(1)	 Arbeit, arbeitstherapeutische Be-

schäftigung, Ausbildung und Wei-
terbildung dienen insbesondere 
dem Ziel, Fähigkeiten für eine Er-
werbstätigkeit nach der Entlassung 
zu vermitteln, zu erhalten oder zu 
fördern.

(2)	 Die Vollzugsbehörde soll dem Ge-
fangenen wirtschaftlich ergiebige 
Arbeit zuweisen und dabei seine 
Fähigkeiten, Fertigkeiten und Nei-
gungen berücksichtigen.

(3)	 Geeigneten Gefangenen soll Ge-
legenheit zur Berufsausbildung, 
beruflichen Weiterbildung oder 
Teilnahme an anderen ausbilden-
den oder weiterbildenden Maß-
nahmen gegeben werden.

(4) 	 Kann einem arbeitsfähigen Gefan-
genen keine wirtschaftlich ergie-
bige Arbeit oder die Teilnahme an 
Maßnahmen nach Absatz 3 zuge-
wiesen werden, wird ihm eine ange-
messene Beschäftigung zugeteilt.

(5) 	 Ist ein Gefangener zu wirtschaft-
lich ergiebiger Arbeit nicht fähig, 
soll er arbeitstherapeutisch be-
schäftigt werden. 

Dabei ist die Pflicht der Vollzugsbe-
hörde, den Gefangenen eine angemes-
sene Arbeit zuzuweisen, aber auch mit 
der Pflicht der Gefangenen verbunden, 
die ihnen zugewiesene Beschäftigung 
auszuüben (§ 41 StVollzG):
(1) 	 Der Gefangene ist verpflichtet, 

eine ihm zugewiesene, seinen kör-
perlichen Fähigkeiten angemesse-
ne Arbeit, arbeitstherapeutische 
oder sonstige Beschäftigung 
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auszuüben, zu deren Verrichtung 
er auf Grund seines körperlichen 
Zustandes in der Lage ist. […]

(2) 	 Die Teilnahme an einer Maßnah-
me nach § 37 Abs. 3 bedarf der 
Zustimmung des Gefangenen. Die 
Zustimmung darf nicht zur Unzeit 
widerrufen werden.

Für kritische Geister mag die „Ge-
fangenenarbeit“ wegen der hier festge-
schriebenen Arbeitspflicht immer noch 
ein mit eigenem Strafcharakter ausgestat-
tetes Relikt aus vordemokratischer Zeit 
sein. Dem steht allerdings entgegen, dass 
die Arbeit nach einem differenzierten 
System entlohnt wird (§ 43 StVollzG), und 
vor allem, dass Arbeit und arbeitsthera-
peutische Maßnahmen ebenso wie die 
Maßnahmen der beruflichen Bildung wie 
etwa in Nordrhein-Westfalen (vgl. Löhmer 
in diesem Heft) ausdrücklich als ein we-
sentlicher Bestandteil des Behandlungs-
vollzuges betrachtet werden, der darauf 
zielt, die Fähigkeiten des Gefangenen 
für eine Erwerbstätigkeit nach der Ent-
lassung zu erhalten oder zu fördern, den 
schädlichen Folgen des Freiheitsentzuges 
entgegenzuwirken und die Gefangenen 
darin zu unterstützen, sich während und 
nach der Haft in das Arbeitsleben bzw. das 
Leben in Freiheit einzugliedern. Hier geht 
es gewiss nicht mehr um die Anwendung 
„mechanischer Besserungstechniken“ 
oder gar die „technische Umformung“ 
der Gefangenen in einer „leeren ökono-
mischen Form“ (Foucault 1975:298 f,312), 
sondern vor allem um die Steigerung 
ihrer Wiedereingliederungschancen 
durch eine möglichst arbeitsmarktnahe 
Beschäftigung.

Eine Ausrichtung der Gefangenen-
arbeit an den Gegebenheiten moderner 
Arbeitsmärkte ist vor diesem Hintergrund 
gleichwohl zwingend erforderlich. Aus 
behandlerischer Sicht mag es angehen, 
den Gefangenen eine Beschäftigung an-
zubieten, die ungeachtet jeder Arbeits-
marktrelevanz allein übenden oder the-
rapeutischen Charakter hat, die „nur“ den 
Tagesablauf strukturiert oder das Selbst-
wertgefühl stärkt. Im Hinblick auf die an-
gestrebten Integrationswirkungen macht 

es aber wenig Sinn, den Gefangenen eine 
Arbeit zuzuweisen, die „draußen“ kaum 
oder gar nicht mehr angeboten wird. 
Wenn die Zeiten des „Tütenklebens“ end-
gültig überwunden werden sollen und 
Gefangene im Verlauf der Verbüßung ih-
rer Strafe angemessen auf eine spätere Er-
werbstätigkeit vorbereitet werden sollen, 
so müssen die Behandlungsbedürfnisse 
der Gefangenen und die Erfordernisse 
der Arbeitsmärkte gleichermaßen Be-
rücksichtigung finden. Dazu bedarf es 
eines differenzierten Arbeitsangebotes, 
moderner Maschinen, kompetenter An-
leitung und arbeitsmarktähnlicher Pro-
duktionsabläufe auch im Vollzug. 

Die Schaffung entsprechender Ar-
beitsbetriebe und Ausbildungseinrich-
tungen entspricht dem allgemeinen 
Angleichungsgrundsatzes (§ 3 StVollzG) 
in Verbindung mit § 149 StVollzG: 
(1) 	 In den Anstalten sind die notwendi-

gen Betriebe für die nach § 37 Abs. 
2 zuzuweisenden Arbeiten sowie 
die erforderlichen Einrichtungen zur 
beruflichen Bildung (§ 37 Abs. 3) und 
arbeitstherapeutischen Beschäfti-
gung (§ 37 Abs. 5) vorzusehen.

(2) 	 Die in Absatz 1 genannten Betrie-
be und sonstigen Einrichtungen 
sind den Verhältnissen außerhalb 
der Anstalten anzugleichen. Die 
Arbeitsschutz- und Unfallverhü-
tungsvorschriften sind zu beachten.

(3) 	 Die berufliche Bildung und die 
arbeitstherapeutische Beschäfti-
gung können auch in geeigneten 
Einrichtungen privater Unterneh-
men erfolgen.

(4)	 In den von privaten Unterneh-
men unterhaltenen Betrieben und 
sonstigen Einrichtungen kann die 
technische und fachliche Leitung 
Angehörigen dieser Unternehmen 
übertragen werden.

Allerdings ist die Forderung, die Ver-
hältnisse in den Arbeitsbetrieben denen 
der freien Wirtschaft anzupassen, leich-
ter aufgeschrieben als in Anstalten mit 
einer teilweise über 100jährigen Bau-
substanz umgesetzt. Allein aus eigener 
Kraft kann eine behördliche Vollzugs-

verwaltung diese Aufgabe nicht „stem-
men“. Die Akquirierung von Unterneh-
merbetrieben in den Anstalten, die ihre 
Produkte auf vertraglicher Grundlage 
durch Gefangene herstellen lassen, ist 
unverzichtbar – und dies setzt entspre-
chende ökonomische Anreize, z. B. im 
Lohnkostenbereich, zwingend voraus.

Auch und gerade im Interesse der 
Erreichung des Vollzugszieles muss 
die Anstalt andererseits aber auf eine 
möglichst hohe Beschäftigungsquote 
setzen und kann insofern die betriebs-
wirtschaftliche Logik einer Effizienzer-
höhung durch Arbeitsverdichtung und 
Personalfreisetzung nur bedingt mit-
tragen. Dies setzt dem unternehmeri-
schen Einsatz im Strafvollzug und damit 
dem Privatisierungsgedanken natürlich 
Grenzen, so dass der Vollzug auch ge-
halten ist, Beschäftigungspotentiale in 
Eigenbetrieben zu schaffen. Dabei kann 
er aus vielerlei Gründen nicht in Ge-
winnerzielungsabsicht mit Gewerbebe-
trieben konkurrieren und muss oftmals 
Kompromisse eingehen oder innovative 
Wege beschreiten, für die es allerdings 
in der langen Geschichte der Gefange-
nenarbeit in Europa, die vor kurzem in 
einer Übersichtsarbeit von Shea (2008) 
eindrucksvoll beschrieben wurde, zahl-
reiche interessante Beispiele gibt.

Bildung und Qualifizierung im Straf-
vollzug
Mehr noch als durch den Arbeitsein-
satz können und sollen die Gefange-
nen durch Maßnahmen der beruflichen 
Qualifizierung auf die „Arbeitswelt 
draußen“ vorbereitet werden. Dies gilt 
naturgemäß in ganz besonderer Weise 
für den Jugendstrafvollzug. Die entspre-
chende Förderung erfolgt allerdings 
auf länderspezifisch unterschiedlichen 
Rechtsgrundlagen. Beispielhaft sei hier 
für das Land Nordrhein-Westfalen § 40 
JStVollzG NRW dargestellt: 
(1) 	 Der Förderungs- und Erziehungs-

auftrag des Jugendstrafvollzuges 
wird insbesondere durch Bildung, 
Ausbildung und eine zielgerichtet 
qualifizierende Beschäftigung der 
Gefangenen verwirklicht.
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(2) 	 Die Gefangenen sind während 
der Arbeitszeit vorrangig zur 
Teilnahme an schulischen und 
beruflichen Orientierungs-, Aus- 
und Weiterbildungsmaßnahmen 
oder speziellen Maßnahmen zur 
Förderung ihrer schulischen, be-
ruflichen oder persönlichen Ent-
wicklung verpflichtet, im Übrigen 
zu Arbeit, arbeitstherapeutischer 
oder sonstiger Beschäftigung, 
wenn und soweit sie dazu in der 
Lage sind. […] Bei der Zuweisung 
einer Tätigkeit nach Satz 1 und 2 
sind die jeweiligen Fähigkeiten, 
Fertigkeiten und Neigungen zu 
berücksichtigen. […]

(3) 	 Die in den Einrichtungen des Vollzu-
ges Ausgebildeten werden zu den 
Abschlussprüfungen nach dem 
Berufsbildungsgesetz oder der 
Handwerksordnung zugelassen, 
wenn durch eine Bescheinigung 
der Anstalt oder des Ausbildungs-
trägers nachgewiesen wird, dass 
die Zulassung zur Prüfung gerecht-
fertigt ist. Aus dem Zeugnis über 
eine Bildungsmaßnahme darf die 
Inhaftierung nicht erkennbar sein.

(4) 	 Den Gefangenen soll gestattet 
werden, einer Arbeit, Berufsaus-
bildung, beruflichen Weiterbil-
dung oder Umschulung auf der 
Grundlage eines freien Beschäf-
tigungsverhältnisses außerhalb 
der Anstalt nachzugehen oder 
sich innerhalb oder außerhalb des 
Vollzuges selbst zu beschäftigen, 
wenn sie hierfür geeignet sind. […]

Der hier zum Ausdruck kommende 
Vorrang der Fördermaßnahmen vor 
sonstiger Beschäftigung im Vollzug 
und die damit verbundene Teilnahme-
pflicht spiegeln die besondere Bedeu-
tung wider, die der Gesetzgeber den 
Bildungs- und Qualifizierungsmaßnah-
men im (Jugend-)Strafvollzug beimisst. 
Die Tatsache, dass rund zwei Drittel der 
erwachsenen und fast neun von zehn 
jugendlichen Gefangenen bei ihrer In-
haftierung keine abgeschlossene be-
rufliche Qualifikation besitzen und die 
Mehrzahl von ihnen vor der Inhaftie-

rung beschäftigungslos und sogar lang-
zeitarbeitslos war, unterstreicht dies.

Das entsprechende Maßnahmean-
gebot ist folglich sowohl in quantita-
tiver als auch in qualitativer Hinsicht 
breit gefächert. Es umfasst neben schu-
lischen Maßnahmen – vom Unterricht 
für Analphabeten bis hin zu höheren 
Schulabschlüssen – berufliche Förder-
maßnahmen – von einzelnen Qualifizie-
rungsmodulen bis hin zu mehrjährigen 
Lehrausbildungen – in mehr als 150 
verschiedenen Berufen innerhalb und 
außerhalb des Vollzugs. Das gesamte 
Spektrum erstreckt sich von A wie „Al-
tenpflegehelfer/in“ bis Z wie „Zerspa-
nungsmechaniker/in“ und kann hier im 
Einzelnen nicht dargestellt, wohl aber 
im Internet abgerufen werden.1

Ausweislich der von Eberhard 
Löhmer in diesem Heft vorgestellten 
Bilanz haben im Jahr 2010 insgesamt 
3.941 Gefangenen an einer entspre-
chenden Maßnahme teilgenommen, 
davon 2.131 allein im Jugendstrafvoll-
zug. Bei den abgeschlossenen Maßnah-
men wurde eine Erfolgsquote von 60,2% 
(Jugendvollzug: 59,7%). Die Ergebnisse 
der beruflichen Förderung können sich 
also im Hinblick auf den bildungspoliti-
schen Auftrag sehen lassen. Allerdings 
können und dürfen wir „Bildung im 
Strafvollzug“ nicht als isolierte Aufgabe 
begreifen. Dies wird besonders deut-
lich, wenn wir uns im Hinblick auf den 
kriminalpolitischen Präventionsauftrag 
noch ein paar ergänzende Befunde zu 
den rückfallmindernden Wirkungen der 
vollzuglichen Qualifizierungsmaßnah-
men vergegenwärtigen, die der Krimi-
nologische Dienst NRW erarbeitet und 
zusammengetragen hat.

Schulische, besonders schulab-
schlussbezogene Bildungsmaßnah-
men wirken danach insbesondere 
dann, wenn sie berufliche Qualifizie-
rungen ermöglichen und diese erzie-
len vor allem dann kriminalpräventive 
Wirkungen, wenn sie in Arbeit oder 
Folgeausbildung nach der Haft ein-
münden. Kurz: Bildung im Strafvollzug 

ist kein Selbstzweck, der sich allein an 
einem humanistischen Bildungsideal 
orientieren darf. Bildung im Strafvollzug 
ist vielmehr eine oftmals notwendige, 
wenn auch noch keine hinreichende 
Bedingung für die spätere Legalbe-
währung. Entscheidend ist zumeist 
die Erwerbstätigkeit nach der Haft, auf 
die beide – schulische und berufliche 
Bildungsmaßnahmen – ausgerichtet 
sein müssen, wenn sie erfolgreich zur 
Erreichung des Vollzugsziels beitragen 
wollen. Allerdings setzt dies nicht „nur“ 
die Vermittlung von dazu erforderlichen 
Fähigkeiten, Fertigkeiten und Qualifika-
tionen an Gefangene voraus, sondern 
auch ihre Vermittlung in geeignete Ar-
beits- und (Folge-) Ausbildungsplätze 
nach der Entlassung. Gelingt dies nicht, 
drohen die potenziell rückfallmindern-
den Effekte beruflicher Förderung im 
Strafvollzug zu verpuffen. Können den 
Gefangenen aber tragfähige Beschäf-
tigungsperspektiven eröffnet werden, 
ist auch eine Reduzierung der Rück-
fallrisiken bzw. die Verbesserung der 
Legalbewährungschancen zu erwarten.

Nun wird im Strafvollzug – ähnlich 
wie im Bildungswesen – beklagt, dass 
eine wachsende Zahl von Gefangenen 
mit dem traditionellen Qualifizierungs-
angebot nicht mehr erreicht wird und 
dass er gleichzeitig nicht immer ange-
messen auf die Qualifizierungserfor-
dernisse des eingangs beschriebenen 
Arbeitsmarktwandels reagieren kann. 
Eine stärkere Flexibilisierung und Indi-
vidualisierung des Bildungsangebotes 
ist folglich ebenso wichtig wie dessen 
Arbeitsmarktorientierung und stetige 
Modernisierung, doch lässt sich dies nur 
mit einem „integrierten Bildungssys-
tem“ erreichen, dass sowohl innerhalb 
des Vollzuges als auch im Hinblick auf 
vollzugsexterne Bildungsträger konti-
nuierliche Zusammenarbeit und „flie-
ßende Übergänge“ ermöglicht. 

Zukünftiges: Von Arbeitsmarkt-
integration und Übergangsma-
nagement
Die Zusammenarbeit mit vollzugsexter-
nen Einrichtungen wird zwar allgemein 
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als notwendig erachtet (vgl. Laubenthal 
2009:387) und im Zusammenarbeitsge-
bot des § 154 StVollzG hervorgehoben, 
ist aber nicht mehr oder noch nicht 
überall befriedigend umgesetzt. Be-
zogen auf die Arbeitsmarktintegration 
von (ehemaligen) Gefangenen ist dabei 
natürlich die Kooperation mit der Bun-
desagentur für Arbeit, namentlich mit 
Arbeitsagenturen und Jobcentern, von 
besonderem Interesse, die durchaus ein 
Gewinn für „beide Seiten“ sein kann. 

So steht es wohl völlig außer Frage, 
dass die mit dem Strukturwandel der 
Arbeitsmärkte verbundene Veränderung 
der Qualifikationsanforderungen auch 
in den Qualifizierungsangeboten des 
Strafvollzuges zum Ausdruck kommen 
muss, wenn die Effektivität der berufli-
chen Reintegration von Strafgefangenen 
und Haftentlassenen weiter gesteigert 
werden soll. Allerdings setzt dies eine 
verbesserte Kenntnis der Arbeitsmark-
terfordernisse auf Seiten der Justiz-
verwaltungen voraus, die letztlich nur 
von der Arbeitsverwaltung vermittelt 
werden kann, während sich diese von 
bedarfsgerechten Qualifizierungsange-
boten im Justizvollzug durchaus arbeits-
marktpolitische Effekte versprechen darf.

Zwar ist der Arbeitsmarkt für Ge-
ringqualifizierte, die unter Strafgefan-
genen in überdurchschnittlich gro-
ßer Zahl vertreten sind, offenkundig 
erheblich schwieriger geworden (s.o.) 
Aber andererseits weist die Bundes-
agentur für Arbeit darauf hin, dass die 
Nachfrage nach Arbeitskräften mit hö-
herer Qualifikation (abgeschlossene 
Berufsausbildung oder vergleichbarer 
Sekundärabschluss) derzeit einen regel-
rechten Boom erfährt und dass uns an-
gesichts des demografischen Wandels 
gar ein Fachkräftemangel droht, wenn 
nicht rechtzeitig gegengesteuert wird. 

Aus Sicht der Arbeitsmarktexper-
ten sind dazu Aktivitäten in 10 Hand-
lungsfeldern erforderlich (vgl. Bundes-
agentur für Arbeit 2011), die teilweise 
auch für die Qualifizierungs- und Wie-
dereingliederungsbemühungen des 

Strafvollzuges von Bedeutung sind. In 
realistischer Einschätzung der Lage be-
tont die Bundesagentur dabei, dass kein 
einzelner Akteur allein den drohenden 
Fachkräftemangel abwenden könne, 
sondern dass nur ein Zusammenspiel 
der relevanten Akteure das nötige Ge-
gengewicht zum drohenden Defizit bei 
den Fachkräften schaffe – was in glei-
cher Weise für die komplexe Aufgabe 
der beruflichen Reintegration von (ehe-
maligen) Gefangenen gilt. Während die 
Bundesagentur hier mit dem Einsatz 
ihres Instrumentariums zweifellos zur 
Erreichung kriminalpolitischer Ziele 
beitragen kann, kann umgekehrt auch 
der Strafvollzug die arbeitsmarktpoli-
tischen Intentionen zur Erhöhung der 
Anzahl qualifizierter Erwerbspersonen 
unterstützen. Dies gilt insbesondere für 
die von der Bundesagentur benannten 
Handlungsfelder „Schulabgänger ohne 
Abschluss reduzieren“, „Ausbildungsab-
brecher reduzieren“, „Qualifizierung und 
Weiterbildung vorantreiben“ sowie für 
die damit verbundenen Teilziele „An-
teil der Geringqualifizierten reduzieren“ 
und „Übergänge in den Beruf verbes-
sern“. Hier ergeben sich Synergiefelder 
im klassischen Sinne. 

Für die Verbesserung der Koope-
ration zwischen Justiz- und Arbeits-
marktakteuren sollte der Strafvollzug 
allerdings nicht auf entsprechende 
Initiativen der Arbeitsverwaltung war-
ten, sondern selbst initiativ werden. 
In Nordrhein-Westfalen wurden dabei 
in den vergangenen Jahren sehr gute 
Erfahrungen gemacht, die jetzt in eine 
gemeinsame Initiative für den Aufbau 
eines landesweiten Übergangsmanage-
ments zur Arbeitsmarktintegration von 
Strafgefangenen und Haftentlassenen 
eingemündet sind.

Innovative Projektentwicklungen 
Die oben dargelegten empirischen Ein-
sichten haben bereits Ende der 1990er 
Jahre zur Entwicklung diverser Projekte 
geführt, die wegen ihres damaligen 
Innovationsgehalts aus Mitteln des Eu-
ropäischen Sozialfonds gefördert wur-
den. Dabei handelt es sich zunächst 

um das Modellprojekt MABiS (Modell-
projekt Ausbildungs- und Beschäfti-
gungsintegration für Strafentlassene) 
im Jugendstrafvollzug sowie – daran 
anschließend – die Entwicklungspart-
nerschaft MABiS.NeT, aus der eine 
3-Säulen-Strategie zur beruflichen Wie-
dereingliederung von Strafgefangenen 
und Haftentlassenen entstanden ist. 

In dieser Strategie wurde die „arbeits-
marktnahe Qualifizierung im Strafvollzug“ 
(Säule 1) systematisch mit einer daran 
anknüpfenden „arbeitsmarktorientier-
ten Entlassungsvorbereitung“ (Säule 2) 
und einer nach der Haft anschließenden 
„beschäftigungsfördernden Nachsorge“ 
(Säule 3) verbunden. Zentrales Ziel des 
Projektes, das heute als Sonderpro-
gramm des nordrhein-westfälischen 
Justizministeriums fortgesetzt und aus 
dem Landeshaushalt finanziert wird, war 
und ist die nachhaltige Vermittlung von 
(ehemaligen) Gefangenen in Arbeit und/
oder Folgeausbildung schon aus der 
Haft heraus. Dabei konzentriert sich die 
vollzugsinterne Vermittlungsarbeit im 
wesentlichen auf die letzten 3 Monate 
vor der Entlassung, während die Nach-
sorge grundsätzlich auf die folgenden 
6 Monate begrenzt ist, in denen das 
Rückfallrisiko besonders hoch ist. Primä-
re Zielgruppe sind die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer der beruflichen Qualifi-
zierungsmaßnahmen. 11 Justizvollzugs-
anstalten und 6 vollzugsexterne Nach-
sorgestellen sind beteiligt. Bis Ende 2011 
haben fast 8.500 (ehemalige) Gefangene 
teilgenommen. Dabei wurde allein in der 
Entlassungsvorbereitung eine Vermitt-
lungsquote von 50,2% erreicht. Über 
weitere Ergebnisse ist auch in dieser 
Zeitschrift bereits detailliert berichtet 
worden (vgl. Wirth 2009).

Im Zuge der Erfolgskontrolle des 
Projektes zeigte sich, dass die insge-
samt positiven Ergebnisse durch eine 
Kooperation mit Arbeitsagenturen und 
Jobcentern weiter verbessert werden 
können, dass die erforderliche Zusam-
menarbeit aber noch nicht überall zu-
friedenstellend gelang – und dass auch 
bei den Übergängen aus der Entlas-
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sungsvorbereitung in die Nachsorge 
Verbesserungsbedarf angezeigt war. 
Die konzeptionell vorgedachte Ver-
knüpfung der „3 Säulen“ konnte noch 
nicht hinreichend durch praktische 
Vernetzungsleistungen vor Ort – so-
wohl im Vollzug als auch vollzugsüber-
greifend – umgesetzt werden, so dass 
die einzelnen Elemente der „3-Säulen-
Strategie“ angesichts der beobachteten 
„Übergabelücken“ zwar wichtige Vor-
aussetzungen für ein effektives Über-
gangsmanagement, aber noch keine 
zufrieden stellenden Ergebnisse boten 
(vgl. Wirth 2011).

Gefordert war folglich eine bessere 
Vernetzung der vollzuglichen und der 
vollzugsexternen Akteure. Die dazu er-
forderlichen Wege sollten mit Hilfe eines 
weiteren, Ende des letzten Jahres abge-
schlossenen Modellprojektes namens 
INA erkundet werden, das gleichzeitig 
auch die Möglichkeiten eines syste-
matischen Übergangsmanagements 
für Gefangene erproben sollte, denen 
im Vollzug kaum berufliche Qualifizie-
rungsmöglichkeiten angeboten wer-
den konnten.

INA steht für „Integrationsplanung – 
Netzwerkbildung – Arbeitsmarktinteg-
ration“. In dem Projekt, an dem über 900 
Gefangene aus 3 Justizvollzugsanstal-
ten teilnahmen, wurde eine „Fallsteue-
rung aus einer Hand“ umgesetzt, bei der 
die Inhaftierten von Fachkräften eines 
externen Trägers sowohl in der Haft als 
auch in der anschließenden Nachsorge 
begleitet wurden. Dabei wurden jeweils 
3 Praxis- und Reformziele angestrebt. 

Zu den Praxiszielen zählte die Ent-
wicklung einer Integrationsplanung, 
die die individuelle Vollzugsplanung 
um eine über den Entlassungszeitpunkt 
hinaus weisende Wiedereingliede-
rungsplanung erweitert; die Bildung 
von Netzwerken, die eine nahtlose 
Verknüpfung vollzugsinterner Behand-
lungs- und vollzugsexterner Wiederein-
gliederungsmaßnahmen ermöglichen 
sowie die Umsetzung einer Nachsorge, 
die die Arbeitsmarktintegration von 

Haftentlassenen durch ergänzende 
Vermittlungs- und Stabilisierungsleis-
tungen fördert.

Als übergeordnete Reformziele soll-
ten darüber hinaus erreicht werden: 
die Implementation des Handlungs-
konzeptes Case Management in den 
Strafvollzug; die Neuformulierung 
überprüfbarer Standards zur Entlas-
sungsvorbereitung sowie die Analyse 
struktureller Kooperationshürden bzw. 
die Schaffung übertragbarer und ver-
bindlicher Strukturen für die Koopera-
tion mit Arbeitsmarktakteuren.

Für die Erreichung dieser Ziele war 
eine intensive Zusammenarbeit zwi-
schen Justiz- und Arbeitsmarktakteuren 
unabdingbar. Dies gelang im Rahmen 
von örtlichen Arbeitskreisen, zu denen 
neben den Vertretern der Justizvoll-
zugsanstalten vorrangig Arbeitsagen-
turen und Jobcenter eingeladen wur-
den, aber auch durch eine intensive 
Kooperation auf überregionaler Ebene 
zwischen Vertreterinnen und Vertretern 
der Regionaldirektion NRW der Bundes-
agentur für Arbeit sowie Fachleuten aus 
dem Justizministerium und dem Krimi-
nologischen Dienst. Mit Blick auf die zu 
bewältigenden Herausforderungen lag 
der Arbeit dabei aus Vollzugssicht ein 
kleines A-B-C zentraler Kooperations-
aufgaben zugrunde: 
A)	Anschlussfähigkeit vollzuglicher Be-

schäftigungs- und Qualifizierungs-
maßnahmen verbessern
a.	Arbeit im Vollzug zur Eignungsfest-

stellung nutzen und mit Arbeits-
marktinformationen anreichern, 
wenn die Berufsorientierung fehlt

b.	Schulische Förderung mit berufs-
bezogenen Motivierungsmaßnah-
men verbinden, wenn berufliche 
Qualifizierungen (noch) nicht 
möglich sind

c.	 Zertifizierte Berufsqualifizierungs-
module einsetzen, wenn die Haft-
zeit nicht für „Vollausbildungen“ 
reicht

B)	Beschäftigungschancen für (ehemali-
ge) Gefangene durch Vernetzung mit 
Arbeitsmarktakteuren erhöhen

a.	Regelmäßige Arbeitsmarktanaly-
sen für die Entwicklung von Qua-
lifizierungsangeboten in Perspek-
tiv-, Nischen- und Mangelberufen 
nutzen

b.	Verbindliche Kooperationsformen 
mit Arbeitsagenturen und Jobcen-
tern vereinbaren, um Doppelarbeit 
zu vermeiden und Synergieeffekte 
zu schaffen

c.	 Sozialgesetzgebungsreform an-
regen, wenn die Kooperation 
zwischen Justiz- und Arbeitsver-
waltung durch rechtliche Hürden 
beeinträchtigt wird 

C)	Case-Management im Übergang 
aus der Haft in die Freiheit durch 
Kooperation mit vollzugsexternen 
Fachdiensten konsolidieren
a.	Übergangsmanagement durch 

fallbezogene Integrationsplanung 
in der Logik des 4 Phasen Modells 
der Arbeitsverwaltung systemati-
sieren

b.	Netzwerkmanagement durch fall-
übergreifende Zusammenarbeit 
zur Erschließung unterstützender 
und flankierender Leistungen eta-
blieren 

c.	 Qualitätsmanagement durch fall
unabhängig standardisierte Pro-
zessschritte und zertifizierte Perso-
nalschulungen institutionalisieren 

Konsolidierende Gemeinschafts-
initiative
Die gemeinsame Arbeit verlief erfolg-
reich und mündete in einer förmlichen 
Kooperationsvereinbarung, die am 10. 
Mai 2012 von Justizminister Thomas 
Kutschaty und der Vorsitzenden der 
Geschäftsführung der Regionaldirekti-
on NRW der Bundesagentur für Arbeit, 
Christiane Schönefeld, unterzeichnet 
wurde. 

Die Vereinbarung bildet die Grund-
lage für die gemeinsame Schaffung 
eines landesweiten Übergangsma-
nagements zur beruflichen Wiederein-
gliederung von (jungen) Gefangenen 
und Haftentlassenen. Dazu werden die 
„best practices“ der bisherigen Modell-
projekte in einer dauerhaft angelegten 
Gemeinschaftsinitiative namens B5 zu-



202 • FS 4/2012 Titel

sammengeführt. Der Name B5 ist von 
den fünf Basismodulen abgeleitet, die 
in variabler Zusammensetzung im Über-
gangsmanagement zur Ausbildungs- 
und Arbeitsmarktintegration der Ziel-
gruppe eingesetzt werden sollen. 

B1 steht für „Berufsorientierung“ 
und bezieht sich auf die Integration 
von Angeboten zur vertieften Berufsori-
entierung in vollzugliche Bildungs- und 
Beschäftigungsmaßnahmen. Durch die 
Angebote sollen die Teilnehmer einen 
vertieften Einblick in die Berufs- und 
Arbeitswelt erhalten und damit auf eine 
realistische und abgesicherte Berufs-
wahl vorbereitet werden. B1 beinhaltet 
vor allem Angebote der Bundesagentur 
für Arbeit und greift die erfolgreichen 
Inhalte anderer Modellprojekte der 
Justiz auf: Umfassende Informationen 
zu Berufsfeldern (allgemein und spe-
ziell), Interessenerkundung, vertiefte 
Eignungsfeststellung durch Einsatz von 
Kompetenzfeststellungsverfahren, Stra-
tegien zur Berufswahl- und Entschei-
dungsfindung, fachpraktische Erfah-
rungen durch Praktika, Reflexion von 
Eignung, Neigung und Fähigkeiten zur 
Verbesserung der Selbsteinschätzung 
und Realisierungsstrategien mit Ver-
knüpfung zu den sozialen Trainingskur-
sen der JVAen. Darüber hinaus stehen 
die allgemeinen Print- und Online-Me-
dien der Bundesagentur für Arbeit zur 
Berufsorientierung und Arbeitsvermitt-
lung sowie das BIZ-Mobil zur Verfügung 
bzw. werden zur Verfügung gestellt.

B2 steht für „Berufsqualifizierung“ 
und bezieht sich auf die Integration von 
arbeitsmarktnahen, zertifizierten und 
berufsfeldübergreifend einsetzbaren 
Qualifizierungsmodulen zur Verbesse-
rung der Vermittelbarkeit von (kurz
strafigen) Gefangenen. B2 beinhaltet 
die Maßnahmen des Berufsbildungsan-
gebotes in den Justizvollzugsanstalten 
des Landes Nordrhein-Westfalen, knüpft 
ebenfalls an die Ergebnisse früherer 
Modellprojekte an und setzt auf die 
Erschließung weiterer Qualifizierungs-
module oder Ausbildungsbausteine der 
Bundesagentur für Arbeit im Übergang 

von der Haft in den Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt: niederschwellige För-
derung der Ausbildungsfähigkeit, 
(Module der) berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahmen, Lernbörse und 
betriebliche Einstiegsqualifizierungen; 
modulare Teil-, Nach- und Zusatzquali-
fizierungen, Vollausbildungen.

B3 steht für „Beschäftigungsvermitt-
lung“ und bezieht sich auf die Integration 
der arbeitsmarktorientierten Entlassungs-
vorbereitung in das Behandlungsange-
bot aller beteiligten Vollzugsanstalten. 
B3 beinhaltet die in den Anstalten jus-
tizseitig eingerichteten Angebote zur 
Arbeits- und Ausbildungsplatzvermitt-
lung und knüpft insofern an die Ergeb-
nisse der Modellprojekte MABiS und INA 
sowie an das Sonderprogramm MABiS.
NeT an: Bewerbungstraining; Profiling 
nach dem 4 Phasen Modell; (erstmalige) 
Arbeits- und Ausbildungsplatzvermitt-
lung schon während der Haft, aber auch 
in der Nachsorge, wo bei Bedarf auch 
eine erneute Stellenvermittlung erfolgt, 
z.B. bei Beschäftigungsabbrüchen oder 
Beendigung befristeter Beschäftigungs-
verhältnisse; Kooperation Arbeitgeber-
service. Diese Aktivitäten sollen durch 
Akquise von Stellenangeboten und 
kontinuierliche Stellensuchläufe in der 
Jobbörse der Bundesagentur für Arbeit 
ergänzt werden. Neben der Vermittlung 
(ehemaliger) Gefangener in Arbeit wird 
dabei auch eine weitere Verbesserung 
des Übergangs aus der Haft in (Folge-) 
Qualifizierungsmaßnahmen angestrebt, 
die externe Bildungsträger in den je-
weiligen Entlassungsregionen anbieten 
und die (auch) von der B5-Zielgruppe 
genutzt werden können. Dies schließt 
ausdrücklich eine Vernetzung mit regi-
onal bestehenden Angebotsstrukturen 
im Übergangssystem Schule – Beruf ein.

B4 steht für „Beschäftigungssta-
bilisierung“ und bezieht sich auf die 
Integration des Handlungskonzeptes 
Case-Management in die Vollzugs- und 
Nachsorgeaktivitäten zur Ausbildungs- 
und Arbeitsmarktintegration von 
(ehemaligen) Gefangenen. B4 knüpft 
unmittelbar an die Ergebnisse des Mo-

dellprojektes INA und der landesweiten 
Arbeitsgruppe „Übergangsmanage-
ment“ sowie an die Integrationsstrate-
gie der Bundesagentur für Arbeit an: Be-
antragung/Gewährung von Leistungen 
zum Lebensunterhalt und Beratungs-
leistungen an der Schnittstelle von 
Strafvollzug und Freiheit; Abstimmung 
von Wiedereingliederungsplänen (Jus-
tiz) und Eingliederungsvereinbarungen 
(BA) im Sinne einer Beschäftigungssta-
bilisierung und zur Vermittlung flankie-
render Maßnahmen durch Nachsorge-
stellen, Bewährungshilfe, Jobcenter und 
weitere Akteure (Freie Straffälligenhilfe, 
soziale Dienste, Beratungsstellen usw.) 
mit einem besonderen Fokus auf den 
Problemlagen Sucht, Schulden und 
Wohnungslosigkeit.

B5 steht schließlich für „Beschäfti-
gungsanalyse“ und bezieht sich auf die 
Integration von Arbeitsmarktsurveys 
und Wirkungsanalysen in die konzep-
tionelle Weiterentwicklung zielgrup-
penspezifischer Qualifizierungs- und 
Beschäftigungsangebote. Evaluation 
und Controlling der Gemeinschafts-
initiative B5 sind dabei Aufgaben der 
Justiz, die bei Bedarf durch statistische 
Daten der Bundesagentur für Arbeit (z. 
B. aggregiert zur Struktur regionaler Ar-
beitsmärkte) sowie personenbezogene 
Daten (z.B. fallbezogen zum Erwerbssta-
tus der Teilnehmenden auf Basis einer 
datenschutzrechtlichen Belehrung und 
Einwilligungserklärung) unterstützt 
wird. B5 knüpft an die Ergebnisse aus 
Forschungsprojekten und Program-
mevaluationen des Kriminologischen 
Dienstes NRW und des Instituts für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung der 
Bundesagentur für Arbeit an und kann 
mit einem neuen Modellprojekt MACS 
(Motivierung und Aktivierung im Case 
Management zur beruflichen Wieder-
eingliederung von jungen Gefangenen) 
verknüpft werden: prozessbezogene 
Evaluation Case Management; fall-/
berufsfeldbezogene Wirkungsanalyse; 
Identifizierung von Angebotslücken 
(Qualifizierung); zielgruppenspezifische 
Arbeitsmarktsurveys.
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Die Verknüpfung der einzelnen 
Module wird sowohl fallbezogen als 
auch fallübergreifend auf der Grund-
lage des Handlungskonzeptes Case 
Management gesteuert. Damit wird 
den rechtspolitischen Zielen der Lan-
desregierung Rechnung getragen, nach 
der die vollzugsübergreifende Zusam-
menarbeit insbesondere im Bereich 
der Arbeitsmarktintegration von Ge-
fangenen als modernes Case-Manage-
ment unter Einbeziehung relevanter 
Arbeitsmarktakteure – wie etwa der 
Arbeitsagenturen und Jobcenter – künf-
tig Standard werden soll. Erklärtes Ziel 
ist es, die Ergebnisse der vielfältigen 
Bildungs- und Behandlungsmaßnah-
men des Strafvollzuges zu sichern, die 
Mitwirkungsbereitschaft der (ehema-
ligen) Gefangenen durch Schaffung 
konkreter Beschäftigungsperspektiven 
zu steigern und bestehende Beschäfti-
gungsverhältnisse durch flankierende 
Nachsorgemaßnahmen zu stabilisieren. 

Die Regionaldirektion NRW der Bun-
desagentur für Arbeit sieht sich dieser Auf-
gabe ebenfalls verpflichtet und bezieht 
sich dabei explizit auf den Strukturwandel 
des Arbeitsmarktes und die Herausfor-
derungen, die mit der zu erwartenden 
Verringerung des Erwerbspersonenpo-
tenzials und dem gleichzeitig steigenden 
Bedarf an gut qualifizierten Arbeitskräf-
te verbunden sind. Daher gelte es, zur 
Sicherung des Fachkräftebedarfes alle 
Potenziale zu identifizieren und zu fördern 
und so die derzeit noch ungenutzten 
Erwerbspotenziale für den Arbeitsmarkt 
zu erschließen. Netzwerkarbeit wird als 
ein zentraler Faktor gesehen, um für den 
Einzelnen den jeweils individuell best-
möglichen Weg Richtung Integration in 
den Arbeitsmarkt zu entwickeln. Die Neu-
ausrichtung des nordrhein-westfälischen 
Strafvollzugs insbesondere im Bereich 
der Arbeitsmarktintegration von Gefan-
genen durch die Einführung eines qua-
lifizierten Übergangsmanagements ist 
daher auch für die Regionaldirektion der 
Bundesagentur für Arbeit Anlass, über 
die bisherige regionale Zusammenarbeit 
hinaus eine landesweite Kooperation zu 
vereinbaren. 

In der vereinbarten Gemeinschafts-
initiative zur beruflichen Wiederein-
gliederung von (jungen) Gefangenen 
und Haftentlassenen werden die Ziele 
kooperativ im Rahmen der geltenden 
Rechtsgrundlagen umgesetzt. Die Ein-
stellung ergänzenden Personals ist be-
reits erfolgt. Der Kriminologische Dienst 
des Landes Nordrhein-Westfalen wurde 
von der Deutschen Gesellschaft für Care 
und Case Management als Ausbildungs-
einrichtung für die erforderlichen Schu-
lungen zertifiziert. Die Schulungen sind 
ebenso angelaufen wie die praktische 
Vernetzungs- und Vermittlungsarbeit in 
sieben Regionen des Landes. Über die 
Ergebnisse wird zu gegebener Zeit auch 
in dieser Zeitschrift mehr zu lesen sein.
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Zahlen, Daten und Fakten zum Arbeitsbetriebswesen und zur beruf-
lichen Qualifizierung im Justizvollzug des Landes Nordrhein-Westfalen

Arbeit, arbeitstherapeutische 
Beschäftigung
Arbeit und arbeitstherapeutische Be-
schäftigung der Gefangenen sind ein 
wesentlicher Bestandteil des Behand-
lungsvollzuges. Mit der Zielsetzung, die 
Fähigkeiten des Gefangenen für eine 
Erwerbstätigkeit nach der Entlassung zu 
vermitteln, zu erhalten oder zu fördern, 

wirkt der Vollzug einerseits schädlichen 
Folgen des Freiheitsentzuges entgegen, 
andererseits ist er dem Gefangenen 
behilflich, sich in das Arbeitsleben bzw. 
das Leben in Freiheit einzugliedern. Das 
Schwergewicht der Bemühungen in 
Nordrhein-Westfalen liegt darin, ent-
sprechende Arbeitsplätze zu schaffen 
und die Verhältnisse in den Arbeits-

betrieben denen der freien Wirtschaft 
möglichst anzugleichen. Die Zahl der 
inner- und außerhalb der nordrhein-
westfälischen Justizvollzugsanstalten 
zur Arbeit eingesetzten Gefangenen 
stellt sich in den Jahren 2005 – 2011 
wie folgt dar1:

Jahr durchschnittlich beschäftigte Gef./ Durchschnittsbelegung Beschäftigungsquote

2005 9.930/17.578 56,50 %

2006 10.115 /17.711 57,10 %

2007 10.225/17.467 58,54 %

2008 10.142/17.300 58,60 %

2009 9.769/17.124 57,10 %

2010 10.026/16.826 59,60 %

2011 10.074/16.697 60,33 %

Ausgesuchte Beschäftigungsbereiche:
Anzahl eingesetzte Gef. (2011)

Eigenbetriebe rd. 100  13,47 % 

Unternehmerbetriebe rd. 150  15,76 %

Arbeitstherapien rd. 50  5,11 % 

Gef. im freien Beschäftigungsverhältnis rd. 800  5,98 %

berufliche Bildung  11,14 %

schulische Bildung 7,42 %
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Erwirtschaftete Leistungen in Euro:
Jahr Erwirtschaftete Leistungen durch Gefangenenbeschäftigung

2006 rd. 40 Mio. €

2007 rd. 45 Mio. €

2008 rd. 48 Mio. €

2009 rd. 42 Mio. €

2010 rd. 40 Mio. €

2011 rd. 44 Mio. €

Berufliche Bildungsmaßnah-
men:
Das vollzugliche Angebot an beruflichen 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen 
orientiert sich ausschließlich an den 
Bedürfnissen des freien Arbeitsmarktes. 
Die vermittelten Berufsbildungsinhalte 

entsprechen den Ausbildungsordnun-
gen des Handwerks und der Industrie. 
Die rd. 150 Qualifizierungsbereiche um-
fassende Angebotspalette beinhaltet 
sowohl hoch qualifizierte als auch nie-
derschwellige Bildungsgänge, modula-
re Kurzmaßnahmen (6-8 Monate) sowie 

Langzeitmaßnahmen mit Ausbildungs-
zeiten bis zu 42 Monaten.

Die Ergebnisse des Jahres 2010 stel-
len sich wie folgt dar:

Gesamtübersicht (alle Teilnehmerinnen/Teilnehmer) 2010

Gesamtzahl der Teilnehmerinnen/Teilnehmer 3.941

davon setzen ihre Ausbildung im Folgejahr im Vollzug fort 1.055

es verbleiben 2.886

davon  

-	 haben die Ausbildung erfolgreich abgeschlossen
1.739

(60,26 %)

-	 haben nicht bestanden
 66

(2,29%)

-	 sind aus sonstigen Gründen ohne den angestrebten Abschluss ausgeschieden
1.081

(37,45 %)

Von den aus sonstigen Gründen ausgeschiedenen Teilnehmern sind

-	 freiwillig oder wegen Erkrankung 185

-	 aus disziplinären Gründen, wegen Entweichung oder Nichtrückkehr aus Urlaub oder Strafunterbre-
chung und aus sonstigen Gründen

659

-	 wegen vorzeitiger Entlassung 237

ausgeschieden

davon

I. Weibliche Gefangene

Gesamtzahl der Teilnehmerinnen 411

davon setzen ihre Ausbildung im Folgejahr im Vollzug fort 116
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es verbleiben 295

davon

-	 haben die Ausbildung erfolgreich abgeschlossen
178

(60,34 %)

-	 sind ohne den angestrebten Abschluss ausgeschieden
117

(39,66 %)

II. Männliche Jugendliche

Gesamtzahl der Teilnehmer 2.131

davon setzen ihre Ausbildung im Folgejahr im Vollzug fort 421

es verbleiben 1.7100

davon

-	 haben die Ausbildung erfolgreich abgeschlossen
1.021

(59,71 %)

-	 sind ohne den angestrebten Abschluss ausgeschieden
698

(40,29 %)

III. Männliche Erwachsene

Gesamtzahl der Teilnehmer 1.399

davon setzen ihre Ausbildung im Folgejahr im Vollzug fort 518

es verbleiben 881

davon

-	 haben die Ausbildung erfolgreich abgeschlossen
540

(61,29 %)

-	 sind ohne den angestrebten Abschluss ausgeschieden
341

(38,71 %)

1 Einschließlich der Teilnehmer/innen der beruflichen 
Bildungsmaßnahmen

	

Karl Eberhard Löhmer
Justizministerium Nordrhein-Westfalen
Referatsleiter Logistik
eberhard.loehmer@jm.nrw.de
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Arbeit und Bildung im Strafvollzug als Herausforderung 
für das Vollzugssystem1

Walter Hammerschick

Das Projekt „KEYS – Innovative Modelle 
zur Integration von Lernen und Arbei-
ten im Erwachsenenvollzug“2 wurde 
nicht zuletzt als Reaktion auf ein, in 
vielen Ländern beobachtetes, Problem 
initiiert: Arbeitende Gefangene sind re-
gelmäßig von Bildungs- und Trainings-
maßnahmen ausgeschlossen. Bildungs- 
und Trainingsmaßnahmen sind aber 
von grundlegender Bedeutung für die 
Vorbereitung der Gefangenen auf ihr 
weiteres Leben nach der Entlassung, 
ihre Integration und ihre Entwicklung.

Die Vorbereitung auf die Entlassung 
ist keine Frage von entweder dies oder 
das. Die Vorbereitung auf die Entlassung 
muss als eine Einheit betrachtet werden. 
Sie muss sinnvolle Arbeit, Bildungs- und 
Trainingsmaßnahmen sowie therapeu-
tische, unterstützende und beratende 
Angebote umfassen, entsprechend der 
individuellen Bedürfnisse der Klienten. 
Voraussetzung dafür sind ein geeigne-
tes Assessment der Bedarfslagen, indi-
viduelle Pläne und natürlich geeignete 
Angebote.

KEYS konzentrierte sich auf die Ver-
bindung von Arbeit auf der einen und 
Training und Bildung auf der anderen 
Seite. Von Anfang an war das zentrale 
Anliegen des Projektes, mehr Gefange-
ne, neben oder in Verbindung mit Arbeit, 
in Bildungs- und Trainingsmaßnahmen 
einzubinden. Es gibt mehrere, gute Grün-
de für eine Annäherung, die Arbeit und 
Bildung in der Entwicklung, der Planung 
und der Umsetzung verbindet.

Was kann man sich davon 
versprechen, was können die 
Vorteile sein und was ist zu be-
rücksichtigen?
Die Bedingungen hinsichtlich Arbeit als 
auch hinsichtlich Bildung und Training 
unterscheiden sich in europäischen 

Haftanstalten mitunter beträchtlich. 
Blickt man aber auf die Zielgruppe, auf 
die allgemeinen Bedingungen und 
Probleme, die in diesem Kontext zu 
beobachten sind, dann zeigt sich, dass 
die Gefängnisse in Europa sehr ähnliche 
Probleme zu lösen und Herausforderun-
gen zu bewältigen haben. Natürlich gibt 
es große Unterschiede, letztlich gibt es 
aber in den meisten Gefängnissen einen 
Bedarf an Verbesserungen und an Wei-
terentwicklungen, um die Gefangenen 
in Bezug auf Arbeit und Bildung besser 
auf das Leben nach der Haft vorzuberei-
ten. Fast überall sind steigende Gefan-
genenzahlen zu beobachten, während 
die Budgets immer enger werden und 
es im Strafvollzug an ausreichenden 
Personal-Ressourcen fehlt. Diese Situ-
ation wirkt sich regelmäßig besonders 
auf die Maßnahmen und Angebote aus, 
die auf die Unterstützung, die Entwick-
lung und die Behandlung der Insassen 
ausgerichtet sind. Diese Situation und 
diese Entwicklungen können nicht ein-
fach hingenommen werden. Tatsächlich 
müssen diese Bedingungen als Motiva-
tion und als ein Grund mehr gesehen 
werden, nach geeigneten Konzepten 
und Strategien zu suchen, die es trotz 
der ungünstigen Rahmenbedingungen 
ermöglichen, diese Maßnahmen zu er-
halten, durchzuführen und weiterzu-
entwickeln. Die Verbindung von Arbeit 
und Bildungsmaßnahmen kann als eine 
solche Strategie betrachtet werden. 
Diese Strategie kann keine finanziel-
len Probleme lösen und sie kann keine 
Personalnöte beseitigen, aber sie kann 
ein Weg sein, diese Einschränkungen 
besser in den Griff zu bekommen. 

Nach wie vor gibt es in vielen Voll-
zugssystemen einen Fokus auf Arbeit 
für Gefangene, während Bildung und 
Training nahgereiht bleiben. Es wäre 
lohnend den Status von Arbeit wie auch 

den Status von Bildungs- und Trainings-
maßnahmen zu überdenken und auch 
deren Verhältnis zu einander. Arbeit im 
Vollzug ist wichtig, weil
-	 die Insassen beschäftigt sind;
-	 sie nicht auf Dauer untätig in den Zel-

len bleiben und die Zeit todschlagen 
müssen;

-	 sie Geld verdienen;
-	 manche Arbeit tatsächlich auch Lern- 

und Trainingspotential hat;
-	 Gefangenenarbeit schließlich auch 

ein ökonomischer Faktor ist und die 
Arbeit der Insassen zum Betrieb der 
Anstalten beiträgt.

Andererseits können die Vollzugs-
systeme Großteils nicht ausreichend 
Arbeit für alle Gefangenen anbieten. 
Darüber hinaus ist ein beträchtlicher 
Teil der Arbeit oft unqualifiziert, nie-
derwertig und von monotoner Art. Das 
bedeutet unter anderem, dass sie für die 
Vorbereitung auf die Zeit nach der Haft 
von eher geringem Wert ist.

Die Qualitäten und das Potential von 
Bildungs- und Trainingsmaßnahmen 
scheinen demgegenüber vielfach noch 
immer unterschätzt zu werden. Es ist 
eine Tatsache, dass eine Mehrheit der 
Gefangenen in ganz Europa nach wie 
vor keine oder nur wenig Qualifikation 
vorzuweisen haben. Dies ist mit ein 
Grund für ihre schwierige Position am 
Arbeitsmarkt3. Eine stabile Arbeitsin-
tegration ist jedoch ein wesentlicher 
Faktor bei der Vermeidung von Rückfall. 
Bildungsmaßnahmen und Trainings ha-
ben ein Potential persönliche Entwick-
lungen von Insassen auszulösen und 
zu fördern. Sie können dazu beitragen 
Perspektiven zu verbessern, zur geeig-
neten Vorbereitung auf die Zeit nach 
der Entlassung beitragen, die Chan-
cen der Insassen nach der Entlassung 
verbessern und insgesamt Integration 
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fördern und Rückfall entgegenwirken. 
Auf europäischer Ebene wird dies bei 
einschlägigen Veranstaltungen regel-
mäßig betont und es gibt auch em-
pirische Belege dafür, wenngleich wir 
eingestehen müssen, dass wir mehr 
Studien dazu brauchen würden. An die-
ser Stelle seien nur ein paar Beispiele aus 
der Forschung angeführt. Steurer und 
Smith4 belegen mit ihrer Studie deutlich 
positive Effekte von Bildungsmaßnah-
men im Strafvollzug auf die weitere 
Legalbewährung. Mit ihren Ergebnis-
sen sprechen sie sich besonders für 
Angebote in Richtung „Jobreadiness“ 
und „Life-skills“ aus. Sie betonen auch, 
und darin ist ihnen wohl zuzustimmen, 
dass sich Evaluationen nicht auf Rückfall 
als alleinigen Erfolgsmaßstab konzen-
trieren sollten. Auch andere, nach der 
Haft beobachtbare Faktoren wie Ar-
beitsmarktintegration, kontinuierliche 
Teilnahme an Bildungsmaßnahmen, Be-
währungshilfeverlauf etc. geben gute 
Hinweise auf Programmerfolge. Wirth5 
belegt, dass sich eine erfolgreiche be-
rufliche Qualifizierung im Strafvollzug 
dann besonders positiv auf die Vermei-
dung einer Rückkehr in den Vollzug aus-
wirkt, wenn auch eine entsprechende 
Beschäftigung gefunden werden kann. 
Zu positiven Befunden hinsichtlich 
Rückfallsreduktion kommt auch Chap-
pel6 in einer Metaanalyse von Studien 
zu höheren (über die Hauptschule hin-
ausgehenden) Bildungsmaßnahmen im 
Strafvollzug. Mehr Beachtung sollte ge-
samtgesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Zusammenhängen geschenkt 
werden. Schuller7 hat z.B. das Potential 
nationalökonomischer Einsparungen 
beschrieben, das erreicht werden kann, 
wenn Bildungs- und Trainingsmaßnah-
men für Strafgefangene auch nur ei-
nen geringen positiven Einfluss auf die 
Rückfallsraten haben. Tatsache ist aber, 
dass in den meisten Vollzugssystemen 
nur ein kleiner Teil der Gefangenen in 
Bildungs- und Trainingsangebote ein-
gebunden ist und dass die Angebote in 
der Regel nicht ausreichend sind.

Mit diesen Ausführungen sollen Ar-
beit und Bildung in kein Konkurrenzver-

hältnis gestellt werden, im Gegenteil. 
Sehr wohl soll hiermit aber die Aufwer-
tung von Bildung und Training als An-
liegen und Ziel zum Ausdruck gebracht 
werden, vor allem in Vollzugssystemen, 
in denen diese zu sehr nachgereiht sind. 
In der Praxis finden sich Arbeit und Bil-
dung im Vollzug sehr oft in einem Kon-
kurrenzverhältnis, vor allem schließt 
eine Beschäftigung im Vollzug sehr oft 
die Teilnahme an Bildungsmaßnahmen 
aus bzw. auch umgekehrt. In diesem 
Sinne müssen sich Gefangene oft für das 
eine oder das andere entscheiden. Sich 
für die Bildung zu entscheiden bedeutet 
dann oft, einen guten Job zu verlieren 
und/oder weniger zu verdienen. In die-
ser Situation wählen Gefangene, durch-
aus verständlich, regelmäßig die Arbeit.

Eine Verbindung von Arbeit und Bil-
dung in der Planung, der Entwicklung, 
der Organisation und der Umsetzung 
bietet die Chance diese Konkurrenz zu 
vermeiden. Letztlich könnten damit 
beide, sowohl Arbeit als auch Bildung 
und Training aufgewertet werden. Die 
Gefangenen können für konkrete Arbei-
ten qualifiziert werden und damit kön-
nen nicht zuletzt die Anstaltsbetriebe 
von besser qualifizierten Insassen bzw. 
Arbeitern profitieren. Tatsächlich wird 
in Anstaltsbetrieben oft die sinkende 
Qualifikation und die damit verbunde-
ne, schlechte Einsetzbarkeit der Insas-
sen beklagt. Arbeit kann andererseits 
mehr im Sinne einer Praxismöglichkeit 
gestaltet werden, die mitunter auch die 
Chance bieten könnte, Kompetenzen, 
die am Arbeitsmarkt gefordert sind, aus-
zubauen und zu vertiefen. Damit können 
wichtige Schritte in Richtung Vorberei-
tung auf eine Arbeitsmarktintegration 
gesetzt werden. Festgehalten sei hier 
aber, dass nicht nur konkrete berufliche 
Qualifikationen erforderlich sind. Nicht 
weniger wichtig sind grundlegende All-
gemeinbildung sowie die sogenannten 
„soft und basic skils“, die in der Lebensge-
staltung allgemein und im Arbeitsleben 
im Besonderen gebraucht werden.

Strategien und Bemühungen hin-
sichtlich der Verbindung von Arbeit und 

Bildung bieten die Chance, kontinuier-
lich mehr Insassen sinnvoll zu beschäf-
tigen und sie besser auf die Zeit nach 
der Entlassung vorzubereiten.

Mögliche Vorteile der Verbin-
dung von Arbeit und Bildung 
im Überblick
-	 Die Zusammenführung bzw. Ver-

bindung von finanziellen und 
personellen Ressourcen kann die 
Möglichkeiten auf beiden Seiten 
erweitern.

-	 Sowohl Arbeit als auch Bildung und 
Training können auf diese Weise auf-
gewertet werden:
-	 Mehr Insassen können sinnvoll 

beschäftigt werden;
-	 Die Stunden und Tage mit Ange-

boten sinnvoller Beschäftigung 
können ausgeweitet werden;

-	 Mehr Insassen können in Bildungs-
maßnahmen eingebunden wer-
den, vor allem auch arbeitende 
Insassen;

-	 Eine bessere und umfassendere 
Vorbereitung der Insassen auf die 
Entlassung im allgemeinen und die 
berufliche Zukunft im Besonderen 
kann erreicht werden;

-	 Vollzugsbetriebe können von bes-
ser qualifizierten und besser auf die 
jeweiligen Tätigkeiten vorbereite-
ten Insassen profitieren

-	 Arbeit wird mehr zu einer Praxis-
möglichkeit, die auch die Chance 
bietet, Kompetenzen, die am Ar-
beitsmarkt gefordert sind, auszu-
bauen und zu vertiefen.

-	 Arbeit kann zu einer Anbindungs-
stelle für Bildung und Training wer-
den. Die Planung kann nicht nur be-
rücksichtigen, ob ein Bildungs- oder 
Trainingsangebot vor, neben oder 
während der Arbeit durchgeführt 
wird. Es können z.B. auch Bedarfsla-
gen berücksichtigt werden, die am 
Arbeitsplatz bzw. während der Arbeit 
beobachtet werden.

-	 Institutionellen oder persönlichen 
Tendenzen, der Konzentration auf 
entweder Arbeit oder Bildung und 
Training, kann besser entgegenge-
wirkt werden.
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-	 Der möglichen Konkurrenz zwischen 
Arbeit und Bildung kann besser be-
gegnet werden

-	 Die Rolle des nicht-pädagogischen Per-
sonals in Betrieben und Arbeitsberei-
chen kann aufgewertet werden, wenn 
sie als Trainer und Tutoren eingesetzt 
und darauf vorbereitet werden.

-	 Damit sollten auch das Verständnis 
und die Unterstützung des nicht-päd-
agogischen Personals für Bildung und 
Training verbessert werden können.

Was ist bei der Verbindung 
von Arbeit und Bildung zu be-
rücksichtigen?
Gefängnisse sind Systeme mit einem in-
härenten Mangel an Flexibilität. Das ist 
nicht zuletzt, wenn auch nicht nur, auf 
strukturelle Bedingungen zurückzufüh-
ren, die weitgehend gegeben sind und 
kaum geändert werden können. Das 
bedeutet, dass eine sehr sorgfältige und 
umfassende Planung hinsichtlich aller 
Entwicklungen, die auf eine Verbindung 
von Arbeit und Bildungsmaßnahmen 
abzielen, unbedingt erforderlich ist. Da-
bei müssen alle Mitarbeitergruppen, 
die in irgendeiner Form davon tangiert 
sind, einbezogen werden. Die jeweils 
spezifischen organisatorischen und 
strukturellen Bedingungen sowie die 
Zielgruppen müssen frühzeitig und in 
geeigneter Weise berücksichtigt wer-
den: „One size definitely does not fit all!“

Wie gesagt dominiert der Mangel 
an finanziellen und personellen Res-
sourcen die Situation in den meisten 
Gefängnissen. Daraus ist zu schließen, 
dass die verfügbaren Ressourcen sehr 
effizient eingesetzt werden müssen. 
D.h. auch , dass die mangelnde Flexibi-
lität des Systems im Rahmen der Mög-
lichkeiten mitunter durch eine flexible 
Gestaltung der Bildungsmaßnahmen 
und Trainings ausgeglichen werden 
muss. In KEYS ist es z.B. vorgekommen, 
dass die in das Training einbezogenen 
MitarbeiterInnen kurzfristig nicht ver-
fügbar waren. Modularisierte, kurze Ein-
heiten können hier z.B. von Vorteil sein, 
wenn es erforderlich ist, den Arbeitsplan 
kurzfristig zu ändern.

Für die Planungen sind geeignete 
Lösungen, die Bildungsmaßnahmen 
vor, neben, während oder nach der 
Arbeit zu organisieren von zentraler 
Bedeutung. Die Entscheidungen für die 
eine oder andere Lösung haben den 
Inhalt der Maßnahme, die Zielgruppe, 
die erforderlichen und verfügbaren Mit-
arbeiterInnen, den erforderlichen und 
verfügbaren Raum, die erforderliche 
Ausstattung, die zeitlichen Strukturen 
der Anstalt und natürlich auch die Si-
cherheitsanforderungen zu berück-
sichtigen. KEYS konzentrierte sich auf 
folgende Modelle bzw. Arrangements 
von Arbeit und Bildung:
-	 Maßnahmen, die in ihrer Gestal-

tung und Organisation darauf aus-
gerichtet sind, während der Frei-
zeit bzw. in arbeitsfreien Zeiten 
durchgeführt zu werden: Unter an-
derem ist dabei zu berücksichtigen, 
dass diese Maßnahmen besonders 
geeignet sein müssen, das Interesse 
der Insassen zu wecken. Bzw. müssen 
Inhalte angeboten werden, von de-
nen man weiß, dass entsprechendes 
Interesse vorhanden ist. Zu achten ist 
dabei auch darauf, dass die Gestal-
tung des Angebots die Insassen, die 
nach der Arbeit müde sein können, 
nicht überfordert.

-	 Maßnahmen, die unmittelbar in 
die Arbeit am Arbeitsplatz integ-
riert oder damit verbunden wer-
den können: In KEYS wurden z.B. 
Lerninseln in Arbeitsbetrieben einge-
richtet. Wenn die für den Betrieb ver-
antwortlichen MitarbeiterInnen auch 
das Training durchführen können, 
ist der große Vorteil dabei, dass kein 
zusätzliches Personal erforderlich ist. 
In diesem Sinn kann dieses Modell 
besonders effizient sein, wenngleich 
es sich natürlich nur für bestimmte 
Inhalte eignet.

-	 Maßnahmen mit Verbindung oder 
Bezug zur Arbeit der Insassen, die 
während der Betriebszeit durchge-
führt werden, aber nicht unmittel-
bar in den Betrieb bzw. die Arbeit 
integriert werden können: Hierbei 
ist nicht zuletzt eine gute Abstim-
mung zwischen den Erfordernissen 

und Zeitstrukturen im Betrieb und 
der Bildungsmaßnahme erforderlich. 
Von Betriebsmitarbeitern als „Be-
triebsstörungen“ wahrgenommene 
Maßnahmen können sehr schnell 
zum Ende einer Maßnahme führen.

-	 Maßnahmen ohne unmittelbare 
Verbindung und unmittelbaren 
Bezug zur Arbeit der Insassen, die 
während der Arbeitszeit angebo-
ten werden: Auch bei diesen Ange-
boten ist besonders darauf zu achten, 
dass sie von den Mitarbeitern nicht 
als Betriebsstörung wahrgenommen 
werden. Hier bieten sich vor allem 
kurze Einheiten an, die zu jeweils 
fixen wöchentlichen Zeiten, mög-
lichst nicht während „Hochbetrieb“ 
der Betriebe, stattfinden.

Jedes der Modelle bringt unter-
schiedliche Anforderungen an die Pla-
nung und Umsetzung mit sich.

Ein sinnvolles Modell, um die Lern-
möglichkeiten auszuweiten, kann auch 
das Selbststudium sein. Damit können 
Bedürfnisse und Wünsche der Insassen 
sehr individuell berücksichtigt werden 
und das Selbststudium kann sehr flexibel 
auf Arbeitszeiten und andere zeitliche 
Rahmenbedingungen abgestimmt wer-
den. Natürlich ist es nicht für alle Inhalte 
und nicht für alle Insassen geeignet und 
zu betonen ist, dass Selbststudium nicht 
damit gleichzusetzen ist, dass es keinen 
Unterstützungsbedarf gibt. Ganz im Ge-
genteil wird ein Selbststudium sehr oft 
nur dann wirklich erfolgreich verlaufen, 
wenn die Lernenden angeleitet und un-
terstützt werden. Regelmäßig ist auch 
motivierende Unterstützung erforder-
lich. Wenn E-Learning z.B. bedeutet, dass 
Insassen lediglich vor einem PC platziert 
werden, um alleine, ohne Anleitung und 
Unterstützung mit einer Software zu ar-
beiten, dann führt das sehr oft zu vorzei-
tigen Abbrüchen und Frustrationen. Das 
bedeutet, dass Personal und Anleitung 
verfügbar sein muss, das auch entspre-
chend geschult ist.

Die Erfahrungen in KEYS haben ge-
zeigt, dass es sehr sinnvoll sein kann, 
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nicht-pädagogisches Personal in Bil-
dungsmaßnahmen und Trainings für 
Insassen einzubeziehen. Vielfach ver-
fügen sie über Qualifikationen und 
Zusatzausbildungen, die sehr gut für 
Bildungsmaßnahmen und Trainings mit 
Insassen genutzt werden können. In 
ihren Erfahrungs- und Qualifikations-
bereichen können viele sehr wohl und 
gut als Trainer oder Tutoren fungieren. 
Natürlich ist es dazu erforderlich, dass 
sie für solche Aufgaben entsprechend 
ausgebildet bzw. darauf vorbereitet 
werden. Wie gesagt sollte damit auch 
das Verständnis und die Unterstützung 
des nicht-pädagogischen Personals für 
Bildung und Training verbessert werden 
können und damit können sich auch 
Rollenbilder verändern.

Im Rahmen des KEYS-Projektes ist es 
gelungen, Abstimmungen und Verbin-
dungen zwischen Arbeit und Bildung 
herzustellen und eine Reihe von kon-
kreten Angeboten in diesem Sinn um-
zusetzen. Am Ende des Projektes sahen 
sich die Partner darin bestärkt, dass dies 
eine vielversprechende Annäherung 
ist, für die sich eine Fortsetzung der 
Bemühungen lohnen würde. Letztlich 
waren die KEYS-Aktivitäten aber Groß-
teils auf einzelne, abgegrenzte Bereiche 
beschränkt. Noch mehr könnte man sich 
davon versprechen, wenn es gelingen 
würde, eine umfassende strategische, 
strukturelle und organisatorische Ver-
bindung bei der Planung, Entwicklung 
und Umsetzung von Arbeit und Bildung 
für Gefangene herzustellen. Dafür ist 
allerdings eine Sichtweise und Annä-
herung erforderlich, die nicht zwischen 
Arbeit auf der einen und Bildung und 
Training auf der anderen Seite unter-
scheidet. Arbeit und Bildung müssen 
als zwei eng miteinander verbundene 
Elemente betrachtet werden, die bei-
de auf die Vorbereitung der Insassen 
auf das Leben nach der Haft und ihre 
Zukunft ausgerichtet sind.

1 Vortrag gehalten im Rahmen der Abschlusskonfe-
renz des Projektes KEYS „Education and work in prison 
– hand in towards integration“, Wien im Oktober 2011 
(Übersetzt aus dem Englischen und adaptiert durch 
den Verfasser)
2 www.keys.fczb.de; Gefördert im Rahmen der Förder-
schiene Grundtvig des Lifelong Learning Programms
3 Hammerschick, W., Pilgram, A., Riesenfelder, A., Zu 
den Erwerbsbiografien und Verurteilungskarrieren 
Strafgefangener und Strafentlassener, rekonstruiert 
anhand von Sozialversicherungs- und Strafregisterda-
ten. In: Hammerschick, W., Pilgram, A. (Hrsg), Jahrbuch 
für Rechts- und Kriminalsoziologie `97 – Arbeitsmarkt, 
Strafvollzug und Gefangenenarbeit, Baden Baden, 
1997
4 Steurer, S.J. & Smith, L.G. (2003). Education reduces 
crime. Three-state recidivism study. Executive 
summary. http://www.ceanational.org/PDFs/EdRedu-
cesCrime.pdf
5 Wirth, W., Qualifizierung-Vermittlung-Nachsorge. 
Eine 3-Säule-Strategie zur beruflichen Wiedereinglie-
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Ausschreibung 

Facility-Management-
Dienstleister

für JVA Heidering

Im Rahmen eines offenen Aus-
schreibungsverfahrens sucht das 
Land Berlin, vertreten durch die 
BIM Berliner Immobilienmanage-
ment GmbH, einen Dienstleister, 
der das Facility Management in der 
JVA Heidering übernimmt. Das Ge-
bäude wird derzeit in Großbeeren 
im Land Brandenburg errichtet (EU 
Amtsblatt, Dokumentennummer: 
227531-2012 ).

Es handelt sich um eine An-
stalt des geschlossenen Männer-
vollzugs. Die Netto-Grundfläche 
beträgt 43.000 m2, die Grund-
stücksgröße 15,5 ha. Es handelt 
sich um eine Erstausschreibung 
der Facility-Management-Dienst-
leistungen Hausmeisterdienste, 
Reinigungsdienste, Grünanlagen-
pflege, Winterdienste und Tech-
nisches Gebäudemanagement 
einschließlich Objektleitung und 
Übernahme der Betreiberverant-
wortung in einem Los. 

Der Auftrag soll über 5 Jahre 
ab dem 1. Januar 2013 ausgeführt 
werden. 

EUWID Facility Management, 
Ausgabe 15/2012
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Perspektive Berufsabschluss:
Nachqualifizierung in den Haftanstalten des Südwestverbundes

„Nachqualifizierung im Südwestver-
bund – eine Chance für Straffällige in 
Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland“ 
ist ein Projekt der Förderinitiative Nach-
qualifizierung im Programm „Perspek-
tive Berufsabschluss“ des Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung1. 
Es geht aus einer Kooperation der drei 
im Südwestverbund kooperierenden 
Bundesländer und dem Institut für 
berufliche Bildung, Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik – INBAS GmbH – hervor 
und beschreitet innovative Wege der 
beruflichen Qualifizierung im Strafvoll-
zug beschreitet.

In insgesamt neun Justizvollzugs-
anstalten (JVAen) arbeiten fünf Nach-
qualifizierungs-Koordinatorinnen und 
-Koordinatoren der INBAS GmbH daran, 
Nachqualifizierungsstrukturen zu entwi-

ckeln. Um der Zielsetzung der Förderin-
itiative – Verringerung der Zahl An- und 
Ungelernter – näher zu kommen, will 
das Projekt das Qualifizierungsniveau 
Haftentlassener verbessern. Die Pro-
jektleitung und -steuerung sowie die 
wissenschaftliche Begleitung ist bei der 
INBAS GmbH in Offenbach angesiedelt. 
Durch eine Steuerungsgruppe mit den 
Justizministerien und weiteren Netzwerk-
partnern werden das Projektvorhaben, 
die Umsetzung in den JVAen sowie die 
Vertretung des Projektes in der Öffent-
lichkeit abgestimmt und koordiniert. Das 
Projekt startete im September 2010, bis 
August 2013 bleibt Zeit, die anspruchsvol-
len Projektziele nachhaltig umzusetzen.

Abb. 1: Der Südwestverbund un die beteiligten 
JVAen 

Ausgangslage
Knapp 50 Prozent der Langzeitarbeits-
losen sind ohne Berufsausbildung. Die 
Mehrzahl der Straffälligen, die eine 
Freiheitsstrafe verbüßen, hat keine ab-
geschlossene Berufsausbildung und 
eine mehr oder weniger brüchige Lern- 
und Berufsbiographie. Die Inhaftierung 
führt über die berufsbiographischen 
Brüche hinaus zu einer weiteren Stigma-
tisierung in der Gesellschaft. Der Anteil 
Inhaftierter mit Migrationshintergrund 
reicht bei einer großen Schwankungs-
breite in den einzelnen JVAen bis zu 
30 Prozent.

Dies bedeutet, dass Haftentlassene 
mit erheblichen Zugangsschwierigkei-
ten zum Arbeitsmarkt zu rechnen haben 
und nach der Entlassung häufig auf 
öffentliche Transferleistungen ange-
wiesen sind. Damit sind ihre Chancen 
auf eine eigenverantwortliche und zu-
kunftsgerichtete Lebensführung erheb-
lich eingeschränkt, die aber gerade als 
wesentlicher Faktor für eine erfolgrei-
che Resozialisierung betrachtet werden 
muss. Die Notwendigkeit schulischer 
und beruflicher Bildung in der Haft ist 
daher evident. Den Themen „berufliche 
Aus- und Weiterbildung“ und „Arbeit“ 
wird in den Strafvollzugsgesetzen des 
Erwachsenenvollzugs zwar eine hohe 
Bedeutung zugemessen, entspre-
chende Angebote sind in den JVAen 
jedoch sehr unterschiedlich entwickelt. 
Es gibt Haftanstalten mit langjähriger 
Arbeits- und (Aus-) Bildungstradition. 
Andere bieten bisher nur in geringem 
Umfang Möglichkeiten zur Arbeit und 
Ausbildung an. Die unterschiedlichen 
Bedingungen in den JVAen erfordern 
passgenaue Konzepte zur Förderung 
beruflicher Qualifizierung und zur 
Schaffung von beruflichen Anschluss-
perspektiven nach der Haft.2 
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Ziel und Ansatzpunkte des 
Projekts
Das Projekt „Nachqualifizierung im 
Südwestverbund“ möchte zur Struk-
turentwicklung in den JVAen beitragen, 
damit - im Sinne einer Förderkette - die 
bereits vor der Haft erworbenen (forma-
len und informellen) Qualifikationen 
zu einem Kompetenzerwerb während 
der Haft genutzt und schließlich nach 
der Haft weitergeführt werden können, 
idealerweise bis hin zu einem qualifi-
zierten Berufsabschluss (Externenprü-
fung). Vorhandene Arbeitsangebote 
in den JVAen werden dazu aufgegrif-
fen, dokumentiert und für den Qua-
lifizierungsprozess nutzbar gemacht. 
Qualifizierungsmaßnahmen werden in 
Zusammenarbeit mit Bildungsträgern 
und Unternehmen entwickelt und ins-
talliert, die den Erwerb von anschluss-
fähigen Teilqualifikationen während der 
Haft ermöglichen und das bestehende 
Angebot an Ausbildungs- und Qualifi-
zierungsmaßnahmen ergänzen. Nach-
qualifizierung als Regelinstrument zum 
Nachholen von Berufsabschlüssen soll 
im Vollzugsgeschehen „mitgedacht“ 
und umgesetzt werden.

JVA-interne Strukturen – bestehen-
de und neu entwickelte – müssen dazu 
mit externen Strukturen in den jeweili-
gen Regionen sowie auf Länderebene 
verknüpft werden. Dies erfordert einen 
Austausch aller am Implementierungs-
prozess von Nachqualifizierung betei-
ligten Kooperationspartnern aus den 
jva-internen Betrieben und Diensten, 
dem Übergangsmanagement, der Be-
währungshilfe, den regionalen Kam-
mern (Anerkennung/Zertifizierung der 
Qualifizierungsmaßnahmen), den Ar-
beitsagenturen (Finanzierung der Maß-
nahmen), den regionalen Bildungsträ-
gern und ggf. auch die Zusammenarbeit 
mit externen Unternehmen. 

Netzwerkarbeit
Um zunächst Kommunikationsprozesse 
aller beteiligten Akteure anzustoßen 
und die Zusammenarbeit in und mit den 
JVAen zum Thema Nachqualifizierung 
zu fördern, fanden in allen Haftanstal-

ten „Runde Tische“ statt, die auf großes 
Interesse stießen. Einige Kooperations-
partner konnten bei diesen „Arbeits-
markt- und Integrationsgesprächen“ 
zum ersten Mal eine JVA betreten und 
Eindrücke sowohl über den Vollzugs
alltag als auch die Bildungs- und Ar-
beitsmöglichkeiten gewinnen. 

Der Informations- und Erfahrungs-
austausch wird vom Projektteam außer-
dem über Fachtagungen und regionale 
wie überregionale Arbeitsgruppen orga-
nisiert. Die NQ-Koordinatoren und -Ko-
ordinatorinnen bringen sich ihrerseits 
in bestehende Arbeitsgemeinschaften 
und Arbeitskreise ein und sorgen somit 
für den Transfer von Informationen und 
Projektergebnissen. Interdisziplinäre 
und quer zur bestehenden Hierarchie 
verlaufende Netzwerkarbeit sorgt für 
eine große Vielfalt und Effektivität der 
Projektarbeit und für eine für alle Betei-
ligten überaus spannende Kooperation.

Bestandsaufnahme
Eine Bestandsaufnahme der Arbeits- 
und Qualifizierungsangebote sowie der 
allgemeinen Vollzugsabläufe in allen 
beteiligten JVAen in der Anfangsphase 
der Projektdurchführung zeigte: Art und 
Umfang von Arbeitsmöglichkeiten in 
anstaltseigenen Handwerksbetrieben, 
in sog. privaten Unternehmerbetrieben, 
in Versorgungsbetrieben (z.B. Küche, 
Wäscherei, Reinigungsdienst, Instand-
haltung) bieten unterschiedliche An-
knüpfungspunkte für ein „Lernen im 
Arbeitsprozess“. Doch trotz aller Un-
terschiede gibt es einige gemeinsame 
Punkte: 
(a)	 die von den Gefangenen ausgeüb-

ten Tätigkeiten werden nur selten 
dokumentiert und können folglich 
nach der Entlassung nicht nachge-
wiesen werden. 

(b)	Qualifizierungspotenziale der Ar-
beits- und Versorgungsbetriebe 
werden nur eingeschränkt genutzt.

(c)	 Die Erhebung berufsbiographischer 
Daten der Gefangenen ist zu wenig 
entwickelt, an beruflich verwertba-
re Kompetenzen wird daher selten 
angeknüpft.3

Instrumente der Nachqualifi-
zierung
Auf der Grundlage der Bestandsaufnah-
me entwickelte das Projekt in Zusam-
menarbeit mit den beteiligten JVAen 
mittlerweile drei Instrumente, die an 
verschiedenen Stellen der Vollzugs-
planung und -gestaltung eingesetzt 
werden, um die Nachqualifizierungs-
struktur in den Haftanstalten zu fördern:

Tätigkeitsnachweise im Straf-
vollzug (TNS)
Wer arbeitet, lernt dabei – dies gilt ins-
besondere in JVAen, wenn Inhaftierte 
zum Teil erstmals an Arbeitserfahrungen 
herangeführt oder aus niederschwelli-
gen Beschäftigungsverhältnissen oder 
Arbeitslosigkeit wieder in qualifizierte 
Produktionsprozesse integriert werden. 

Der TNS trägt diesem Lernprozess 
Rechnung und wurde als ein Instrument 
zur Dokumentation von Arbeitserfah-
rungen und beruflicher Handlungs-
kompetenz im Strafvollzug entwickelt. 
Tätigkeitsnachweise ersetzen Arbeits-
zeugnisse, die aus juristischen Gründen 
im Strafvollzug nicht erstellt werden 
dürfen und dienen als Qualifikations-
nachweis gegenüber Arbeitsgebern, 
Arbeitsagenturen/Jobcentern und 
Kammern, die die Entwicklung dieses 
Instruments befürwortet und unter-
stützt haben.

Das elektronische Programm zur 
Erstellung der TNS wird derzeit in den 
JVAen Zweibrücken und Frankenthal 
erprobt und soll anschließend allen 
rheinland-pfälzischen Haftanstalten zur 
Verfügung gestellt werden. Ein Transfer 
in die Bundesländer Saarland und Hes-
sen ist ebenfalls geplant. 

Qualifizierungspass für den 
Strafvollzug
Um die Nachweise über bislang er-
worbene Kompetenzen und weitere 
erforderliche Unterlagen für die Quali-
fizierungsplanung und letztlich die An-
meldung zur Externenprüfung in einem 
einzigen Dokument zusammenfassen 
zu können, wurde in Zusammenarbeit 
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mit zwei weiteren hessischen Nachqua-
lifizierungsprojekten der Perspektive 
Berufsabschluss ein (Nach)-Qualifizie-
rungspass entwickelt. Er ermöglicht 
eine transparente Dokumentation bis-
heriger Lernerfolge und eine zielorien-
tierte Planung von Arbeitsschritten auf 
dem Weg zum Berufsabschluss. 

Der Qualifizierungspass wird der-
zeit in Hessen vom Übergangsmanage-
ment im Beratungsgespräch mit zur 
Entlassung anstehenden Straffälligen 
eingesetzt, um dessen Tauglichkeit für 
den Strafvollzug zu erproben und ggf. 
anzupassen. Ziel ist es, den Qualifizie-
rungspass flächendeckend in Hessen 
einzuführen und als Regelinstrument 
ebenfalls in die Haftanstalten des Süd-
westverbundes zu transferieren. 

Erfassen der Bildungsdaten 
als Grundlage für Qualifizie-
rungsberatung
Ein Projektziel ist es, Strukturen zu schaf-
fen, die es gestatten, berufliche Hand-
lungskompetenz so zu fördern, dass der 
Weg zum Berufsabschluss möglich wird. 
Das bedeutet, dass bereits vorhandene 
berufliche Erfahrungen genutzt und da-
rauf aufgebaut werden soll. Unter dem 
Ziel „Qualifizierungsberatung von Anfang 
an“ sollen Qualifizierungswege in der Haft 
als prozessuales Geschehen so früh wie 
möglich geplant und begonnen werden. 

In der JVA Saarbrücken z.B. kommt im 
Aufnahmegespräch ein im Rahmen des 
Projektes entwickelter standardisierter 
Fragebogen zum Einsatz, der die Sozial- 
und Bildungsdaten und die Motivation 
des Inhaftierten zur Weiterbildung erhebt. 
Der Fragebogen bildet eine wesentliche 
Grundlage für eine frühzeitige Bildungs-
beratung und erlaubt eine passgenaue 
Förderplanung, die neben körperlichen, 
psychischen und kognitiven Aspekten 
eben auch die beruflichen Bildungspro-
zesse in den Fokus nimmt. Mit der Ein-
führung des Qualifizierungspasses kön-
nen diese Daten durch Nachweise wie 
Schulzeugnisse, Ausbildungsnachweise, 
Arbeitszeugnisse und Tätigkeitsnachwei-
se ergänzt werden.

Verzahnung mit der Vollzugs-
planung
Folgende idealtypische Darstellung gibt 
das Zusammenspiel von Vollzugsplan 
und Qualifizierungsberatung und den 
Einsatz der drei Instrumente im Haft-
verlauf wieder: 

Abb. 2: Zusammenspiel von Vollzugsplan und 
Qualifizierungsberatung (idealtypische Dar-
stellung) 

Nachqualifizierungsangebote
Auch wenn die Förderinitiative „Pers-
pektive Berufsabschluss“ sich als Struk-
turentwicklungsprogramm versteht, 
gehört es zum Projektauftrag Angebote 
zur Nachqualifizierung zu konzipieren 
und auch praktisch umzusetzen. 

So wurden in der bisherigen Projekt-
laufzeit in Kooperation mit Bildungsträ-
gern und Unternehmen bereits einige 
(Nach-)Qualifizierungsmaßnahmen 
entwickelt und implementiert. Dabei 
wurden die vorhandenen Arbeitsmög-
lichkeiten für Inhaftierte aufgegriffen 
und an bestehende Strukturen ange-
knüpft. Im Idealfall baut eine Qualifi-
zierung auf vorhandene Berufserfah-
rungen auf und kann nach der Haft 
fortgesetzt werden. Arbeitsmarktnähe 
ist bei der Maßnahmekonzeption ein 
zentraler Grundgedanke. 

Bei allen Maßnahmen ist die An-
schlussfähigkeit der entscheidende 
Faktor, damit Nachqualifizierung tat-

sächlich zum Ziel geführt werden kann. 
Alle Prozesse sind daher eng mit den 
zuständigen Kammern und Agentu-
ren abgestimmt. Erfreulich ist hier die 
Bereitschaft der Kooperationspartner, 
auch innovative Qualifizierungsmodelle 
mitzutragen und die Strukturentwick-
lung zu unterstützen. 

In der JVA Darmstadt mit einer 
bereits ausgeprägten Qualifizierungs-
struktur wurden daher bestehende 

Ausbildungsmaßnahmen modulari-
siert. Die Modularisierung erlaubt eine 
wesentlich flexiblere Bildungsplanung, 
die es auch bei kürzeren Haftstrafen 
ermöglicht, abschlussorientierte Teil-
qualifikationen zu erwerben. 

Auch in der JVA Zweibrücken ist 
geplant, das bestehende umfangreiche 
Ausbildungsangebot um eine modulare 
Qualifizierung in der anstaltseigenen 
Gärtnerei des Offenen Vollzugs zu er-
weitern.

In der Zentralküche der JVA Frank-
furt III (Frauenhaftanstalt) werden zur-
zeit einzelne Qualifizierungsbausteine 
im Berufsbild Köchin eingeführt. Die 
Qualifizierungsbausteine sind drei von 
insgesamt 16 Bausteinen, die von der 
IHK Frankfurt anerkannt wurden. Die 16 
Qualifizierungsbausteine können inner-
halb von drei Jahren absolviert werden 
und bereiten auf die Externenprüfung 
mit dem Abschluss zur Köchin vor. Nach 
der Haftentlassung haben die Frauen 
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somit die Möglichkeit, die in der Haft 
begonnene modularisierte Qualifizierung 
fortzusetzen. Die Einführung der Quali-
fizierungsbausteine erfolgte in Zusam-
menarbeit mit der Werkstatt Frankfurt, 
die dieses offene und flexible System in 
Kooperation mit der örtlichen IHK entwi-
ckelt und als „Frankfurter Weg“ in unter-
schiedlichen Berufsfeldern erprobt hat. 
Für inhaftierte Frauen, deren Haftstrafe 
nicht für eine Vollausbildung ausreicht, 
ist die Motivation groß, die Haftzeit für 
diese Teilqualifikation zu nutzen. 

In der JVA Frankenthal hat im Juni 
2012 eine dreimonatige Qualifizierung 
im Bereich Lager und Logistik begon-
nen, an der insgesamt 15 Gefangene 
teilnehmen. Die Ankündigung der Maß-
nahme hat ein reges Bewerbungsinte-
resse ausgelöst. Hier handelt es sich 
um eine auf die Bedingungen der JVA 
zugeschnittene Grundqualifikation, die 
die Teilnehmenden befähigt, entweder 
nach der Haft direkt in der boomenden 
Logistikbranche als Helfer zu arbeiten 
oder aufbauend einen Berufsabschluss 
(z.B. als Fachlagerist/ Fachlageristin) zu 
erwerben. Die Arbeitsmarktnähe ist 
durch die Zusammenarbeit mit einem 
Logistikunternehmen in der Planung 
und Durchführung gewährleistet, die 
Finanzierung erfolgt durch die Agentur 
für Arbeit Ludwigshafen, die das Thema 
Nachqualifizierung in ihre Bildungsziel-
planung aufgenommen hat. Ersthelfer-
ausbildung, Gabelstaplerführerschein 
sowie Schubmaststaplerschein sind 
Bestandteile der Qualifizierung.

Der Erwerb der Fahrerlaubnis für 
Flurförderfahrzeuge ist auch zentraler 
Inhalt der Maßnahme „Basiswissen La-
gerlogistik“, die seit November 2011 in 
der JVA Saarbrücken in Kooperation 
mit einem ortansässigen Bildungsträger 
durchgeführt wird und die aufgrund der 
kurzen Dauer besonders für Inhaftierte 
konzipiert wurde, deren verbleibende 
Haftzeit nicht länger als 8 bis 10 Mo-
nate beträgt. Hier garantiert der IHK-
Abschluss die Anerkennung auf dem 
Arbeitsmarkt bzw. den Qualifikations-
nachweis im Hinblick auf das Nachholen 

des Berufsabschlusses. Die Agentur für 
Arbeit ist auch hier an der Finanzierung 
der Maßnahme und Förderung der Teil-
nehmer maßgeblich beteiligt. 

Ausblick
Das Projekt „Nachqualifizierung im Süd-
westverbund – Eine Chance für Straf-
fällige in Hessen, Rheinland-Pfalz und 
Saarland“ steht vor der Herausforde-
rung, sich in segmentierten Organisati-
onen mit relativ schwach ausgeprägten 
Kooperationsbeziehungen zu behaup-
ten. Unabhängig von der Bedeutung 
des Themas „Nachqualifizierung“ ist 
die persönliche Akzeptanz durch alle 
Akteure einer JVA – von Anstaltsleitung 
bis allgemeinem Vollzugsdienst – nicht 
hoch genug einzuschätzen, zumal ex-
terne Projekte in JVAen immer mit Mehr-
aufwand einhergehen. Umso wichtiger 
ist es für das Projektteam, Instrumente 
und Maßnahmen zu schaffen, die „pas-
sen“. Vorgaben des Vollzugsalltags und 
bestehende Strukturen dürfen nicht 
außer Acht gelassen werden, sondern 
müssen die Rahmen für die Nachqua-
lifizierungsstrukturen bilden. Diese Ab-
stimmung ist im bisherigen Verlauf gut 
gelungen und bildet eine solide Arbeits-
grundlage, dass die Projektergebnisse 
nach der jeweiligen Erprobungsphase 
in den JVAen integriert werden können. 

Bei einem Großteil der Inhaftierten 
zeigt sich, das brüchige Lern- und Ar-
beitsbiographien den Erwerb berufli-
cher Kompetenzen erschweren. Quali-
fizierungsmaßnahmen können hier nur 
wirksam durchgeführt werden, wenn 
der Lernprozess in der Anstalt durch die 
Gestaltung entsprechender lernfördern-
der Strukturen unterstützt wird. Ebenso 
entscheidend sind flankierende Maß-
nahmen, die den Übergang von der Haft 
in die Freiheit unterstützen. Hier ist die 
Abstimmung jva-interner und externer 
Netzwerke im Hinblick auf berufliche För-
derung eine wesentliche Aufgabe in der 
zweiten Hälfte der Projektlaufzeit. Auch 
die Schaffung von Kooperationsbezie-
hungen zu Unternehmen der jeweiligen 
Regionen wird dazu beitragen, die Konti-
nuität von Qualifizierungsverläufen über 

die Haftzeit hinaus zu gewährleisten. 
Geregelte Zuständigkeiten hinsichtlich 
der Finanzierung und Förderung sowie 
intensiver Informationstransfer sind un-
erlässlich, wenn Nachqualifizierung als 
Regelinstrument nachhaltig implemen-
tiert werden soll. 
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Zukunftsschmiede – Kompetenzfeststellung in der 
JSA Regis-Breitingen

Der Wunsch der JSA Regis-Breitingen 
nach einem Projekt, das die jugend-
lichen Straftäter an der Schwelle von 
Freiheit zu Haft auffängt und ihnen 
Perspektiven für den weiteren Lebens-
weg – zunächst in der JSA und später 
in der Gesellschaft – aufzeigt, zeigt, wie 
wichtig integrationsfördernde Initiati-
ven, besonders im Jugendstrafvollzug, 
sind. Dieser Anforderung stellen wir uns 
mit dem Projekt „Zukunftsschmiede“ 
erfolgreich seit 2010.

Viele Jugendstrafgefangene wissen 
kaum, was sie in ihrem weiteren Le-
ben machen wollen und vor allem als 
Alternative für ihr früheres Leben ma-
chen können. Sie haben zudem vielfach 
multiple Integrationshemmnisse wie
-	 Lernbehinderungen, -einschränkun-

gen,
-	 Verhaltensauffälligkeiten,
-	 physische und psychische Einschrän-

kungen (Drogenkarriere),
-	 ein ungünstiges soziales Umfeld,
-	 häufige Misserfolgserlebnisse und
-	 das Stigma „Strafgefangener“.

Besonders für diese Jugendlichen 
ergeben sich daraus zusätzliche Schwie-
rigkeiten, den wachsenden Bewerber-
profilen gerecht zu werden. Die Gefahr, 
dass die Bemühungen der Suche nach 
einem Arbeits- oder Ausbildungsplatz 
individuell fehlschlagen, ist durch man-
gelnde Qualifizierung und gering aus-
geprägte soziale Kompetenzen unter 
diesen Bedingungen erheblich.

Ziel der „Zukunftsschmiede“ ist, die 
Jugendlichen darin zu unterstützen, 
ihre Stärken zu erkennen und diese 
Sinn bringend für die weitere Lebens-
planung einzusetzen. Die jugendlichen 
Strafgefangenen sollen motiviert wer-
den, sowohl persönliche und berufliche 
Perspektiven als auch ihre persönliche, 
berufliche, regionale und soziale Mobili-
tät, die in einem Beruf unabdingbar ist, 
zu entwickeln. Damit erhöhen sich ihre 
Chancen für eine erfolgreiche Integ-
ration vorerst in das Ausbildungs- und 
Arbeitsleben in der JSA und später in 
das außerhalb der Mauern sowie in die 
sozialen Strukturen der Gesellschaft.

Seit Anfang November 2010 haben 
Neuzugänge in die JSA die Möglich-
keit, acht Tage lang anhand des Test-
verfahrens hamet 2 ihre Fähigkeiten 
in verschiedenen Bereichen selbst 
kennenzulernen und Rückmeldungen 
darüber zu erhalten. Durchgeführt wird 
die Maßnahme von zwei Testleitern der 
Berufsfortbildungswerk GmbH (bfw); 
finanziert wird sie über den Europäi-
schen Sozialfond. Pro Jahr können 200 
Jugendstrafgefangene die „Zukunfts-
schmiede“ durchlaufen. Nach Beendi-
gung des Tests werden Auswahlgesprä-
che mit den Jugendlichen und dem 
Leiter des Arbeitsbereichs geführt; der 
Einsatz erfolgt nach den Empfehlun-
gen, die sich aus der Testauswertung 
ergeben.

Zur erfolgreichen Prozessgestaltung 
ist es unabdingbar, dass eine intensive 
Zusammenarbeit und effiziente Netz-
werkarbeit aller Beteiligten stattfindet.

Mit dem Lehrgang sollen bereits bei 
Haftantritt zuverlässige Erkenntnisse 
über das Potential der jungen Straftä-
ter gewonnen und vom ersten Tag der 
Haft an der Erhalt und die Förderung 
der Lern- und Beschäftigungsfähigkeit 
sichergestellt werden. 

Mit dieser Maßnahme wird darüber 
hinaus die Optimierung des Vollzugs-
planes unterstützt. Damit können die 
Jugendlichen unter anderem noch geziel-
ter als bisher in die Bildungs- und Arbeits-
maßnahmen der JSA integriert werden. 
Das wird perspektivisch dazu führen, 
dass es zu weniger Fluktuationen in den 
Maßnahmen (modulare Ausbildungen, 
Arbeitsbetriebe, Schule, BvJ, Alphabe-
tisierungskurs) kommen wird und die 
Teilnehmer mit gesteigerter Motivation 
die Lehrgänge/Jobs absolvieren werden.

Inhalte der „Zukunftsschmiede“
Die berufsfeldbezogene Erprobung 
ist ein wichtiger Bestandteil der Ein-
gangsphase und mit den anderen Tests 
ergänzend abgestimmt. Die „Zukunfts-
schmiede“ führt diese Tests unter dem 
Motto: „Zeig uns, was Du kannst“ durch.

Mit dem Testverfahren hamet 2 (hand-
werklich-motorischer-Eignungstest), das 
für die berufliche Diagnostik insbeson-
dere für junge Menschen mit erhöhtem 
Förderbedarf geeignet ist, werden Hand-
lungsorientierte Module zur Erfassung 
und Förderung beruflicher Kompetenzen 
durchgeführt. Dieses nimmt den größten 
Stundenumfang ein. Um eine aussage-
kräftige Empfehlung geben zu können, 
wird dieses Testverfahren mit Tests für 
Deutsch und Mathematik kombiniert. 
Diese entstanden in der direkten Zusam-
menarbeit mit der Schule der JSA. 

Der abschließend erstellte Diagnos-
tikbericht wird zur Vollzugsplanung 
hinzugezogen. In diesem geben wir 
Empfehlungen bezüglich der Einglie-
derung der Strafgefangenen in die Aus-
bildungs- bzw. Arbeitsbetriebe, Schule, 
BvJ oder Alphabetisierungskurs für die 
Vollzugsplanung. Als Grundlage für die-
se Zuordnungen werden die Zugangs-
voraussetzungen der einzelnen Arbeits- 
und Ausbildungsbetriebe, der Schule 
und des Alphakurses hinzugezogen.
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Im Folgenden werden die Test - Mo-
dule des hamet2 kurz beschrieben.

Modul 1: Berufliche Basiskom-
petenzen
Die Aufgaben sind an realistischen 
beruflichen Bedingungen orientiert. 
Sie entstammen hauptsächlich dem 
handwerklich-gewerblichen Bereich, 
aber auch dem Dienstleistungs- und 
dem Bürobereich. Gearbeitet wird mit 
Original-Handwerkszeugen und Ar-
beitsmaterialien, wie sie auch in diesen 
Berufen fachlich eingesetzt werden.

Modul 1 ist ein wichtiger Baustein 
bei Fragen der beruflichen Orientie-
rung. Aus einer Vielzahl relevanter Kom-
ponenten für die Berufswahl erfasst 
dieses Modul vor allem handlungsori-
entierte Anteile beruflicher Kompetenz: 

A	 Routine und Tempo
	 Einfache manuelle Routinetätigkei-

ten mit geringen kognitiven Anfor-
derungen müssen so schnell wie 
möglich abgearbeitet werden.

B	 Werkzeugeinsatz und Werkzeugsteu-
erung (einfach)

	 Mit Werkzeugen und Maschinen muss 
genau an eine vorgegebene Grenze 
herangearbeitet oder genau auf einer 
Linie entlang gesteuert werden.

C	 Wahrnehmung und Symmetrie
	 Abstände einschätzen, Symmetrie 

verstehen und das Vergleichen von 
Vorgaben ist eine wichtige berufliche 
Anforderung, insbesondere bei hand-
werklich-gestalterischen Berufen.

D	 Instruktionsverständnis und Instruk-
tionsumsetzung

	 Anweisungen und schriftliche Vorga-
ben müssen genau verstanden und 
konzentriert umgesetzt werden.

E	 Werkzeugeinsatz und Werkzeugsteu-
erung (komplex)

	 Werkzeuge sind kraftvoll und um-
sichtig einzusetzen, sie sind kontrol-
liert und korrigierend zu steuern, um 
formgestalterische Arbeiten ausfüh-
ren zu können.

F	 Messgenauigkeit und Präzision
	 Lineal oder Geodreieck sind an Be-

zugspunkten genau anzulegen und 
Maße bzw. Schnittpunkte sind punkt-
genau zu markieren.

Modul 2
Modul 2 des hamet 2 beinhaltet Wieder-
holungsübungen zur Leistungsverbes-
serung, die in der „Zukunftsschmiede“ 
keine Anwendung finden.

Modul 3: Soziale Kompetenz 
Soziale Kompetenz – z. B. Teamfähigkeit 
und Toleranz – ist heute in allen Berufen 
von Bedeutung.

In der Diagnostik der sozialen Kom-
petenz wird überprüft, in wie weit das 
aktuelle soziale Verhalten der Teilneh-
mer dem erhobenen beruflichen Anfor-
derungsprofil entspricht. Hier steht eine 
Reihe von Aufgaben zur Verfügung, die 
von drei oder vier Probanden gemein-
sam gelöst werden müssen wie: 
-	 Zusammenbau eines funktionsfähi-

gen Hammerwerks nach Bauanlei-
tung in der Gruppe 

-	 Wohngemeinschaft: Verteilung der 
Zimmer und Möbel und Hausarbeiten

Die gewonnenen Beobachtungen 
werden nach Abschluss der Untersu-
chung in einer Beobachterkonferenz 
zu einer gemeinsamen Beurteilung zu-
sammengefasst und es wird ein soziales 
Kompetenzprofil erstellt.

Modul 4: Vernetztes Denken 
– Fehlersuche und Problemer-
kennung
Das Denken in Zusammenhängen ge-
winnt heute als berufliche Anforderung 
zunehmend an Bedeutung. Es geht um 
Problemstellungen, bei denen mehrere 
Komponenten und deren Abhängigkeit 
voneinander für eine optimale Lösung 
berücksichtigt werden müssen.

Das Modul 4 bietet eine, speziell 
für Berufe mit einfacherem Qualifika-
tionsniveau, modifizierte Möglichkeit 
zur Überprüfung eines Teilaspektes des 
vernetzten Denkens an, die Fehlersuche 
und Problemerkennung.

Fazit
Die bisherigen Erfahrungen zeigen, 
dass die „Zukunftsschmiede“ sowohl 
für die Inhaftierten selbst als auch für 
die Anstalt gewinnbringend ist. Die Ju-
gendlichen erfahren schon zu einem 
frühen Zeitpunkt der Inhaftierung eine 
sinnvolle Tätigkeit, die ihnen Orientie-
rung für eine realistischere, eigene be-
rufliche Zielsetzung bietet. Sie erleben 
weiterhin positive Unterstützung und 
ihren eigenen Erfolg. Die Mitarbeiter der 
JSA profitieren durch fundiertes Materi-
al für die Vollzugsplanung, und – so die 
Erwartung – weniger Abbrüche in den 
Ausbildungen und Arbeitsbetrieben. 
Wir möchten das Angebot „Zukunfts-
schmiede“ langfristig fortsetzen.

Autorin
Constanze Kiesel
Lehrgangsverantwortliche und Testleite-
rin bfw-Unternehmen für Bildung
zs-bfw-jsa@gmx.de
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Was ist „EQ-Holz“?

In der JVA Dieburg beträgt die maximale 
Haftdauer 24 Monate. Überdies verbü-
ßen ca. 50 % der Gefangenen lediglich 
ein Ersatzfreiheitsstrafe. Unter diesen 
Umständen ist es nicht möglich, eine 
klassische Ausbildung (wie eine Lehre) 
durchzuführen. Es wurde der Gedanke 
entwickelt, eine zertifizierbare Ausbil-
dungsvariante anzubieten.

EQ-Holz ist die Abkürzung für: „Ein-
stiegsqualifizierung Holz.“

Dabei handelt es sich um eine seit 
dem 01.06.2011 durchgeführte Ausbil-
dungsvariante, welche der Modulaus-
bildung im Bereich Holz/Schreiner vor-
geschaltet ist. Es sind im Rahmen dieser 
Ausbildung 380 Stunden zu leisten, was 
einer Lehrgangsdauer von 3 Monaten 
entspricht. Diese Zeit kann evtl. auf 
die Ausbildungsdauer der Tischleraus-
bildung angerechnet werden. Nach 
erfolgreichem Abschluss wird dieser 
Lehrgang von der Handwerkskammer 
Rhein-Main zertifiziert.

Das Bestreben ist, bei den Teilneh-
mern das Interesse am Beruf Tischler 
zu wecken. Durch den Weg der klei-
nen Schritte werden Erfolgserlebnisse 
vermittelt. Die Teilnehmer sollen bei 
dem Lehrgang ermutigt werden, sich 
an die “richtige Lehre“ zu trauen. Sie ler-
nen, (oft zum allerersten Mal) mit dem 
Werkstoff Holz umzugehen und evtl. 
vorhandene Zweifel an ihren eigenen 
Fähigkeiten abzulegen. Durch kleine 
Einstiegsarbeiten wird der Umgang mit 
den Profimaschinen und dem entspre-
chenden Material „spielerisch“ geprobt. 

Eine Besonderheit der Modulaus-
bildung liegt, darin, dass sämtliche an-
fallenden Arbeiten in der Schreinerei 
von den Lehrgangsteilnehmern bzw. 
Praktikanten erledigt werden. Das Mo-
dell ist vergleichbar einer Lehrlingskü-
che, wo ausschließlich Lehrlinge für das 
Zubereiten eines mitunter kompletten 
Menüs zuständig sind. Die Praktikanten 

in der Schreinerei sind nur eine kleine 
Gruppe, um die ich mich optimal küm-
mern kann. Das Arbeits- und Übungs-
feld ist vielfältig.

Die Schreinerei als offizieller Hilfs-
betrieb der Hauswirtschaft ist für alle 
Reparaturen, Umbauten und Ergän-
zungen zuständig, welche den Bereich 
Holz und Glas betreffen, egal, ob in der 
Verwaltung, in den Betrieben, im Besu-
cherraum oder in der Abteilung offener 
Vollzug. Wir führen die Wartung und 
die Reparaturen der Haftraumfenster 
und sonstige Fenster der Anstalt durch. 
Bei den Schreinerarbeiten geht es zum 
einen um die Alltagsreparaturen, die 
durch Beschädigung im Hafthaus ent-
stehen (Instandsetzen von Schränken, 
Stühlen, Zelleninventar, Arbeitsmöbel 
in Verwaltung und Betrieben). Dies ist 
die „Pflicht“. 

Jetzt noch die „Kür“: Bei der Modu-
lausbildung werden auch eher unge-
wöhnliche Projekte in Angriff genom-
men wie Einrichtung von Teeküchen 
für Gefangene oder Möbelherstellung 
für die Bücherei. Ein besonderes Projekt 
wird demnächst die Herstellung eines 
neuen Altars für die Anstaltskirche sein. 
Wir planen auch das Herstellen von 
Möbeln für die Außenpforte und von 
Schließfachschränken in den Arbeits-
betrieben. 

Die von meinen Praktikanten op-
tisch sehr gelungen und fachlich soli-
de ausgeführten Werke finden bei den 
Kollegen großen Respekt und Anerken-
nung. „Das hätt’ ich denen nicht zuge-
traut“ höre ich immer wieder. 

Die Lehrgangsteilnehmer profitie-
ren von ihrer Arbeit sehr. Manche kann-
te bis dato nur das Leben auf der Straße, 
es fehlte der Tagesablauf, Anerkennung 
gab es nur untereinander für das „Klau-
en“ von Waren. Manche stecken tief in 
der Beschaffungskriminalität. 

Ich versuche, mich in den vor mir 
stehenden Mann hineinzuversetzen 
und nehme ihn auf die Seite, wenn es 

mir notwenig erscheint. Dann lasse ich 
mir auch einmal eine Stunde Zeit, um 
ihn speziell ohne Druck anzuleiten, zu 
fördern und zu motivieren. Ich möchte 
ihm seine Versagensängste nehmen 
und Erfolgserlebnisse schaffen. 

Wenn er bei seiner Arbeit etwas 
beschädigt, stelle ich ihn nicht vor der 
Gruppe bloß, sondern sage ihm: „Ma-
chen wir es noch einmal“. Meine Azu-
bis sind mitunter sehr erstaunt, weil 
sie nicht damit rechneten, eine zwei-
te Chance ohne Kritik zu bekommen. 
Wenn sie aber ihren Fehler begriffen 
haben, ist der Lerneffekt umso größer. 

Mit, allerdings angebrachtem, Lob 
spare ich nicht. Die Wirkung ist positiv. 
Ich erlebe in den jeweils drei Monaten 
durchweg harmonische Gruppen, in der 
vom „Alleskönner“ bis zum Schüchter-
nen alle integriert sind. 

Die Teilnehmer arbeiten ohne Ge-
sellen die in der JVA Dieburg anfal-
lenden Arbeiten ab, incl. der Montage 
der hergestellten Objekte. Das Ganze 
bringt eine Ausbildungsvielfalt, die 
dem Ausbildungsbetrieb in der freien 
Wirtschaft gleichkommt. Das klassische, 
stupide auf einem Fleck stehen und 
stundenlange Sägen, Feilen, etc. entfällt 
weitgehend.

Den Berufsschulbereich decke ich 
mit einem „Schultag“ einmal die Wo-
che ab. 

Ich habe erfahren, dass das klas-
sische Konzept einer Lehrlingsausbil-
dung, nämlich Vorlage von Skizzen, 
Erklären von Arbeitsschritten in der 
technischen Sprache ,nicht den erwarte-
ten Erfolg gebracht hat. Die Lehrgangs-
teilnehmer haben, auch deshalb, weil 
der Ausländeranteil groß ist, mitunter 
sprachliche Schwächen, daneben gibt 
es auch Defizite im mathematischen 
Bereich. Von daher ist es erfolgreicher, 
die Fachtheorie mit Beispielen aus dem 
sprachlichen Umfeld der Teilnehmer zu 
erklären, weg von Fach- und Fremd-
wörtern. Auch ist es hilfreich, kleinste, 
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Arbeitsschritte deutlich zu erklären. Zur 
besseren Merkfähigkeit baue ich mitun-
ter Eselsbrücken. 

Im Unterricht werden Übungsstücke 
wie Holzverbindungen gefertigt und 
Werkzeuge besprochen.

Weiterhin wird im Rahmen der Mo-
dulausbildung bei Erklärungsbedarf 
eine kleine Unterweisung an Ort und 
Stelle eingeschoben, bei der Werkzeug-, 
Materialkunde oder Unfallvorschriften 
erläutert werden. Wichtig ist mir, die Si-
cherheit an den Maschinen zu gewähr-
leisten. In dem einen Jahr, in dem ich 
die Modulausbildung jetzt anbiete, ist 
es zu keinem Arbeitsunfall gekommen. 

Mich macht es stolz, wenn der land-
läufig sogenannte „Schnitzlehrgang“ 
in der Lage ist, etwas Vernünftiges, 
Brauchbares herzustellen. Ich freue 
mich, wenn ich die große Zufriedenheit 
der Gefangenen erleben kann. Es gibt 
nichts Schöneres, als wenn ein Azubi zu 
mir sagt: „Wow, das habe ICH gebaut!“

Friedhelm Pfuhl 
Amtsinspektor i. JVD 
Schreinerei 
friedhelm.pfuhl@jva-dieburg.
justiz.hessen.de

Startklar konkret – ein Übergangsmanage-
ment-Projekt für junge straffällig gewor-
denen Frauen auf dem Weg zur Verstetigung 
in den Berliner Frauenvollzug 

Die Situation jugendlicher Frauen in 
Haft ist gekennzeichnet durch ihre ge-
ringe Anzahl und dementsprechend 
geringe Bildungs-, Ausbildungs- und 
Qualifizierungsangebote. Aus diesem 
Grund besteht ein wichtiger inhaltlicher 
Schwerpunkt von Startklar konkret in 
der gemeinsamen Erarbeitung einer 
beruflichen Perspektive. Die Beratung 
ist dabei stets am individuellen Bedarf 
und den individuellen Möglichkeiten 
der Frauen ausgerichtet und findet im 
Einzel- und Gruppensetting statt. Die 
Zuständigkeit erstreckt sich auch auf 
jugendliche Inhaftierte aus dem Land 
Brandenburg, die in der JVA für Frauen 
in Berlin ihre Haftstrafe verbüßen.

Die Beratung steht den Frauen vor, 
während und nach der Haft unbegrenzt 
lange zur Verfügung, ist allerdings an 
die bisher stets befristeten Projektlauf-
zeiten gebunden.

Träger des Projekts ist die Zukunfts-
bau GmbH, Jugendhilfeträger und aner-
kannter Ausbildungsbetrieb, der ganz-
heitlichen und arbeitsmarktintegrierten 
Ausbildung und individuellen Förderung 
von benachteiligten jungen Menschen 
und Langzeitarbeitslosen. Das Konzept 
für das damalige Projekt Startklar ent-
stand vor dem Hintergrund des Jugend-
strafvollzugsgesetzes des Landes Berlin 
vom 15.12.07. Das Projekt fand Einzug 
in die JVA für Frauen im Januar 08 und 
wurde gefördert durch die Senatsver-
waltung für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung aus Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds (ESF). Startklar verstand sich 
von Anfang an als gemeinsames Projekt 
der Zukunftsbau GmbH, der JVA für Frau-
en und der Senatsverwaltung für Justiz 
in Berlin.

Die Integration der Mitarbeiterinnen 
von Startklar in den Frauenvollzug war 
zunächst zentrales Thema. Die gegen-
seitige Akzeptanz und Vernetzung mit 
den vollzuglichen Bereichen ist heutzu-
tage Grundlage der passgenauen An-
gebote, die von den Mitarbeiterinnen 
an die jungen Inhaftierten gerichtet 
werden. Teamrollen und funktionale 
Aufgaben sind klar voneinander abge-
grenzt und ergänzen die vollzuglichen 
Aufgaben.

Eine Projektverlängerung wird der-
zeit gefördert durch die Senatsverwal-
tung für Justiz und Verbraucherschutz 
(SenJust V) und Landesmitteln des ESF, 
befristet bis 31.12.12. Ergänzt wurde 
Startklar auf Startklar konkret und 
um konkrete Methoden. Während der 
ersten Projektlaufzeit wurden die Be-
darfe gefiltert und in der gemeinsamen 
Zielentwicklung zwischen der SenJust 
V, dem Berliner Frauenvollzug und den 
Projektmitarbeiterinnen abgestimmt. 
Startklar konkret ist Teil des Netz-
werkes Integrations- und Übergangs-
management im Berliner Strafvollzug 
(www.passage-berlin.eu).

Zu den Beratungsinhalten gehören 
neben dem klassischen Übergangsma-
nagement:
-	 Kompetenzerfassung mit Hilfe des 

Profilpasses für Jugendliche 
-	 Berufsorientierung (Berufswahltest mit 

Erarbeitung von Berufsvorschlägen auf 
der Grundlage der eigenen Kompeten-
zen, Interessen und Schlüsselqualifika-
tionen, Informationsvermittlung, nach 
Möglichkeit Eignungstest Hamet2, 
Erarbeitung von Möglichkeiten zum 
Abbau von Vermittlungshemmnissen)

-	 Erstellen von Bewerbungsunterlagen
-	 Bewerbungstraining
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-	 Vermittlung in schulische/berufliche 
Angebote.

Die oben dargestellten Angebote 
stellen einen modellhaften Verlauf dar, 
der in Kombination mit den eingesetz-
ten Arbeitsmitteln eine für die Frauen 
nachvollziehbare und transparente 
Struktur bietet.

Die um den Profilpass ergänzte Ar-
beit im Vollzug hat sich bewährt und 
bietet für die Frauen einen angstfreien 
Einstieg in das für Viele schwierige The-
ma Berufswegeplanung.

Die Berufsorientierung knüpft an die 
Ergebnisse der Kompetenzerfassung 
an. Die Frauen gehen i. d. R. gestärkt aus 
diesem gesamten Prozess hervor, ge-
winnen Selbst – Bewusstsein im eigent-
lichen Wortsinn und entwickeln häufig 
zum ersten Mal nach Jahren Zutrauen 
in eigene Kompetenzen und Stärken. 
Für Viele setzt die Perspektive, trotz er-
heblicher Hemmnisse doch beruflich 
Fuß fassen zu können, Auseinander-
setzungen mit dem bisherigen Leben 
in Gang, die oft sehr tiefgreifend sind.

Für jugendliche Inhaftierte des ge-
schlossenen Vollzuges ist damit eine 
den Umständen entsprechende best-
mögliche Vorbereitung auf den Einstieg 
in schulische/berufliche Angebote im 
Anschluss an die Haft gegeben. Aus 
dem offenen Vollzug erfolgt nach Mög-
lichkeit die Vermittlung in ein schuli-
sches/berufliches Angebot.

Startklar konkret ist an den Stand-
orten des Berliner Frauenvollzuges prä-
sent und zeichnet sich durch engagierte 
Mitarbeiterinnen und eine sehr gute Zu-
sammenarbeit aus. An der Vollzugspla-
nung sind die Projektmitarbeiterinnen 
aktiv beteiligt. Ihre Einschätzung ist hier 
nicht nur hilfreich, sondern notwendig, 
um die Frauen in ihrer Lebensrealität 
zu erkennen.

Verständnis für individuelle Ziel-
vorstellungen wird bereits im Vollzug 
durch Angebote entwickelt und kann 

von Startklar konkret auch dort beglei-
tet werden, wo der Vollzug begrenzt ist.

Zielgerichtet sehen wir die Zukunft 
von Startklar konkret in der vollzugli-
chen Implementierung. Die gelungene 
Kooperation muss in den Frauenvollzug 
verankert werden, damit die jugendli-
chen Frauen kontinuierlich in ihrer ge-
samten Lebensrealität erkannt und be-
gleitet werden. Die Kontaktanbahnung 
im Vollzug und die daraus resultierende 
professionelle Beziehung zu den Pro-
jektmitarbeiterinnen ermöglicht den 
jungen Frauen, nachdem die Mauern 
überwunden wurden, die Hürden des 
Alltags zu überspringen. Der Überfor-
derungssituation in Freiheit soll auch 
weiterhin mit lösungsorientierter Bera-
tung und niedrigschwelliger Begleitung 
begegnet werden, z. B. im Umgang mit 
Ämtern und Behörden bei der Entlas-
sungsvorbereitung.

Die notwendige Verstetigung soll 
durch eine veränderte Finanzierungs-
grundlage ermöglicht werden.

Melanie Friebe
Mitarbeiterin bei der Vollzugsleitung JVA 
für Frauen 
Melanie.friebe@jvaf.berlin.de

Birgit Gagelmann
Mitarbeiterin im Projekt Startklar konkret
Zukunftsbau GmbH 
bgagelmann@zukunftsbau.de

Fachwoche 
Straffälligenhilfe

Zurück in die Zukunft

Straffälligenhilfe zwischen 
Tradition und Wandel

Termin:
3. bis 5. Dezember 2012

Ort:
Freising

Veranstalter:	
Evangelische Konferenz für Straf-
fälligenhilfe (EKS)
Katholische Bundes-Arbeitsgemein
schaft Straffälligenhilfe (KAGS)

Weitere Infos:
www.fachwoche.de
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Qualifizierung und Entlassungsvorbereitung
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt im Zusammenhang mit Rückfallprävention

Nora Stang-Albrecht

I. Gesetzlicher Auftrag
Gemäß § 2 HStVollzG besteht der ge-
setzliche Auftrag des Vollzuges darin, 
die Gefangenen zu befähigen, künftig 
in sozialer Verantwortung ein Leben 
ohne Straftaten zu führen (Eingliede-
rungsauftrag).

Je nach Klientel sind daher verschie-
dene Maßnahmen erforderlich.

II. JVA Frankfurt am Main IV – 
Gustav Radbruch Haus –
Ursprünglich war die JVA Frankfurt am 
Main IV als rein offener Vollzug tätig. Im 
Laufe der Jahre hat sich die Zuständig-
keit jedoch geändert. Nunmehr befin-
den sich 157 Plätze im offenen Vollzug 
und 247 Plätze im geschlossenen Voll-
zug. Es handelt sich hierbei um kurze 
Freiheitsstrafen sowie Ersatzfreiheits-
strafen, die vorwiegend im geschlosse-
nen Vollzug vollstreckt werden.

Im Rahmen des Eingliederungsauf-
trages musste nunmehr die inhaltliche 
Ausrichtung der JVA überprüft und neu 
überdacht werden, insbesondere vor 
dem Hintergrund der Wiedereinglie-
derung in den Arbeitsmarkt.

III. Entlassungsvollzug
Ein neues Modell, welches im April 2010 
an den Start ging, ist der Entlassungs-
vollzug. Derzeit stehen 34 Plätzen zur 
Verfügung, deren Anzahl prognostisch 
noch ausgebaut werden soll.

Ziel des Entlassungsvollzuges ist 
es, durch eine gezielte Vorbereitung 
die Rückfallquote und Rückkehr in den 
Vollzug zu senken.

Zielgruppe sind derzeit Gefangene, 
die eine Restvollzugszeit von 6 Mona-
ten haben und in den originären Zu-
ständigkeitsbereich der JVA Frankfurt 

am Main IV fallen. Momentan werden 
jedoch auch Gespräche geführt, dieses 
Angebot für andere Anstalten zu öffnen.

Neben zahlreichen Angeboten, die 
bereits in der JVA Frankfurt am Main IV 
existieren (Arbeitsberatung, Computer-
kurse, Sprachkurse, Verkehrsseminare, 
Erste-Hilfe-Kurse sowie MPU-Vorberei-
tungskurse usw.), zielt der Entlassungs-
vollzug explizit auf die Integration in 
den Arbeitsmarkt ab.

Für den Entlassungsvollzug werden 
zusätzlich speziell folgende Angebote 
unterbreitet:

1. Entlassungsvorbereitungsseminar
Ein Baustein des Entlassungsvollzuges 
ist das Entlassungsvorbereitungssemi-
nar. Ziel ist die Befähigung, notwendi-
ge Papiere (Ausweise, Lohnsteuerkar-
te, Zeugnisse etc.) zu beschaffen und 
Anträge zur Existenzsicherung (ALG 
I, ALG II, Wohngeld, Kindergeld etc.) 
exemplarisch in einer Mappe zusam-
menzustellen. Darüber hinaus sollen 
Kompetenzen zur Unterkunfts- und 
Arbeitssuche sowie der Umgang mit 
Zahlungsverpflichtungen erworben 
werden und diesbezügliche Hilfe- und 
Beratungsangebote dargestellt werden.

Darüber hinaus werden Wünsche 
und Ängste im Hinblick auf die Entlas-
sung mit dem Ziel angesprochen, das 
Selbstwertgefühl zu stärken.

2. Bewerbertraining
Ein weiterer Baustein ist das Bewerber-
training. Der jeweilige Teilnehmer soll 
am Ende dieses Bausteins über eine 
qualifizierte Bewerbungsmappe mit 
aktuellem Lebenslauf, Bewerbungs-
foto etc. verfügen und das adäquate 
Verhalten in Vorstellungsgesprächen 
eingeübt haben.

3. Abbau depressiver Befindlichkeiten 
Darüber hinaus findet ein Kurs zum Ab-
bau von depressiven Befindlichkeiten 
und Gruppentraining sozialer Kompe-
tenzen nach Hinsch & Pfingsten statt. 
Ziele hierbei sind die Überwindung von 
Inaktivität bzw. einseitiger Belastung, 
der Aufbau und die Verbesserung des 
Sozial- und Interaktionsverhaltens, die 
Stärkung sozialer Kontakte sowie der 
Aufbau sozial kompetenten Verhaltens, 
die Veränderung ungünstiger kognitiver 
Einstellungen, der Aufbau von Durch-
setzungsverhalten und schließlich die 
Verbesserung des Problemlösungsver-
haltens und Bewältigungsrepertoirs in 
zukünftigen Krisen.

4. Anti-Gewalttraining
Derzeit letzter Baustein ist ein modula-
risiertes Anti-Gewalttraining, aufgebaut 
in 17 Modulen, wobei zu jedem Modul 
neu eingestiegen werden kann. Dies ist 
aufgrund der relativ kurzen Verweildau-
er erforderlich gewesen, um eine mög-
lichst hohe Teilnehmerzahl zu erreichen.

Neben den speziellen Angeboten 
steht es den Teilnehmern jedoch auch 
frei, die übrigen Angebote zu nutzen.

IV. Glas- und Gebäudereiniger
Eines dieser weiteren Angebote ist die 
Qualifikation zum Glas- und Gebäuder-
einiger. Hintergrund ist, dass die zuge-
teilte Arbeit als Hausarbeiter genutzt 
werden soll, um eine berufliche Quali-
fizierung zu erhalten. Die tatsächliche 
Tätigkeit soll zunehmend zum Erwerb 
von Qualifikationen genutzt werden. 
Die Ausbildung erfolgt in modularen 
Qualifizierungslehrgängen in folgen-
den Bereichen:

QL 1 	Grundlagen in der Material-, Rei-
nigungschemie-, Maschinen- und 
Gerätekunde
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QL 2 	Reinigung und Pflege von Glas- 
und Rahmenflächen

QL 3 	Ausführung von qualifizierter 
Bauendreinigung mit den Unter-
begriffen Baugrobreinigung und 
Baufeinreinigung

QL 4 	 Reinigung und Pflege von textilen 
und nicht textilen Bodenbelägen

QL 5 	Durchführung der Unterhaltsrei-
nigung.

Derzeit stehen 10 Plätze zur Verfügung. 
Auch hier ist die Zielrichtung die bessere 
Vermittelbarkeit auf dem Arbeitsmarkt.

Insbesondere im Rhein-Maingebiet 
besteht erhöhter Bedarf im Reinigungs-
gewerbe. 

V. Flurförderschein
Zur Verbesserung der Integration von 
Gefangenen auf dem Arbeitsmarkt wird 
darüber hinaus eine Qualifizierungs-
maßnahme zum Erwerb des Flurför-
derscheines für Gabelstapler durchge-
führt. Nach erfolgreicher Teilnahme an 
der Qualifzierungsmaßnahme erhält 
der Teilnehmer einen Fahrausweis für 
Flurförderfahrzeuge mit 100t Traglast.

VI. Ausblick
Es ist angedacht, die oben beschriebe-
nen Angebote auszubauen. Zusätzlich 
ist vorgesehen, einen Qualifizierungs-
betrieb Autoaufbereitung und eine 
Teilqualifikation Lagerlogistik zu im-
plementieren.

Unter Beobachtung des Arbeits-
marktes wird in der JVA Frankfurt am 
Main IV versucht angemessen auf die 
Bedürfnisse des Arbeitsmarktes zu re-
agieren und die entsprechenden Qua-
lifizierungen anzubieten.

Nora Stang-Albrecht 
Regierungsdirektorin
Stellvertretende Anstaltsleiterin JVA Frank-
furt am Main IV
nora.stang-albrecht@jva-frankfurt4.
justiz.hessen.de

Vom Arbeitstraining zur Beruflichen Grund-
bildung

Seit 2011 besteht in der JVA Kiel das 
Qualifizierungsangebot der Beruflichen 
Grundbildung für Gefangene. Es soll 
ab 2013 ausgeweitet werden und das 
bestehende Angebot der Arbeitstrai-
nings ablösen. Träger der beruflichen 
Bildungsmaßnahmen in der JVA Kiel ist 
der TÜV NORD Bildung.

Ausgangssituation
Die JVA Kiel verfügt über 277 Haftplätze 
mit dem Schwerpunkt des Regelvoll-
zugs bis zu 3 Jahren. Die Zuweisung 
von Arbeit bzw. die Möglichkeit der 
Teilnahme an schulischen oder beruf-
lichen Qualifizierungsmaßnahmen er-
folgt i.d.R. auf der Basis eines zweiwöchi-
gen berufsorientierten Profilings und 
einer Begutachtung des Pädagogischen 
Dienstes zum schulischen Förderbedarf. 
Der Zugang zur „klassischen“ berufli-
chen Qualifizierung scheidet danach 
für viele ebenso aus wie der direkte Zu-
gang zu Arbeit im Vollzug. Dies gilt auch 
für Gefangene, die formal über gute 
Voraussetzungen verfügen, also eine 
allgemeinbildende Schule oder auch 
eine Berufsausbildung abgeschlossen 
haben. Lang andauernde Arbeitsmarkt-
abstinenz, mangelnder Teilhabe an sta-
bilen sozialen Netzwerken, Suchtmit-
telabhängigkeit usw. bewirken, dass 
Fähigkeiten und Kennnisse, die nach 
dem formalen Bildungsstand zu erwar-
ten wären, nicht mehr verfügbar sind.

Weiterentwicklung
Seit 2010 bietet die JVA Kiel zur Förde-
rung der Arbeitsfähigkeit ein Arbeits-
training an. Es ist geprägt von der Er-
probung der Arbeitsfähigkeit und der 
Vermittlung einfach(st)er handwerkli-
cher Grundfertigkeiten mit dem Ziel, 
die Arbeitsfähigkeit zu erreichen. Den 
vielschichtigen Defiziten allein mit der 
Arbeitstraining entsprechen zu wollen, 
greift jedoch deutlich zu kurz. Unter 
dem Arbeitstitel „Arbeitstraining plus“ 
wurde deshalb ein Maßnahmeprofil 

entwickelt, das auf lernpraktische Ar-
beitseinheiten setzt. Das Ergebnis ist 
die „Berufliche Grundbildung“, welche 
seit 2011 angeboten wird. Leitlinie der 
handlungs- und erkenntnisorientier-
ten Maßnahme ist die Vermittlung von 
handwerklichen Fähigkeiten in Form 
niedrigschwelliger, lebenspraktischer 
Übersetzungen von Lerninhalten, die 
sich am Niveau des Hauptschulab-
schlusses orientieren. 

Der handwerkliche Teil, der auf dem 
bereits etablierten Ansatz des Arbeitstrai-
nings aufbaut, wird ergänzt um Grund-
lagenkurse in Deutsch und Mathema-
tik sowie weiteren allgemeinbildenden 
Kursen. Der Grundlagenkurs Deutsch 
zielt auf die Erweiterung der (schrift)
sprachlichen Ausdrucksfähigkeit mit 
dem Schwerpunkt der alltagsrelevanten 
Sprach- und Sprechkompetenz, Lesen 
und Verstehen von Sachtexten, Produkti-
on einfacher Sachtexte. Im Grundlagen-
kurs Mathematik werden Grundrechen-
arten wiederholt, gesichert und vertieft 
sowie z.B. Grundlagen der Dreisatz- und 
Flächenberechnung angewendet. Auf 
der Grundlage der allgemeinbildenden 
Fachkurse können lebenspraktische Fä-
higkeiten mit Bezug zur Arbeitswelt und 
Freizeit vermittelt und eingeübt werden. 
Die Schwerpunktthemen sind Lebens- 
und Haushaltsführung sowie Arbeit und 
Wirtschaft mit ganz konkreten Frage-
stellungen zur Bewältigung des Alltags. 
Was brauche ich zum Leben? Welche 
Rechte und Pflichten haben Arbeitneh-
mer? Was bedeutet Brutto- bzw. Netto-
lohn? Bei den allgemeinbildenden und 
lebenspraktischen Einheiten sind der 
jeweilige Bildungsstand und die Beein-
trächtigung des einzelnen Teilnehmers 
Gradmesser der inhaltlichen Struktu-
rierung. Abgerundet wird das Angebot 
durch die Vermittlung interkultureller 
Kompetenzen sowie Schlüsselkompe-
tenzen. Hierfür stehen Lerneinheiten 
unter der Überschrift „Soziales Training“ 
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z.B. zu Freizeitgestaltung und sinnvoller 
Lebensführung, Umgang mit Konflikten 
oder Stress bis hin zum Thema „Compu-
ter als Arbeitsmittel“.

Es stehen 8 Teilnehmerplätze für eine 
Teilnahmedauer von 3 Monaten mit der 
Möglichkeit der Verlängerung um weite-
re 3 Monate zur Verfügung (modularer 
Aufbau). Der Einstieg ist jederzeit mög-
lich. Die Tage sind grundsätzlich zweige-
teilt strukturiert, um die Teilnehmer nicht 
durch zu lange als theoretisch und damit 
als schwierig empfundene Einheiten zu 
überfordern („Schule“) und das Gelernte 
möglichst zeitnah im praktischen Teil 
anwendungsbezogen vertiefen zu kön-
nen („Praxis“).

Das Angebot stößt auf reges Inte-
resse. Die Überführung des Bereichs 
Arbeitstraining in die Berufliche Grund-
bildung ist angedacht. Die beiden eige-
setzten Diplom Sozialpädagog(inn)en, 
von denen eine auch über ein Staatsex-
amen zum Lehramt verfügt, gestalten 
bereits heute die Bereiche fließend in-
einander übergehend.

Teilnehmerstruktur
2011 begannen 39 Teilnehmer die 
Maßnahme, davon 34 Deutsche ohne 
Migrationshintergrund. 14 verfügten 
über keinen Schulabschluss, 15 über 
einen Hauptschulabschluss, 6 über ei-
nen mittleren Abschluss, einer hatte das 
Abitur. 10 Teilnehmer verfügten über 
eine abgeschlossene Berufsausbildung. 
32 Teilnehmer waren vor Haftantritt 
nicht erwerbstätig, davon 21 länger als 
12 Monate.

Teilnehmerverbleib
Von den 31 Teilnehmern, die die Maß-
nahme in 2011 beendeten, nahmen 6 
im Anschluss eine Beschäftigung im 
Vollzug auf (20%), 3 wechselten in eine 
Qualifizierungsmaßnahme (10%), 4 wa-
ren anschließend beschäftigungslos im 
Vollzug. Die 30% der Teilnehmer, die im 
Vollzug eine Beschäftigung / Qualifizie-
rung aufnahmen, sind ausgehend von 
den multiplen Problemlagen ein hoch 
zu bewertender Erfolg. 

18 Teilnehmer wurden im engen 
zeitlichen Zusammenhang zur Teilnah-
me aus der Haft entlassen. 3 davon 
nahmen das Angebot des arbeitsmarkt-
orientierten Übergangsmanagements 
durch einen Integrationsbegleiter an. 
Einer von ihnen ist zwischenzeitlich er-
neut inhaftiert. Zu den beiden anderen 
ist ebenso wie zu den weiteren 15 nichts 
zum Verbleib bekannt. Aber wenn eine 
berufliche Integration nicht erfolgte, 
wurde die Chance auf Teilhabe in der 
Gesellschaft, wenn auch auf niedrigem 
Niveau, verbessert.

Dagmar Hirdes
Ministerium für Justiz, Kultur und 
Europa des Landes Schleswig-Holstein,
Stellvertretende Referatsleiterin,
Tätigkeitsschwerpunkt „Arbeit und 
Qualifizierung von Gefangenen“
dagmar.hirdes@jumi.landsh.de

Fachtagung: 
Soziale Dienste 
der Justiz

Zwischen Modernisierung 
und Bürokratisierung
Kommt nach der Kontrolle 
auch Hilfe?

Termin:
27. und 28. September 2012

Ort:
Universität Hannover

Veranstalter:	
gilde soziale arbeit e.V.
Verband der Sozialarbeiter in der
niedersächsischen Strafrechtspfle-
ge (VDS)
ver.di Niedersachsen
Universität Hannover

Weitere Infos:
www.gilde-soziale-arbeit.de
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Pro und Contra Arbeitspflicht

Dr. Beate Merk
Bayerische Staatsministerin der Justiz und 
für Verbraucherschutz
presse@stmjv.bayern.de

Werdegang
1976-	 Studium der Rechtswissen-
1981	 schaften und der Politik-

wissenschaften; Erstes und 
Zweites juristisches Staats-
examen in München 

1991	 Promotion zum Dr. jur. utr. 
in Würzburg 

1984-	 Bayerisches Staatsministerium 
1989 	 des Innern, Kommunalab-

teilung und Persönliche Re-
ferentin des Staatssekretärs

1989-	 Landratsamt Neu-Ulm, juris-
1994 	 tische Staatsbeamtin Bau-

recht und Umweltschutz; 
Stellvertreterin des Land-
rats im Amt

1994	 Für das Bayerische Staatsmi-
nisterium des Innern tätig 
in der Bayerischen Staats-
kanzlei, Projektgruppe Ver-
waltungsreform

21.6.1995-	 Oberbürgermeisterin der 
14.10.2003	 Stadt Neu-Ulm
Seit 1996	 Kreisrätin im Kreistag Neu-

Ulm
2003-	 Bezirksrätin im Bezirkstag 
2008 	 Schwaben
Mitglied im Parteivorstand der CSU
Stellvertretende Parteivorsitzende der 
CSU, Mitglied im Präsidium
Seit	 Bayerische Staatsministerin 
14.10.2003 	der Justiz
Seit	 Abgeordnete des Bayeri-
20.10.2008 	schen Landtags
Seit	 Bayerische Staatsministerin 
30.10.2008 der Justiz und für Verbrau-

cherschutz

Warum wollen Sie die Arbeitspflicht 
abschaffen?
Hartloff:
Der Verzicht auf die Arbeitspflicht ist 
Teil einer konsequent am Vollzugsziel 
der Resozialisierung ausgerichteten Ge-
samtkonzeption. Die Gefangenen sollen 
während der Haftzeit die für ihre Strafta-
ten (mit-)ursächlichen Defizite beheben 
und die einer künftigen Straffälligkeit 
entgegenwirkenden Fähigkeiten stär-
ken. In einer sorgfältigen Planung des 
Vollzugs wird daher festgelegt, welche 
Maßnahmen im Einzelfall am besten ge-
eignet sind, die Gefangenen zu befähi-
gen, künftig in sozialer Verantwortung 
ein Leben ohne Straftaten zu führen. 

Arbeit ist sicher auch Teil der Reso-
zialisierung; sie stellt jedoch – anders 
als noch im Strafvollzugsgesetz – nicht 
den zentralen, sondern einen von ver-
schiedenen Resozialisierungsfaktoren 
dar. Ein Blick auf die Beschäftigungs-
quote der Gefangenen im Strafvollzug, 
die in den letzten Jahren bundesweit 
bei ca. 60 % liegt, macht deutlich, dass 
die Arbeitspflicht in der Praxis nur eine 
untergeordnete Rolle spielt. Die Zu-
weisung der Arbeit erfolgt in der Regel 
nach Antragstellung der Gefangenen. 
Dabei kann nicht allen Gefangenen, 
die arbeiten wollen, auch Arbeit zuge-
wiesen werden. Arbeit im Vollzug ist 
ein knappes und begehrtes Gut, um 
aus dem Haftraum heraus zu kommen 
und Geld für den Einkauf zur Verfügung 
zu haben. Die Zahl der Gefangenen, 
die eine Arbeit verweigern, ist daher 
sehr gering. 

Die Europäischen Strafvollzugs-
grundsätze empfehlen, Gefangenen-
arbeit als einen positiven Bestandteil 
des Strafvollzugs zu betrachten und nie 
zur Bestrafung einzusetzen. Dieser Emp-
fehlung kann insbesondere dadurch 
entsprochen werden, dass Arbeit nicht 
weiter als Pflichtarbeit einen Teil des 
durch die Freiheitsentziehung aufer-
legten Strafübels darstellt. 

Jochen Hartloff
Staatsminister der Justiz und für
Verbraucherschutz Rheinland-Pfalz
medienstelle@mjv.rlp.de

Werdegang
1973 - 	 Mitarbeit über „Aktion Süh-
1975 	 nezeichen“ beim Deutschen 

Hilfsverein in Amsterdam
1975 - 	 Studium der Rechtswissen-
1982 	 schaft, Soziologie und Kunst-

geschichte in München;
	 Staatsexamen und Referen-

dariat in Bayern
Seit 1982	 Rechtsanwaltskanzlei in Kusel

Seit 1971	 Mitglied der SPD
Seit 1984	 ehrenamtlicher Bürgermeister 

der Stadt Kusel
Seit 1996	 Mitglied des Landtages Rhein

land-Pfalz
2001 - 	 Parlamentarischer Geschäfts-
2006 	 führer der SPD-Landtagsfrak-

tion Rheinland-Pfalz
Seit 2006	 Vorsitzender der SPD-Land-

tagsfraktion Rheinland-Pfalz
Seit 2009	 Mitglied des Parteivorstan-

des der Bundes-SPD
Seit dem	 Staatsminister der Justiz und 
18. Mai. 	 für Verbraucherschutz
2011
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Warum sind Sie gegen die Abschaf-
fung der Arbeitspflicht?
Dr. Merk:
Das Bayerische Strafvollzugsgesetz sieht 
– wie auch schon das Strafvollzugsge-
setz des Bundes – mit gutem Grund eine 
Arbeitspflicht für Gefangene vor. Arbeit 
stabilisiert das Selbstwertgefühl durch 
das Erleben der eigenen Fähigkeiten, sie 
strukturiert den Tagesablauf, sie beför-
dert Teamfähigkeit und soziale Kontakte 
und wirkt auch persönlichkeitsbildend. 
Insbesondere die Möglichkeit, in ei-
nem qualifizierten Beruf zu arbeiten 
und die gewonnenen Fähigkeiten und 
Qualifikationen sinnvoll zu nutzen bie-
tet günstige Voraussetzungen für eine 
Wiedereingliederung in Freiheit. Arbeit 
ist darüber hinaus auch diagnostisch 
bedeutsam, da hierdurch auch Zuver-
lässigkeit, Absprachefähigkeit und viele 
andere Fähigkeiten und Verhaltensstile 
beobachtet werden können. Daraus er-
geben sich wichtige Informationen, die 
bei der weiteren Behandlungsplanung, 
bei der Prüfung von Lockerungen sowie 
bei der Erweiterung der Möglichkeiten 
zur autonomen Lebensführung relevant 
sind. Die Arbeit ist damit ein wichtiger 
Bestandteil des Resozialisierungskon-
zepts! Dieser wichtige Teil kann nicht in 
das Belieben der Gefangenen gestellt 
werden.

Deswegen halte ich – auch und ge-
rade im eigenen Interesse der Gefange-
nen – eine mit disziplinarischen Mitteln 
durchsetzbare Arbeitspflicht weiterhin 
für dringend erforderlich. 

Sollen die Gefangenen zukünftig 
nicht mehr arbeiten?
Hartloff:
Selbstverständlich sollen sie das. Liegen 
im Einzelfall Defizite im Arbeitsbereich 
vor, erfolgt vorrangig der gezielte Ein-
satz individueller Arbeitsmaßnahmen 
in Form der Arbeitstherapie oder des 
Arbeitstrainings sowie gegebenenfalls 
eine schulische und berufliche Quali-
fizierung, um die Gefangenen an das 
Erwerbsleben heranzuführen. Gefan-
genen, die keine Defizite im Arbeitsbe-

reich aufweisen, kann auf Antrag Arbeit 
zugewiesen werden, sofern dadurch 
die Teilnahme an zur Erreichung des 
Vollzugsziels zwingend erforderlichen 
Maßnahmen, z.B. Therapiemaßnahmen, 
nicht beeinträchtigt wird. 

In den meisten Haftanstalten gibt es 
nur für 50 - 60% der Gefangenen Ar-
beit, viele wollen arbeiten, erhalten 
aber keine Arbeit. Was soll da eine 
Arbeitspflicht bewirken?
Dr. Merk:
Es trifft zu, dass ein Teil der Inhaftierten 
nicht arbeitet. Das liegt aber nicht ein-
fach daran, dass für arbeitswillige Ge-
fangene allgemein keine Beschäftigung 
gefunden würde. Bei der Bewertung 
des Anteils der unbeschäftigten Gefan-
genen ist vielmehr zu berücksichtigen, 
dass viele dieser Inhaftierten Unter-
suchungsgefangene sind, die auch in 
Bayern – anders als Strafgefangene – 
nicht zur Arbeit verpflichtet sind. Vie-
le Gefangene sind auch aus anderen 
Gründen unbeschäftigt (z. B. Krankheit, 
Alter). Bei den arbeitsfähigen Gefange-
nen sieht die Situation ganz anders aus. 
Hier herrscht in einigen bayerischen 
Anstalten sogar „Vollbeschäftigung“. 
Bei diesen Gefangenen wäre die Ab-
schaffung der Arbeitspflicht das völlig 
falsche Signal!

Arbeit und Beschäftigung sind doch 
wichtig, warum sollen Gefangene 
nicht mehr dazu verpflichtet sein?
Hartloff:
Arbeit und Beschäftigung allein reichen 
bei den meisten Gefangenen zur Errei-
chung des Vollzugsziels nicht aus; in 
vielen Fällen stehen die Bearbeitung 
einer Sucht-, Gewalt- oder Sexualpro-
blematik sowie das Training sozialer 
Fähigkeiten im Vordergrund. Dies sind 
die aktuellen Anforderungen und He-
rausforderungen. Der Verzicht auf die 
Arbeitspflicht ist überdies Ausdruck 
des Angleichungsgrundsatzes an die 
Verhältnisse außerhalb des Vollzugs. 
Dementsprechend erhält auch wie 
bisher kein Gefangener Taschengeld, 

der eine angebotene zumutbare Arbeit 
ablehnt oder eine ausgeübte Arbeit ver-
schuldet verloren hat. Dies entspricht 
dem Nachrangprinzip im Sozialrecht. 
Der Verzicht auf die Arbeitspflicht trägt 
auch der Erkenntnis Rechnung, dass 
eine erfolgreiche Resozialisierung nicht 
mit Mitteln des Zwangs erreicht werden 
kann, sondern nur unter Mitwirkung der 
Gefangenen möglich ist. 

Ist es noch zeitgemäß, Gefangene 
zur Arbeit zu verpflichten?
Dr. Merk:
Arbeitspflicht bedeutet nicht einfach 
„Zwangsarbeit“, zumal auch das Bun-
desverfassungsgericht eine gesetzliche 
Arbeitspflicht als Teil eines Resozialisie-
rungskonzepts für verfassungsgemäß 
hält! Vielmehr setzen auch wir auf die 
freiwillige Mitwirkung der Gefangenen 
und motivieren sie zur Arbeit. Gefange-
ne sind nur verpflichtet, eine ihren kör-
perlichen, geistigen und psychischen 
Fähigkeiten angemessene Arbeit auszu-
üben. Weigern sich Gefangene jedoch, 
eine angemessene Arbeit auszuüben, 
halte ich eine mit disziplinarischen 
Mitteln durchsetzbare Arbeitspflicht 
weiterhin für dringend erforderlich. 
Wir verlangen also nichts Unzumut-
bares oder gar Unmögliches! Gerade 
in der heutigen Arbeitswelt, die an die 
Beschäftigten immer höhere Anforde-
rungen stellt, werden die Erlernung 
eines Berufs und die Sammlung von 
Berufserfahrungen immer wichtiger. 
Was aber für die Menschen außerhalb 
der Anstaltsmauern gilt, gilt in beson-
derem Maße auch für Gefangene. Und 
nicht zuletzt gefährdet die Abschaffung 
der Arbeitspflicht qualifizierte Arbeits-
plätze, da in den Betrieben schwerlich 
Kontinuität hergestellt werden kann, 
wenn Gefangene – wenn auch nicht 
zur Unzeit – die Arbeit nieder legen 
können; dies belegen Erfahrungen aus 
der U-Haft.
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Rückgang bei verur-
teilten Jugendlichen 
und Heranwachsen-
den
Das Statistische Landesamt hat am 28. 
Juni 2012 mitgeteilt, dass im Jahr 2010 
fast die Hälfte der Verurteilten jünger 
als 30 Jahre waren. In diesem Zusam-
menhang weist das Justizministerium 
Baden-Württemberg darauf hin, dass 
die Zahl der verurteilten Jugendlichen 
wie auch die der verurteilten Heran-
wachsenden im selben Zeitraum zu-
rückgegangen ist.

Bei den Jugendlichen betrug der Rück-
gang im Vergleich zum Jahr 2009 12,1 
Prozent – nach 8791 verurteilten Ju-
gendlichen im Jahr 2009 waren es 2010 
noch 7725. Bei den Heranwachsenden 
sank die Zahl der Verurteilten um 8,5 
Prozent auf 11.412.

pressestelle@jum.bwl.de
28.6.2012

Kain und Abel – Auf-
führung des Gefäng-
nistheaters Aufbruch
Das Gefangenenensemble von aufBruch 
in Berlin widmet sich im Sommer 2012 
auf dem Freistundenhof der JVA Tegel 
einem Fall aus dem Alten Testament: 
dem Brudermord von Kain und Abel. 
„Die Bibel behauptet: Die Geschichte 
der Menschen begann mit Straftaten. 
Die erste, in vertikaler Richtung, war 
Adam und Evas Ungehorsam gegen 
Gottes Gebot. Die zweite, auf horizonta-

ler Ebene, war Mord in der Familie. Kain 
tötet seinen Bruder Abel, weil dessen 
Opfer von Gott bevorzugt wird. Er fühlt 
sich ungerecht behandelt, ist voll Neid 
auf den Begünstigten. Beide können nur 
geben, was ihre Arbeit ihnen bringt. Bei 
Abel ist es Fleisch, bei Kain sind es die 
Früchte der Erde. Das Fleischopfer ist 
Gott gefälliger. Kain opfert seinen Bru-
der.“ (aus Gefängnistheater Aufbruch) 
Aufführungen sind im Juni und Juli. 
Theaterkarten können bei der Volks-
bühne Berlin bestellt werden.

newsletter@dbh-online.de
29.6.2012

Erste Schritte gegen 
den hohen Kranken-
stand im Strafvollzug
Hamburgs Juzstizsenatorin Jana Schie-
dek hat erste Schritte eingeleitet, um 
den hohen Krankenstand der Bediens-
teten im Strafvollzug zu verringern. 
Die Strafvollzugsbediensteten fehlen 
im Durchschnitt 36 Tage im Jahr wegen 
Krankheit.

Die Mitarbeiter sind laut einer wis-
senschaftlichen Befragung gefrustet, 
viele haben bereits innerlich gekündigt, 
es herrscht eine Kultur des Krankfeierns.

Im Rahmen des Projekts „Arbeits-
bedingungen und Fehlzeiten in den 
Hamburger Justizvollzugsanstalten“ 
wurden jetzt die ersten Projetteams 
eingesetzt, die vor Ort Veränderungen 
durchsetzen sollen.

Jedes Projektteam besteht aus zehn 
bis zwölf Mitgliedern aus allen Berei-
chen des Vollzugs – der uniformierte 
Dienst, Sozialpädagogen, Psychologen, 
Verwaltung. Die Projektteams werden 
in der ersten Zeit durch einen externen 

Coach begleitet.

Newsletter Strafvollzug kompakt
31. 7. 2012 

Trauma-Netzwerk 
Niedersachsen
Königslutter: Opfer schwerer Gewalt- 
oder Sexualverbrechen sind auf Grund 
des erlittenen Traumas oder anderer 
schwerer Tatfolgen häufig nicht mehr 
in der Lage, allein ihren Alltag zu be-
wältigen. Sie können sich ihr Leben lang 
nicht von den Folgen erlittener Strafta-
ten befreien. Die Täter hingegen haben 
in aller Regel nach ein paar Jahren ihre 
Strafe verbüßt.

Wege zu finden um Opfern von Straf-
taten in solchen Situationen wirksame 
Hilfestellungen zu geben und diese 
weiterzuentwickeln, dieser Aufgabe 
stellt sich das „Trauma-Netzwerk Nie-
dersachsen“.

Zur Verhinderung weitergehender 
Schäden, die Opfer in Folge einer Straf-
tat erleiden können, bedarf es schneller 
Hilfen. So zeigt sich, dass Gewaltopfern 
schon mit wenigen Therapiesitzungen 
wirksam geholfen werden kann und sich 
die seelischen Folgen der Gewalttaten 
nicht als dauerhafte Gesundheitsschä-
den verfestigen müssen. Betroffene, 
die eine Langzeittherapie benötigen, 
konnten in die Regelversorgung ver-
mittelt werden.

Nachdem sich das dem „Trauma-Netz-
werk Niedersachsen“ zugrundeliegen-
de Konzept bewährt hat, erfolgt nun 
die Überleitung in das Folgeprojekt 
zum landesweiten Aufbau des Trauma-
Netzwerks Niedersachsen. 

Mit der Kinder- und Jugendpsychiatrie 
in Oldenburg und der Erwachsenenpsy-

Baden-Württemberg

Hamburg

Berlin

Niedersachsen
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chiatrie in Rinteln konnten zwei weitere 
Stützpunkte des Trauma-Netzwerks er-
öffnet werden. 

pressestelle@mj.niedersachsen.de
28.6.2012

Straffälligenhilfe be-
wahrt vor Ersatzfrei-
heitsstrafe und hohen 
Haftkosten
1376 Personen von Haft verschont

Das Angebot der Straffälligenhilfe 
kommt in letzter Minute. Als bunter 
Flyer neben der Ladung zum Haftantritt. 
Dem Empfänger der Ladung bleiben 
zwei Wochen, um mit der Unterstüt-
zung der Straffälligenhilfe eine Raten-
vereinbarung mit der Justiz abzuschlie-
ßen. Die Ratenvereinbarung sichert den 
Abtrag der ursprünglichen Geldstrafe 
und verhindert, dass der Betroffene 
wegen ausgebliebener Zahlungen ins 
Gefängnis muss.

2010 beauftragte das Justizministe-
rium die Straffälligenhilfe der freien 
Wohlfahrt in Niedersachsen damit, ein 
Hilfeprogramm „Geldverwaltung statt 
Ersatzfreiheitsstrafe“ für uneinbringli-
cher Geldstrafen zu installieren. 

Bereits im zweiten Jahr – 2011 – erreicht 
die „Geldverwaltung statt Ersatzfrei-
heitsstrafe“ beeindruckende Erfolge. 
1.376 Verurteilte hat die Straffälligen-
hilfe in Niedersachsen so vor der Haft 
bewahrt. 258 von ihnen haben ihre 
Schuld in 2011 bereits vollständig abge-
tragen. Die Anlaufstellen betreuen die 
anderen Verurteilten weiter und sorgen 
durch die Geldverwaltung dafür, dass 
Ratenzahlungen eingehalten werden 
und keine Haft vollstreckt werden muss.

Das von den Anlaufstellen und den 

Justizbehörden angeschobene Projekt 
„Geldverwaltung statt Ersatzfreiheits-
strafe“ erbrachte dem Land Niedersach-
sen Einnahmen von 300.000 Euro und 
ersparte Ausgaben in Höhe von 2,03 
Millionen Euro. Bisher finanziert das 
Land Niedersachsen diese Geldverwal-
tung mit 100.000 Euro pro Jahr

www.die-anlaufstellen.de
28.6.2012

Ansprechpartner:
Kai Kupka
Diakonisches Werk der Ev.-Luth. Kirche 
in Oldenburg e.V.
Tel.: (0441) 2 10 01 81
E-Mail: kai.kupka@diakonie-ol.de
www.diakonie-oldenburger-land.de

Justizvollzugsbe-
auftragter NRW legt 
ersten Tätigkeitsbe-
richt vor
Am 2. Juli hat der Justizvollzugsbeauf-
tragte Prof. Michael Walter dem alten 
und neuen Justizminister Kutschaty 
seinen ersten, insgesamt 376 Seiten 
umfassenden, Tätigkeitsbericht 2011 
vorgelegt. Über den Bericht des vorhe-
rigen Ombudsmanns hinaus enthält die 
Schrift neben der Darstellung und Erläu-
terung der verschiedenen Eingaben von 
Betroffenen, insbesondere Gefangenen, 
Vorschläge zur Fortentwicklung und 
Verbesserung des Vollzugs. Walter war 
an der Entwicklung neuer Perspektiven 
(Leitlinien für NRW) ebenso beteiligt wie 
an konkreten Gesetzgebungsarbeiten. 
Eine zentrale Rolle spielt im Bericht die 
„opferbezogene Vollzugsgestaltung“. 
Beabsichtigt wird eine wirkungsvolle-
re Berücksichtigung der Bedürfnisse 
von Menschen, die durch Straftaten 

geschädigt worden oder entsprechend 
gefährdet sind. Dabei geht es um einen 
Tatausgleich für die Vergangenheit und 
Opferschutz für die Zukunft. Um dieses 
Vorhaben weiter voranzubringen, ist 
in Abstimmung mit dem Justizminis-
terium ein Praxisprojekt eingerichtet 
worden, in dem konkrete Schritte, etwa 
eine entsprechende Vollzugsplanung 
oder Entlassungsvorbereitung, z.B. 
durch Aufenthaltsregelungen, erprobt 
werden sollen.

An den Justizvollzugsbeauftragten ha-
ben sich insgesamt 476 Menschen mit 
Eingaben gewendet. Die meisten betra-
fen individuelle Anliegen Gefangener, 
allerdings rührten immerhin auch 64 
Eingaben von Vollzugsbediensteten 
her. Diese Mitteilungen vermitteln ei-
nen umfangreichen Einblick in die Voll-
zugspraxis und Vollzugsprobleme. Hie-
ran anknüpfend mündet der Bericht in 
eine Reihe von Empfehlungen, u.a. zum 
Abbau von Überfüllungserscheinungen 
und zu Verbesserungen der Arbeits- 
und Ausbildungssituation. Die Lage ist 
nach Auffassung des Justizvollzugsbe-
auftragten in manchen Anstalten schon 
deswegen unbefriedigend, weil dort 
trotz Arbeitspflicht und Arbeitsbereit-
schaft nur der Hälfte der (Straf-)Gefan-
genen oder einer noch kleineren Anzahl 
Arbeit angeboten werden kann.

Der vollständige Bericht ist auf der 
Homepage des Justizvollzugsbeauf-
tragten abrufbar: www.justizvollzugs-
beauftragter.nrw.de .

Straftäter sollen bes-
ser auf ihre Entlassung 
vorbereitet werden
Über neue Leitlinien will das Justizmi-
nisterium Gefängnisinsassen in Nord-
rhein-Westfalen besser auf das Leben 
nach der Haft vorbereiten und so wei-
tere Straftaten verhindern. Beispiels-

Nordrhein-Westfalen
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weise sollen auch unwillige Sträflinge 
etwa mit Haftlockerungen motiviert 
werden, Resozialisierungsangebote 
anzunehmen.

Weitere Punkte sind die Vermittlung 
sozialer Kompetenzen, der Erwerb von 
schulischen und beruflichen Fähigkei-
ten sowie die bessere Vorbereitung des 
Umfelds auf die Rückkehr des Entlasse-
nen. Der Strafvollzug müsse die Entlas-
sung möglichst frühzeitig in den Blick 
nehmen und die Vollzugsplanung um 
eine Reintegrationsplanung erweitern, 
die über den Zeitpunkt des Haftendes 
hinausweist.

Betont wird die Bedeutung von Haftlo-
ckerungen wie Langzeitbesuche oder 
Hafturlaube. Sie dienten zur Aufrecht-
erhaltung sozialer Kontakte und seien 
notwendig, um den Gefangenen auf die 
Freiheit vorzubereiten.

Die Zahl der Ersatzfreiheitsstrafen von 
Tätern, die ihre Geldstrafe nicht zahlen 
können, soll zudem reduziert werden. 
Die Inhaftierung bewirke nicht selten 
den Verlust der Wohnung, des Arbeits-
platzes und der sozialen Bindung. 
Zudem sei die Haft auch teuer. Jeder 
Gefangene koste das Land 111,55 Euro 
pro Tag.

Im Schnitt sind knapp 1.000 oder etwa 
17.500 Häftlinge solche, die ihre Geld-
strafe nicht zahlen konnten. Nach dem 
Willen des Justizministeriums sollen die 
Vollstreckungsbehörden zunächst wie-
derholt versuchen, das Geld doch noch 
einzutreiben. Wenn das nicht klappt, 
könnten die Verurteilten ihre Strafe 
auch mit gemeinnütziger Arbeit tilgen.
Im Vollzug sollen zudem künftig die Be-
lange der Opfer stärker berücksichtigt 
werden. Die Entlohnung, die die Häft-
linge für Arbeiten bekämen, könnte zum 
Ausgleich für materielle Schäden beim 
Opfer genutzt werden. Zudem könnten 
Opfer auf Wunsch erfahren, was passiere, 
wenn der Täter entlassen werde und wie 
dieser sich im Gefängnis verhalten habe.

Mainzer Entwurf zum 
Landessicherungsver-
wahrungsvollzugsge-
setz (LSVVollzG)
Von Juli 2011 bis März 2012 hatte eine 
von der JuMiKo eingesetzte und aus 
allen Ländern und einer Vertreterin 
des BMJ bestehende Arbeitsgruppe 
unter Federführung von Niedersach-
sen und Nordrhein-Westfalen gesetzli-
che Grundlagen zur Neuregelung des 
Vollzugs der Sicherungsverwahrung 
erarbeitet.

Seit Januar 2012 haben neun Länder 
(Berlin, Brandenburg, Bremen, Meck-
lenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, 
Saarland, Sachsen, Schleswig-Holstein 
und Thüringen) unter Einbeziehung die-
ses „16er Entwurfs“ angelehnt an den 
Musterentwurf eines Landesstrafvoll-
zugsgesetzes den „Mainzer Entwurf“ 
eines Landessicherungsverwahrungs-
vollzugsgesetzes erarbeitet. 

Es wird ein Landessicherungsverwah-
rungsvollzugsgesetzentwurf vorgelegt, 
der die Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts umsetzt und die in § 66c 
Abs. 1 StGB-E enthaltenen Leitlinien des 
Bundes konkretisiert. Der Entwurf über-
nimmt diejenigen allgemeinen vollzu-
glichen Neuerungen des Entwurfs des 
Landesstrafvollzugsgesetzes, die den 
Strafvollzug unter Berücksichtigung 
kriminologischer Erkenntnisse weiter-
entwickeln. Es verzichtet weitgehend 
auf Verweise, folgt in seinem Aufbau 
dem Entwurf des Landesstrafvollzugs-
gesetzes und ist für die Praxis einfach 
handhabbar.

http://www.mdj.brandenburg.de/six-
cms/media.php/4055/Endfassung%20
ME%20LSVVollzG%20%2819%20
06%2012%29.pdf (http://www.mdj.
brandenburg.de/sixcms/media.

php/4055/Endfassung%20ME%20
LSVVollzG%20%2819%2006%20
12%29pdf)

newsletter Strafvollzug kompakt
28.6.2012

Proteste in Insel ge-
gen ehemalige Siche-
rungsverwahrte
In dem Dorf Insel in Sachsen-Anhalt 
leben seit gut einem Jahr zwei aus der 
Sicherungsverwahrung entlassene 
Männer. Seitdem finden dort andau-
ernd Proteste statt, die schließlich so-
gar in gewaltsame Attacken auf das 
Wohnhaus der betroffenen Personen 
gipfelten. Anfang Juni kamen ca. 70 
Vertreter aller Landtags-Fraktionen in 
das Dorf, um mit den Dorfbewohnern 
zu diskutieren und ein Zeichen für die 
Menschenwürde zu setzen. Die Abge-
ordneten entrollten vor dem Gemeinde-
haus in Insel ein großes Banner mit der 
Aufschrift: „Die Würde des Menschen 
ist unantastbar“. Die Bewohner zeigten 
ihre Meinung auf Schildern, wie: „Denkt 
noch jemand an die Opfer?“ Der Orts-
bürgermeister will, dass die ehemals 
Sicherungsverwahrten den Ort verlas-
sen. Rechtsradikale der NPD nutzen die 
Situation aus, um für ihre menschenun-
würdigen Parolen zu demonstrieren.

newsletter@dbh-online.de
29.6.2012
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Kölner Modellprojekt RESI (Resozialisierung und Soziale Integration):
5 Fragen an die Projektleitung

RESI ist ein bundesweit einmaliges 
Integrationsprojekt für straffällige 
Jugendliche in freier Trägerschaft. 
Was waren für die freien Träger die 
Hauptmotive für ihr Engagement?

-	 Zuallererst ist RESI eine Förderung 
von „wir helfen“ des Kölner Stadt-
anzeigers. „Wir helfen“ ist für die 
bedingungslose Förderung der 
jeweiligen Zielgruppe bekannt 
und lässt den geförderten Trägern 
unbürokratische Hilfe zukommen 
zum Wohl der Zielgruppe. Die Trä-
ger sind frei, die Hilfen unmittelbar 
und kreativ umzusetzen. „Wir hel-
fen” versteht sich nicht als „Regel-
finanzierung” sondern als zeitlich 
befristete Linderung von Benach-
teiligung und Not. 

- 	 Die vier Träger hatten unterschied-
liche Vorerfahrungen mit der Ziel-
gruppe der jungen Strafentlassenen. 
Ein Träger ist bereits in der Straf-
fälligenhilfe unmittelbar mit dem 
Schwerpunkt der Unterstützung 
für inhaftierte minderjährige und 
schwangere Inhaftierte engagiert, 
die zwei Träger der Suchthilfe be-
treuen Inhaftierte im Rahmen der 
externen Drogenberatung in den 
Justizvollzugsanstalten und betreu-
en diese Zielgruppe im Kontext der 
Drogenberatung sowie Therapie 
und anschließender Nachsorge; 
in den Werkstätten und Beschäfti-
gungs- bzw. Ausbildungsangebo-
ten, Jugendzentren und Kompe-
tenzagenturen des vierten Trägers 
befinden sich auch schon immer 
Straffällige und Intensivtäter.

-	 Ein weiterer Reiz bestand in der Mög-
lichkeit, diese spezifischen Träger-
Ressourcen in einem Trägerverbund 
zu bündeln und der Zielgruppe 
dadurch viel unmittelbarer zu Gute 
kommen zu lassen.

- 	 Daneben ist jeder der vier Träger sei-
nerseits auch schon in unterschied-
liche Kooperationen mit weiteren 
Trägern involviert, so dass dieser 
Verbund bestens mit dem Kölner 
Hilfeangebot auf den unterschied-
lichsten Ebenen vernetzt ist.

Wie sind die Kooperationserfah-
rungen mit den anderen Akteuren 
wie z.B. der Bewährungshilfe, der 
Jugendgerichtshilfe, dem Jugend-
vollzug?

- 	 Insbesondere durch die Betreuung 
von Jugendlichen mit Bewährungs-
auflage gab es für alle Träger, auch die 
bisher nicht in der Straffälligenhilfe 
engagierten, schon immer intensive 
Kontakte mit den zuständigen Sozi-
alarbeitern und der Bewährungshil-
fe sowie Jugendgerichtshilfe. Diese 
Zusammenarbeit war immer ausge-
zeichnet, da es sich um eine typische 
„win-win“ Situation handelt.

-	 Aufbauend auf diese gemeinsame 
Tradition änderte sich daran auch 
nichts im Projekt „Resi“.

-	 Auch seitens des Jugendvollzu-
ges gab es neben einer anfänglich 
verständlichen Skepsis über einen 
neuen Akteur über die gesamte Zeit 
eine überaus konstruktive Zusam-
menarbeit mit den unterschiedlichen 
Jugendvollzugsanstalten. Eine Fort-
setzung des Projekts wird von diesen 
sehr begrüßt.

Hat sich der von Ihnen praktizierte 
Case Management Ansatz in der Pra-
xis bewährt bzw. was waren aus Ihrer 
Sicht die zentralen Erfolgsfaktoren in 
der Steuerung der Integrationspro-
zesse der Jugendlichen?

Der Case Management Ansatz ist aus 
unserer Sicht die Erklärung für den Er-

folg des Projekts. Speziell für unsere 
Zielgruppe sehen wir dabei folgende 
Wirkfaktoren des Case Management 
Ansatzes:
-	 Im Case Management steht die ganze 

Person im Focus der Arbeit, nicht nur 
partielle Teile wie eine erneute Straf-
fälligkeit oder die adäquate Mitarbeit 
in einer Arbeitsmaßnahme.

-	 Der Case Manager (CM) bleibt dem 
Klienten erhalten, auch wenn er in 
einer Maßnahme vielleicht scheitert. 
Er hilft dem Klienten, Niederlagen zu 
bewältigen.

-	 Der CM ist Unterstützer in kom-
plexen juristischen Fragen, die ein 
Jugendlicher oh- ne Hilfe niemals 
allein bewältigen könnte, wie z.B. 
bei ausländerrechtlichen Fragestel-
lungen, strittigen Zuordnungen von 
notwendigen Leistungen des SGB 2, 
SGB 8 oder SGB 12.

-	 Der CM ist, wenn nötig, Anwalt des 
Jugendlichen und setzt Rechtsan-
sprüche gemeinsam mit ihm durch 
bzw. holt juristischen Rat und Unter-
stützung ein.

-	 Der CM ist Lotse und führt den Ju-
gendlichen durch das Hilfesystem 
und erschließt Möglichkeiten (nicht 
zuletzt durch den Trägerverbund), 
die ein Einzelner ansonsten gar nicht 
hätte.

-	 Der CM weist auf Lücken im Hilfesys-
tem hin und fordert die Träger und 
Kostenträ ger auf, diese Lücken zu 
schließen.

-	 Die CM im Projekt waren äußerst fle-
xibel in ihrer zeitlichen Verfügbarkeit, 
sie stan- den nicht nur zu den klas-
sischen Bürozeiten zur Verfügung, 
sondern situativ dann und so oft, wie 
Hilfe tatsächlich benötigt wurde.
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-	 Dies alles ist von den Jugendlichen 
erlebte Konstanz und Zuverlässigkeit, 
man hält zu ihnen und unterstützt 
sie weiter, auch wenn sie mal wieder 
„Mist gebaut haben”.

	 Diese emotionale Erfahrung fehlte 
den meisten Jugendlichen in ihrer 
bisherigen Biographie und so ist das 
Case Management im Projekt RESI 
auch ein gutes Stück Nachsozialisa-
tion.

-	 Man soll nicht glauben, dass die Ju-
gendlichen im Projekt keine Fehler 
mehr ma chen, nicht auf alte Ver-
haltensmuster zurückgreifen oder 
Impulsdurchbrüche haben. Sie wer-
den aber durch den CM mit ihrem 
Verhalten konfrontiert, sie können 
aus ihren Fehlern lernen, sie erfahren 
Halt in dem Bemühen, erwachsen zu 
werden und sich gesellschaftlich zu 
integrieren.

-	 Das CM endet selbst dann nicht, wenn 
ein Jugendlicher definitiv scheitern 
sollte, sei es in einer Maßnahme zur 
Integration oder selbst bei erneuter 
Rückfälligkeit und Inhaftierung. Im 
letzteren Fall würde der CM den Kon-
takt in die JVA halten und bei erneuter 
Strafverbüßung und Entlassung auf 
die bisherigen positiven Erfahrungen 
wieder aufbauen. Dadurch kann die 
weitere Abwärtsspirale bei Rückfäl-
ligkeit verhindert werden.

Wie erklären Sie sich die großen Er-
folge des Projekts in der Vermeidung 
und Reduzierung der Rückfälle im 
Betreuungszeitraum?

-	 Die wissenschaftliche Begleitfor-
schung hat empirisch evaluiert, dass 
22 von 26 TeilnehmerInnen straffrei 
geblieben sind.

-	 Die ersten Teilnehmer haben ihre 
Bewährungszeit erfolgreich abge-
schlossen, eine eigene kleine Woh-
nung angemietet, einen Führerschein 
begonnen und eine Arbeitsstelle ge-
funden.

-	 Durch intensiven Zeitaufwand, indivi-
duelle Einzelbetreuung und Schnitt-
stellenmanagement, intensive Ko-
operation mit der Bewährungshilfe, 
Jugendhilfeträgern, Ausbildungsträ-
gern und einer Vielzahl anderer Ein-
richtungen und Institutionen konnte 
das Case Management RESI so er-
folgreich sein und wurde deshalb 
von den TeilnehmerInnen besonders 
wertgeschätzt. 

Die weitere Perspektive des Projekts?

-	 Der Trägerverbund ist bereit, auch 
nach der Projektphase durch „Wir 
Helfen“ RESI fortzuführen.

-	 Er hat dazu beim Justizministerium 
NRW einen Antrag auf Regelfinan-
zierung gestellt.

-	 Das Ministerium seinerseits hat bisher 
schon die wissenschaftliche Begleit-
forschung finanziert.

-	 Der Abschlussbericht wird im Sep-
tember 2012 dem JM vorgelegt wer-
den. Aufgrund der bisherigen Ergeb-
nisse hofft der Trägerverbund danach 
auf Weiterführung des RESI-Ansatzes.

Fritz Papenbrock
 
Fachbereichsleiter 
Sucht- und AIDS-Hilfe 
fritz.papenbrock@skm-koeln.de

Energiewende im
Strafvollzug

Das Hochsicherheitsgefängnis San-
ta Rita Jail in Kalifornien könnte 
ein Beispiel für Innovationen für 
die Energiewende werden. Wie 
der Technology Review in seiner 
Online-Ausgabe berichtet, ist dort 
ein eigenes Stromnetz installiert 
worden, dass die Energieversorung 
der Sicherheitsanlagen auch dann 
gewährleistet, wenn das gewöhnli-
che Stromnetz etwa aufgrund eines 
Sturms ausfällt. 

Das sogenanntew „Microgrid“ 
speichert und verteilt Energie aus 
verschiedenen Quellen wie So-
larzellen, Dieselgeneratoren und 
Brennstoffzellen – ein Prototyp 
für kleinteilige Stromnetze der 
Zukunft. Die Anlage ist derzeit die 
modernste ihrer Art in den USA und 
eine lokale Variante intelligenter 
Stromnetze, die die Energieversor-
gung zuverlässiger und billiger ma-
chen sollen. Die Technik verringert 
die Betriebskosten des Gefängnis-
ses um jährlich 100.00 Dollar. 

www.heise.de/tr/artikel/Energie-
wende-im -Knast-1651034-html
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ExOCoP 
Ein europäisches Lernnetzwerk zur Forcierung einer systematischen Strategie der Wiedereingliederung 
von Ex-Strafgefangenen

Jürgen Hillmer, Eduard Matt, Rhianon Williams

Das Europäische Lernnetzwerk ExOCoP 
(Ex-Offender Community of Practice) 
angetreten im April 2009 mit der Ziel-
setzung, die Diskussion um eine sys-
tematische Wiedereingliederung von 
Ex-Strafgefangenen zu fördern und die 
Vernetzung aller hierzu notwendigen 
Partner voran zu treiben, hat im Juni 
2012 mit seinem Politik-Forum in Berlin 
einen ersten Meilenstein gesetzt. 

Das durch die Europäische Kommis-
sion, Generaldirektion Beschäftigung, 
Soziales und Integration umfangreich 
geförderte Lernnetzwerk repräsentiert 
fast 75% der Europäischen Gefange-
nenpopulation in den beteiligten 13 
Europäischen Ländern. Es umfasst 
über 40 Partner. Wie bereits im Reso-
Nordverbund, und auf dessen positive 
Erfahrungen zurückgreifend, steht der 
Erfahrungsaustausch in puncto Weiter-
bildungs- und Integrationsmöglichkei-
ten im Mittelpunkt. Das Netzwerk kann 
hierbei aus dem Erfahrungsschatz von 
13 Partnerländern, den dazugehörigen 
Regionen, Ministerien, NGO‘s sowie den 
relevanten Europäischen Professions-
Organisationen schöpfen.

Veränderungen, Entwicklungen und 
Innovationen sind im Strafvollzug nur 
schwer aus sich heraus anstoßbar. Eben-
so wenig sind sie nur aus eigenen Mitteln 
finanzierbar. Für die Modernisierung des 
Strafvollzuges ist in den letzten Jahrzehn-
ten die Einbindung des Europäischen 
Sozialfonds von zentraler Bedeutung. 
Die Verbesserung der Qualifizierungen, 
der Beschäftigungspolitik, der Arbeit 
im Vollzug sowie die Entwicklung einer 
systematischen Wiedereingliederungs
strategie sind die Themenfelder. Der Aus-
tausch innovativer Ideen, die Möglich-
keit der Umsetzung neuer Ansätze und 
Konzepte sind erst durch entsprechende 

finanzielle Förderungen gerade seitens 
des ESF sowie durch die Einnahme der 
Europäischen Perspektive ermöglicht 
worden. Als weitere Aufgabe des Netz-
werkes stellt sich, die Fördermöglichkei-
ten durch den ESF und anderen Europä-
ischen Programmen für den Strafvollzug 
und die Straffälligenarbeit zu optimieren. 

Die Umsetzung erfolgt hierbei so-
wohl durch konkrete praktische Maß-
nahmen (der Bildung und Beschäfti-
gung) als auch durch die dazugehörigen 
Veränderungen in Organisationsfor-
men (Vernetzung, organisatorische und 
rechtliche Rahmenbedingungen) und 
Handlungsweisen.

Basierend auf entsprechenden Vor-
arbeiten, insbesondere deutlich in den 
EQUAL Projekten, in der Fortführung in 
den XENOS-Projekten, haben sich in den 
letzten Jahrzehnten einige Entwicklun-
gen aufgetan: die Stärkung der Perspek-
tive von Bildung, Qualifizierung und Ar-
beit (ETE) in der Anstalt, Veränderungen 
der Qualifizierungen, insbesondere die 
Einführung des e-learning, die berufli-
che Beratung und Berufswegeplanung 
(Berufshilfe, Integrationsbegleitung 
u.a.), die Marktorientierung, die Be-
treuungs- und Vermittlungstätigkeiten, 
die Kooperationen zwischen Justiz und 
Arbeit1, das Übergangsmanagement, 
die Verbesserung der Kooperation zwi-
schen Justizvollzugsanstalten und der 
Bewährungshilfe sowie anderer Institu-
tionen und insbesondere im Verhältnis 
zur Freien Straffälligenhilfe (dem Dritten 
Sektor, intern – extern). Ein deutlicher 
Fokus auf Bildung und Beschäftigung 
hat sich bei allen Beteiligten entwickelt. 
Mit der Öffnung hin zum Stadtteil für 
die Wiedereingliederung wird die Ein-
bindung der lokalen Strukturen in den 
Prozess notwendig. 

Dies hat zu Konzepten und Umset-
zungen geführt, die im Rahmen von 
Pilotprojekten umgesetzt worden sind 
und die sich als richtungweisend für die 
Entwicklungen im Strafvollzug erwie-
sen haben. Nicht nur regional und na-
tional, sondern im Europäischen Raum 
finden sich inzwischen vergleichbare 
Entwicklungen, Mitstreiter und Nach-
folger. 

Ausgangspunkt der Diskussionen 
und Vernetzungsarbeit sind die ver-
gleichbaren Lagen von Strafgefange-
nen in allen Europäischen Ländern. Die 
Notwendigkeit einer gemeinsamen 
Strategie ergibt sich aus den Anfor-
derungen der Wiedereingliederung 
selbst. Die unterschiedlichen Ressorts 
haben es mit der gleichen Klientel zu 
tun: Personen mit multiplen Problemla-
gen (geringe schulische und berufliche 
Qualifikation, Langzeitarbeitslosigkeit, 
soziale Marginalisierung und Exklusion, 
Drogenkonsum, Schulden und vieles 
mehr). Diese Merkmale der Klientel fin-
den sich hierbei fast überall in Europa. 
Zugleich ist die finanzielle Situation der 
Justiz-Ressorts ein treibender Faktor: 
Die geringen Geldmittel sollten mög-
lichst effektiv eingesetzt werden. 

Soziale und berufliche Wiederein-
gliederung sind hierbei zentrale Aspek-
te für eine Erfolg versprechende Rück-
fallvermeidung, für eine Reduzierung 
von Rückfallkriminalität sowie für die 
soziale Integration. 

Die Vorbereitung und Unterstüt-
zung von Strafgefangenen auf die Zeit 
nach der Haft, v.a. auf ihre Fähigkeit, ihr 
Leben selbständig und legal zu bestrei-
ten, ist dabei nicht nur aus finanziellen 
Überlegungen heraus sinnvoll, sondern 
auch angesichts der europäischen Wer-
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tegemeinschaft, die der Chancengleich-
heit besonderes Gewicht verleiht. 

Dieser Ansatz verlangt eine gemein-
same Zielsetzung der beteiligten Insti-
tutionen (Justiz, Arbeitsmarktakteure 
und weiteren Akteuren) bei gleichzeiti-
ger Koordination der unterschiedlichen 
Träger und Institutionen. Dies bedeutet, 
das Geschehen in einem erweiterten 
Zusammenhang zu sehen. Nicht eine 
Institution alleine kann die Wiederein-
gliederung leisten, sondern diese muss 
als eine gemeinschaftliche –inhaltliche 
und finanzielle- Aufgabe angesehen 
werden. 

Zielsetzung ist eine deutlichere Ori-
entierung an einem übergreifenden 
Ansatz (über Ressorts, über Institutio-
nen hinweg), an einer Vernetzung, und 
damit die Entwicklung einer gemein-
samen Strategie mit gemeinsamen 
Zielen (sowie die Etablierung eines 
Ansprechpartners für die Europäische 

Kommission). Diese ist eingebunden in 
die Europäische Diskussion, in eine Nut-
zung der Europäischen Fördersysteme.

Um diese Zielsetzungen zu formu-
lieren und zu erreichen, wurde in ExO-
CoP ein Arbeitsplan erstellt und umge-
setzt. Es erfolgte ein entsprechender 
Wissenstransfer in Workshops und Se-
minaren, eine Verbreitung durch face-
to-face Kontakte ebenso wie über ein 
Wissensmanagement-System (http://
www.exocop.org). 

In den Workshops diskutierten Prak-
tiker und Experten spezifische Themen 
und tauschten ihr Wissen um den Stand 
der Diskussion und der Entwicklung 
zum jeweiligen Thema aus. Strategien 
einer effektiven Arbeit sowie Fragen der 
Umsetzung von gemeinsamen Stan-
dards standen ebenso mit an. Diese 

Ergebnisse wurden auf thematisch ori-
entierten Seminaren vorgestellt, und 
mit weiteren Experten, Praktikern als 
auch insbesondere mit Vertretern der 
jeweiligen Verwaltungen (Justiz, ESF) 
diskutiert. Fragen der administrativen 
und insbesondere ebenso der politi-
schen Umsetzung ergänzen das erste 
Bild. Zu entwickeln und zu diskutieren 
sind die relevanten Empfehlungen an 
die Politik und den Fördermittelgebern. 
Auf dem abschließenden Politik-Forum 
in Berlin wurden diese Empfehlungen, 
zusammen mit den erreichten Resulta-
ten und Beispielen von good practice 
präsentiert (http://www.exocop.eu). 

Im Ergebnis zeigten sich eine inten-
sive Netzwerkarbeit und Kooperatio-
nen. In den durchgeführten Workshops 
und Seminaren haben ca 600 Personen 
teilgenommen. In der Abschluss-Veran-
staltung sind mehr als 100 Personen aus 
19 Staaten vertreten gewesen. 
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Die Resultate der Workshops und 
Seminare haben in entsprechende Emp-
fehlungen Eingang gefunden, in die 
‚Berliner Erklärung zur Wiedereingliede-
rung von Ex-Straffälligen’ (siehe: http://
www.exocop.eu). Diese beinhaltet eine 
Absichtserklärung der 40 am Projekt 
beteiligten Partnerorganisationen und 
weiterer Unterzeichner, an gemeinsa-
men und zukunftsfähigen Standards 
der Reintegration von Straftätern auf 
europäischer Ebene zu arbeiten. Wichti-
ge Dimensionen hierbei sind die Bedeu-
tung von Bildung und Beschäftigung in 
diesem Prozess wie auch und gerade die 
Ressort / Institutionen übergreifende 
Zusammenarbeit. Seitens aller ExOCoP 
Partnerländer wird diese bereits von 
mindestens einer Institution unterstützt 
– aber die Erklärung ist offen für weitere 
Unterstützer, und dies nicht nur von den 
ExOCoP Partnern. 

Der Faktor des Networking und der 
Ressort-übergreifenden Zusammen-
arbeit war und ist dabei stets von gro-
ßer Bedeutung: lokal, regional, national 
wie Europäisch. Ob es nun die Koopera-
tion zwischen den Ressorts Justiz, Arbeit 
und Soziales ist oder die Einbeziehung 
und Mitwirkung des Dritten Sektors, der 
Freien Straffälligenhilfe sowie anderer 
externer Partner, der Erfolg scheint in 
der Netzwerkarbeit zu liegen.

Die Entwicklung von Kooperations-
formen zwischen Institutionen, einer 
ressortübergreifenden Zusammenar-
beit im Feld der sozialen und beruflichen 
Wiedereingliederung von Straffälligen 
ist zugleich ein europaweiter Trend. Ver-
gleichbare Ansätze und Entwicklungen 
sind in den Europäischen Staaten auf-
zeigbar. Es finden sich inzwischen auf 
der Ebene der Generaldirektionen der 
Europäischen Kommission erste Ansät-
ze der Zusammenarbeit der betroffenen 
drei Generaldirektionen (Justiz, Bildung, 
Arbeit) in Brüssel in diesem Feld.2 Diese 
Organisationsform wird zugleich durch 
die EU gefördert und unterstützt. Mit 
dem Fokus auf Lernnetzwerke sowie 
den transnationale Programmen wird 
die Notwendigkeit von Kooperationen 

zu einem zentralen Bestandteil von 
Projekten.

Netzwerke sind große Herausfor-
derungen an beteiligte Institutionen 
und leben von den beteiligten Men-
schen. Diskontinuität und enge finanzi-
elle Rahmenbedingungen können dem 
Gelingen der Netzwerkarbeit entge-
genstehen.

Kooperationen über Ressort-Gren-
zen hinweg sind nicht einfach umzu-
setzen. Eine Kultur der Veränderung ist 
gefordert, nicht nur den Blick zu richten 
auf das eigene Ressort/Institution, son-
dern über dieses hinaus – auf die Not-
wendigkeiten, Bedarfe und Möglichkei-
ten anderer Akteure, die ebenfalls mit 
der Klientel arbeiten, sei es in anderen 
Bundesländern, in anderen Staaten, in 
der Europäischen Dimension. 

Auch hier gilt es zu lernen – was wird 
anderswo geleistet mit dieser Gruppe, 
was kann anders organisiert werden, 
wie wird dort mit den entsprechenden 
Problemlagen umgegangen, welche 
Lösungsformen wurden gefunden. Es 
besteht eine außerordentliche Notwen-
digkeit des Transfers von Wissen. Wissen 
unterstützt die Entwicklung der Wieder-
eingliederungstrategien, abgesicher-
tes Wissen (evidenz-basiertes Wissen) 
bietet deutlich bessere Grundlagen für 
Entscheidungen.

Transfer von Wissen bedeutet aber 
nicht nur, sich Wissen von anderen an-
zueignen, sondern immer auch: das 
eigene Wissen in den Prozess einzu-
geben, zu vermitteln, weiterzugeben. 
Somit besteht der Zusammenhang 
von Wissenstransfer und Networking: 
Es ist gerade der konkrete Austausch 
zwischen den Praktikern, den Experten 
oder den Politikern, welche erst einen 
substantiellen Wissenstransfer leistet: 
Es ist hierbei immer die Forderung ge-
geben, dieses neue Wissen in die eige-
nen Systeme einzubinden, sich mit ihm 
auseinanderzusetzen – und d.h. nichts 
anders als: zu lernen. 

Zu einem zentralen Element in die-
sem Prozess wird folglich der Einbezug 
ebenso wie die Fort- und Weiterbildung 
des Personals (staff training), sie ist ein 
systematischer Bestandteil der Umset-
zung einer Wiedereingliederungsstra-
tegie. Die Mitarbeiter sind es, die die 
Strategien umsetzen. Auch hier sind 
entsprechende Maßnahmen, Projekte, 
Wissenstransfers durchzuführen. 

Ziel ist es, auf Basis des vorhandenen 
Wissens in den einzelnen Dimensionen 
des Wiedereingliederungsprozesses 
Empfehlungen zu formulieren für eine 
gute Praxis, für eine Europäische Politik 
in diesem Bereich sowie für entspre-
chend notwendige finanzielle Förder-
linien des Europäischen Sozialfonds. 

Was wir in den letzten 20 Jahren in 
Bremen lernen konnten, ist, dass dieser 
Weg des Austausches auf den unter-
schiedlichen Ebenen, des Networking, 
der Kommunikation und der Koopera-
tion deutlich zu Veränderungen geführt 
hat: Sei es im Sinne dessen, wie wir 
heute den Wiedereingliederungspro-
zess von Ex-Strafgefangnen sehen, sei 
es in der Art und Weise, wie wir diese 
Strategie politisch und organisatorisch 
umsetzen. 

Es handelt sich zugleich um Lernpro-
zesse auf allen Ebenen. Und zur Umset-
zung dieser Lernprozesse und den ggf. 
dazugehörigen strukturellen Verände-
rungen gehört eine Bereitschaft, eine 
Offenheit für Veränderungen. Diese gilt 
es u.U. ebenso zu schaffen.

Fortsetzung folgt.3
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1 Entsprechende Kooperationsvereinbarungen zwi-
schen Justiz und Agenturen für Arbeit sind in einigen 
Bundesländern bereits geschlossen worden.
2 Siehe die Beiträge zum Thema der von der Europä-
ischen Kommission Generaldirektion Bildung (unter 
Beteiligung von ExOCoP) organisierten Europäischen 
Tagung zu Bildung im Strafvollzug „Pathways to 
Inclusion – Strengthening European Cooperation in 
Prison Education and Training“ Budapest, 22-24 Feb-
ruar 2010. http://ec.europa.eu/education/grundtvig/
doc2047_en.htm
3 Die Projektförderung ist ausgelaufen. Das Netzwerk 
selbst besteht aber weiterhin. Demnächst wird der 
englische Partner einen Förderantrag stellen. Interesse 
an einer Partnerschaft in der Fortführung der ExOCoP 
Perspektiven wurde bereits von anderen Ländern 
dokumentiert.

Jürgen Hillmer
Koordinator des Lernnetzwerkes ExOCoP, 
jhillmer@justiz.bremen.de 

Dr. Eduard Matt, Rhianon Williams
Technisches Sekretariat des Lernnetzwer-
kes ExOCoP
Senator für Justiz und Verfassung Bremen
ematt@justiz.bremen.de; Rhianon.Wil-
liams@justiz.bremen.de

Neu

Menschen – Rechte

Kriminalpädagogische Praxis
Kriminalpädagogischer Verlag 
Lingen, ISSN 0721 – 1279, Heft 48, 
40. Jhrg. 2012, 58 Seiten, 9 €, 
www.kriminalpädagogischer-
verlag-lingen.de

Schwerpunkt von Heft 48 der Kri-
minalpädagogischen Praxis ist das 
Thema „Menschen – Rechte“. Die 
KrimPäd greift damit ein Thema 
auf, welches sich durch die gesamte 
Strafvollzugsgeschichte zieht und 
welches immer wieder Anlass zu 
Auseinandersetzungen und zu 
unterschiedlichen politischen Be-
wertungen ist. 

Beiträge:
Menschen – Rechte: Burckhard, 
Plemper, Soziologe und Journalist, 
Hamburg

Mensch, Herr Nachbar:  Kai Barke-
meyer, Nikola Framme, Vollzugsab-
teilungsleiterinnen, JVA Oldenburg

Vollzugsöffnende Maßnahmen – 
Wandel durch Landesgesetze im 
Licht internationaler Standards: 
Prof. Dr. Frieder Dünkel, Universität 
Greifswald 

Strafvollzug unter Bedingungen 
der Menschenrechte: Prof. Dr. Jo-
chen Bung, Universität Passau

Wie bekommt man die Men-
schenrechte in die Gefängnis-
architektur? Dr. Andrea Seelich, 
Architektin, Wien

Die dunkele Seite des Knastes 
- Menschenrechte im Gefängnis-
system aus der Sicht eines Seel-
sorgers: Dr. Tobias Müller-Mon-
ning, Ev. Seelsorger, JVA Butzbach

Sexualstraftäter: Bild in der Öf-
fentlichkeit und Ergebnisse der 
Forschung: Dr. Ulrich Rehder, Di-
plom Psychologe Hannover, Bernd 
Wischka, Diplom Psychologe, JVA 
Lingen
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§ 109 Abs. 1 StVoll-
zG; §§ 118 Abs. 2; 

120 Abs. 1 StVollzG 
i.V.m. §§ 344 Abs. 
2, 238 Abs. 2, 244 

Abs. 4 Satz 2 StPO; 
Art. 2; 3; 5; 60 Abs. 

1 BayStVollzG
1.	 Die bayerische Justizvollzugspra-

xis, in der Regel nur bei medizi-
nischer Indikation dauerhaft mit 
Methadon zu substituieren, kann 
im Verfahren nach §§ 109 ff. StVoll-
zG nicht zur Überprüfung gestellt 
werden, weil insoweit keine Ein-
zelfallmaßnahme nach § 109 Abs. 
1 StVollzG vorliegt.

2.	 Zu den Anforderungen an eine Ver-
fahrensrüge über die mangelnde 
Qualifikation des Anstaltsarztes 
zur Feststellung der medizinischen 
Indikation einer dauerhaften Me-
thadonsubstitution, die auch den 
Vortrag enthalten muss, dass der 
Verwertung der gutachterlichen 
Äußerungen des Anstaltsarztes 
im Verfahren vor der Strafvollstre-
ckungskammer gemäß § 238 Abs. 
2 StPO widersprochen worden ist.

3.	 Rügt die Rechtsbeschwerde, die 
Strafvollstreckungskammer habe 
ein (weiteres) Gutachten über die 
medizinische Notwendigkeit einer 
dauerhaften Methadonsubstituti-
on nicht erholt, ist die Amtsauf-
klärungspflicht nach § 244 Abs. 
2 StPO nur dann verletzt, wenn 
die entsprechende Verfahrensrüge 
sich mit den Voraussetzungen des § 
244 Abs. 4 Satz 2 StPO auseinander 
setzt.

4.	 Art. 60 Abs. 1 BayStVollzG ist im 
konkreten Einzelfall durch unter-
lassene Methadon-Substitution 
nur dann verletzt, wenn durch 
entsprechende Beweisanträge 

vor der Strafvollstreckungskam-
mer dargetan werden kann, dass 
diese Behandlung die medizinisch 
einzige Behandlung ist.

5.	 Bei der vollzuglichen Beurteilung 
einer dauerhaften Methadon-Sub-
stitution hat die Justizvollzugsan-
stalt im Rahmen der Art. 2, 3 und 
5 BayStVollzG einen Gestaltungs-
spielraum, der nach den Grund-
sätzen der Ermessensüberprüfung 
nur eingeschränkter Nachprüfung 
durch das Rechtsbeschwerdege-
richt unterliegt.

Oberlandesgericht München, Beschluss 
vom 5. Juni 2012 - 4 Ws 103/12 

I.

Der Strafgefangene verbüßt seit 4. 
November 2008 verschiedene Frei-
heitsstrafen wegen Straftaten aus dem 
Bereich der Betäubungsmittelkrimina-
lität, u.a. auch einen Strafrest, nach-
dem er eine Suchttherapie nach § 35 
BtMG abgebrochen hatte. Strafende 
ist derzeit auf den 28. September 2014 
vorgemerkt.

Der Strafgefangene hatte gegen-
über dem Anstaltsarzt eine Substitu-
tionsbehandlung mit Methadon be-
antragt, die dieser ablehnte. Gegen 
die Ablehnung führte der Strafgefan-
gene gegenüber der Anstaltsleitung 
Beschwerde, die mit folgender Begrün-
dung abgelehnt wurde:

„Der Antragsteller beantragt als 
jahrelanger, süchtiger und nicht the-
rapierter Drogenkonsument eine Sub-
stitutionsbehandlung. Eine solche ist 
jedoch weder aus medizinischen noch 
aus Resozialisierungs- und Behand-
lungserfordernissen gem. Art. 2 und 
3 BayStVollzG indiziert. 

Ärztliche Maßnahme
Gemäß Art. 60 BayStVollzG haben 
Gefangene Anspruch auf Kranken-
behandlung, wenn sie notwendig 
ist, um eine Krankheit zu erkennen, 
zu heilen, ihre Verschlimmerung zu 

verhüten oder Krankheitsbeschwer-
den zu lindern. Der Antragsteller hat 
gemäß Art. 60 BayStVollzG lediglich 
einen Anspruch auf medizinisch not-
wendige Krankenbehandlung. Er hat 
dabei keinen Rechtsanspruch auf eine 
bestimmte medizinische Maßnahme. 
Vielmehr entscheidet der Anstaltsarzt 
nach eigener ärztlicher Sachkunde ob, 
wann und welche Behandlungsmaß-
nahmen erforderlich sind. 

Wie bereits mehrfach vom Anstalts-
arzt festgestellt, handelt es sich bei 
dem Antragsteller jedoch nicht um 
einen kranken Gefangenen. Vielmehr 
ist er langjähriger Drogenkonsument 
und massiv drogenabhängig. Nach 
fachkundiger Ansicht des Anstaltsarz-
tes liegt jedoch keine dringende me-
dizinische Indikation für eine Substi-
tutionsbehandlung während der Haft 
vor. Er befand sich vor seiner jetzigen 
Inhaftierung in keinem Substitutions-
programm, welches weiterzuführen 
angezeigt ist. 

Des Weiteren ist er seit 4. November 
2008 und somit inzwischen über 3 
Jahre in Haft, so dass verständlicher-
weise ein körperlicher Entzug abge-
schlossen ist. 

Weitere Erkrankungen, die eine 
Substitutionsbehandlung notwendig 
erscheinen lassen, sind ebenfalls nicht 
bekannt. Vielmehr sollte er die vielfäl-
tigen Behandlungsangebote der Jus-
tizvollzugsanstalt nutzen und auf den 
Konsum von berauschenden Mitteln 
während der Inhaftierung verzichten 
bzw. den Verzicht lernen. 

Resozialisierung- und Behand-
lungsvollzug 
Eine Substitutionsbehandlung bei 
dem Gefangenen wäre auch nicht 
geeignet, die Wahrscheinlichkeit ei-
ner künftigen deliktfreien Lebensfüh-
rung (Art. 2, 3 BayStVollzG) zu erhöhen. 
Vielmehr soll während des Vollzuges 
der Freiheitsstrafe erreicht werden, 
dass der Gefangene gerade nicht il-
legale Rauschmittel oder Ersatzdro-
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gen konsumiert, sondern durch Inan-
spruchnahme der vielfältigen Hilfen 
darauf vorbereitet werden, in Freiheit 
ein Leben ohne Drogenkonsum zu 
führen. Drogenabstinenz ist bereits 
ein Behandlungsauftrag gem. Art. 2 
BayStVollzG, welcher sich schon dar-
aus ergibt, dass mit der Erreichung von 
Abstinenz eine tragfähige Grundlage 
für künftige Straffreiheit Drogenab-
hängiger geschaffen wird. 

Gemäß Beschluss des Oberlandes-
gerichts Hamburg vom 13. September 
2001, Az.: 3 Vollz (Ws) 75/01, wider-
spricht die Dauersubstitution eines 
Strafgefangenen in aller Regel den 
in den §§ 2 u. 3 StVollzG (Art. 2 u. 5 
BayStVollzG) formulierten Zielen, da 
im Strafvollzug, anders als bei Drogen-
abhängigen in Freiheit, keine Gefahr 
des Abgleitens in die Verwahrlosung 
besteht, die durch eine Substituti-
onsbehandlung abgemildert werden 
müsste. 

Gründe für eine Substitution sind 
u.a. das Verhindern oder die Abmilde-
rung einer möglichen Verelendung. 
Dies trifft aber bei Strafgefangenen, 
anders als möglicherweise bei in Frei-
heit befindlichen Abhängigen, auf-
grund der alle Lebensbereiche um-
fassenden Versorgung und Betreuung 
nicht zu. Im Strafvollzug befindet sich 
der Inhaftierte in einem relativ dicht-
maschigen Betreuungsnetz, welches 
ihm ermöglicht, auch ohne Substitu-
tion zu einem drogenfreien Leben zu 
finden. So kann er u.a. die angebote-
ne Drogenberatung, die regelmäßig 
und häufig im Hause ist, wahrnehmen. 
Darüber hinaus bestehen einzel- und 
gruppentherapeutische Angebote von 
Sozialpädagogen und Psychologen bis 
hin zu ehrenamtlicher Betreuung mit 
dem Ziel, dauerhaft ein drogenfreies 
Leben zu führen. 

Vielen Gefangenen konnte durch 
diese Behandlungsmaßnahmen be-
reits geholfen werden, um dauerhaft 
auf Drogenkonsum zu verzichten. Je-
doch sollte der Antragsteller, der sich 

seit 18. Februar 2010 in der hiesigen 
Vollzugsbehörde befindet und bisher 
lediglich 4-mal an der Drogengruppe 
teilgenommen hat, dieses umfangrei-
che Behandlungsangebot konsequent 
nutzen und ausbauen. 

Unter Berücksichtigung des Art. 3 
BayStVollzG - Behandlung im Vollzug - 
ist eine Substitution des Antragstellers 
nicht angezeigt, da zu befürchten ist, 
dass der Gefangene auch im Falle einer 
Substitution während der Inhaftierung 
nicht auf den Konsum von anderen 
Drogen verzichten wird. 

Dies zeigt sich insbesondere durch 
sein bisheriges Verhalten im Vollzug. 
Am 1. Juli 2010 musste ein Diszipli-
narverfahren durchgeführt werden, 
da bei einer Haftraumkontrolle am 
18, Juni 2010 zwei selbstgemachte 
Spritzen aufgefunden wurden. Beson-
ders gravierend in diesem Zusammen-
hang ist die Äußerung des Gefangenen 
während der Anhörung durch den 
damaligen Abteilungsleiter: „Ich bin 
von mehrerer (Mitgef.) gezwungen 
worden, die Spritzen in Verwahrung 
zu nehmen. Die Spritzen waren zum 
Spritzen von Heroin bestimmt.“ Auf 
Frage: „Ich habe Subutex konsumiert, 
das ich als Gegenleistung bekommen 
habe.“ 

Des Weiteren sollte bei ihm am 
29. September 2010 ein Drogentest 
durchgeführt werden. Trotz einge-
hender Belehrung verweigerte er die 
Abgabe des hierzu erforderlichen 
Urins. Daraufhin musste ein weiteres 
Disziplinarverfahren eingeleitet und 
zur Aufrechterhaltung der Sicherheit 
und Ordnung in der Anstalt die be-
sondere Besuchsform der Trennschei-
be angeordnet werden. Daraus ist zu 
schließen, dass er versuchte, einen 
Drogenkonsum zu vertuschen. Mit der 
Pflicht der Justizvollzugsbehörde zur 
Gesundheitsfürsorge korrespondiert 
die Verpflichtung des Gefangenen, die 
hierfür notwendigen Maßnahmen zu 
unterstützen. Dies ergibt sich aus Art. 
3 Sätze 1 und 4, 58 II BayStVollzG. 
Dazu gehört insbesondere auch die 

Notwendigkeit, den Missbrauch von 
Suchtmitteln zu verhindern und fest-
zustellen. 

Gem. Art. 2 Satz 1 BayStVollzG 
stehen Resozialisierung und die Si-
cherheitsinteressen einer Justizvoll-
zugsanstalt in einem natürlichen 
Spannungsverhältnis. Im Falle einer 
Substitution bestehen erhebliche Si-
cherheits- und Ordnungsbedenken. 

Es besteht aufgrund der obigen 
Feststellungen die begründete Gefahr, 
dass der Strafgefangene auch wäh-
rend einer Substitution auf den Bei-
konsum von Drogen nicht verzichten 
wird und es dadurch zu erheblichen 
Risiken für Leib und Leben des Gefan-
genen kommen könnte. Es kann nicht 
verhindert werden, dass er sich illegal 
Betäubungsmittel beschaffen würde, 
was in einer Justizvollzugsanstalt be-
kanntermaßen nicht vollständig zu 
unterbinden ist. 

Darüber hinaus ist zu berücksich-
tigen, dass ihm mehrfach die Zu-
rückstellung der Strafvollstreckung 
eingeräumt wurde, um über eine er-
folgreiche Drogentherapie die Ursache 
für seine wiederholte Straffälligkeit 
zu bekämpfen. Diese Zurückstellun-
gen mussten jedoch alle widerrufen 
werden. Der Inhaftierte hat seit 1999 
bereits mindestens sechs Therapien, 
eine Unterbringung nach § 64 StGB 
und mehrere Entgiftungen erfolg-
los abgebrochen. Seine fortgesetzte 
Straffälligkeit lässt sich somit nicht mit 
fehlenden Möglichkeiten zur Aufarbei-
tung seiner delinquenzursächlichen 
Suchtproblematik begründen. 

Aus dem Urteil der 2. Strafkammer 
des Landgerichts M. vom 3. Februar 
2010 ergibt sich zudem, dass nach den 
dort aufgeführten Ausführungen des 
psychiatrischen Sachverständigen, 
eine konkrete Heilungsaussicht hin-
sichtlich der Betäubungsmittelpro-
blematik nicht bejaht werden kann. 
Es bestehe bei ihm aufgrund seiner 
Betäubungsmittelabhängigkeit der 
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Hang, Drogen und auch Alkohol im 
Übermaß zu sich zu nehmen, aller-
dings könne eine konkrete Heilungs-
aussicht nicht angenommen werden. 

Nach alldem wird eine Substitu-
tionsbehandlung aus medizinischen 
Gründen und unter Berücksichtigung 
des Resozialisierungs- und Behand-
lungsvollzuges nicht bewilligt.“ 

Der Strafgefangene beantragte 
hiergegen gerichtliche Entscheidung. 
Den ablehnenden Beschluss begrün-
dete die Strafvollstreckungskammer 
wie folgt: 

„Während sich die Substitution ei-
nes in Freiheit befindlichen Drogenab-
hängigen allein nach medizinischen, 
betäubungsmittel- und eventuell 
krankenversicherungsrechtlichen Fra-
gestellungen richtet, treten bei einem 
Strafgefangenen vollzugliche Fragen 
hinzu. Denn die Substitution eines Ge-
fangenen ist keine rein ärztliche Frage, 
sondern stellt sich als eine Maßnahme 
des Vollzugs dar (OLG Hamburg, StV 
2002, 265).

Zu Recht hat die JVA eine Substitu-
tionsbehandlung des ASt abgelehnt, 
weil weder medizinischer noch vollzu-
glicher Bedarf dafür besteht. 

1. Es besteht keine medizinische 
Notwendigkeit für eine Substitu-
tion des ASt. 
Gemäß Art. 60 I 1 BayStVollzG haben 
Gefangene einen Anspruch auf Kran-
kenbehandlung, wenn sie notwendig 
ist, um eine Krankheit zu erkennen, zu 
heilen, ihre Verschlimmerung zu ver-
hüten oder Krankheitsbeschwerden 
zu lindern. 

Der Gefangene hat somit keinen 
Anspruch auf jede von ihm gewünsch-
te Krankenbehandlung oder Medika-
mentenversorgung sondern nur auf 
eine solche, welche zur Behandlung 
oben genannter Kriterien notwendig 
ist, wobei es in die Entscheidungskom-
petenz allein des Anstaltsarztes fällt, 

zunächst einmal das Normmerkmal 
„Notwendigkeit“ zu beurteilen und 
dann - sollte sie vorliegen - zu entschei-
den, wann welche Behandlungsmaß-
nahme oder Medikamentenvergabe 
hierfür erforderlich ist. 

Unter Zugrundelegung dieser 
rechtlichen Vorgaben ist festzustellen, 
dass die Entscheidung der JVA, eine 
medizinische Notwendigkeit für die 
vom ASt gewünschte Substitutionsbe-
handlung abzulehnen, rechtlich nicht 
zu beanstanden ist. 

Das Gericht hat keinerlei Zweifel 
an der Kompetenz der die medizi-
nischen Notwendigkeiten beurtei-
lenden Anstaltsärzte. Dass - was der 
Prozessbeteiligte moniert - in der JVA 
bislang keine Substitutionsbehand-
lungen durchgeführt wurden, mag 
sein; Rückschlüsse auf die entschei-
dungserhebliche Qualifikation der An-
staltsärzte lässt dieser Umstand jedoch 
nicht zu. Denn es ist ein Unterschied, 
ob ein Arzt über das Erfordernis einer 
Substitution befindet oder ob er sie 
durchführt. 

Da somit eine qualifizierte ärztliche 
Überprüfung der medizinischen Not-
wendigkeiten einer Substitution des 
ASt stattgefunden hat und eine solche 
nachvollziehbar verneint wurde, schei-
det eine Substitutionsbehandlung auf 
der Grundlage des Art. 60 BayStVollzG 
aus. 

Es besteht keinerlei Grund, zu die-
ser medizinischen Frage ein Sachver-
ständigengutachten einzuholen. 

Dass eine Frau M. aus W. eine Sub-
stitution des ASt - offenbar im Wege 
einer Ferndiagnose - für zwingend 
erforderlich hält, mag sein. 

Dem steht die Unmittelbardiag-
nose des den ASt behandelnden An-
staltsarztes nachvollziehbar entgegen, 
weswegen für die JVA durchaus auch 
keine Veranlassung bestand, hierauf 
näher einzugehen. Dies gilt umso 

mehr, als der ASt jahrelang vor der 
aktuellen Inhaftierung offenbar nicht 
substituiert war. 

2. Es besteht keine vollzugliche 
Notwendigkeit für eine Substitu-
tion des ASt. 

Gemäß Art. 2 BayStVollzG dient 
der Vollzug der Freiheitsstrafe dem 
Schutz der Allgemeinheit vor weiteren 
Straftaten und er soll den Gefangenen 
befähigen, künftig in sozialer Verant-
wortung ein Leben ohne Straftaten 
zu führen. 

Gemäß Art. 3 BayStVollzG umfasst 
die Behandlung alle Maßnahmen, die 
geeignet sind, auf eine künftige delikt-
freie Lebensführung hinzuwirken. Sie 
dient der Verhütung weiterer Strafta-
ten und dem Opferschutz. Die Behand-
lung beinhaltet insbesondere schuli-
sche und berufliche Bildung, Arbeit, 
psychologische und sozialpädago-
gische Maßnahmen, seelsorgerische 
Betreuung und Freizeitgestaltung, Art 
und Umfang der Behandlung orientie-
ren sich an den für die Tat ursächlichen 
Defizite der Gefangenen. 

Unter Zugrundelegung dieser 
Rechtsvorgaben ist festzustellen, dass 
die JVA völlig zu Recht eine Substitu-
tion des ASt auch aus vollzuglichen 
Gründen für unsachgemäß, im Hin-
blick auf das Vollzugsziel vielmehr als 
geradezu kontraproduktiv angesehen 
hat, vgl. auch OLG Hamburg aaO.. 

Denn der Sinn und Zweck einer 
Substitution von Drogenabhängigen 
besteht darin, die Gefahr ihrer Ver-
elendung zu vermeiden. Eine solche 
Gefahr besteht innerhalb des Strafvoll-
zugs jedoch offensichtlich nicht. Der 
Abhängige erfährt innerhalb der JVA 
vielmehr eine Rundumversorgung, 
welche noch dazu mit der jederzeiti-
gen Verfügbarkeit von Sozialpädago-
gen, Psychologen, Drogenberatern, 
Seelsorgern, Ärzten etc. auf ein Maß 
gesteigert ist, wie es in Freiheit prak-
tisch nicht anzutreffen ist. 
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Wer in diesem Verbund von Be-
ratungs- und Behandlungsangebot 
in Verbindung mit einer nahezu lü-
ckenlosen und engmaschigen Kont-
rolle illegale Drogen konsumiert, sucht 
bewusst die Illegalität; er wird sich 
hiervon auch durch Substitution nicht 
abhalten lassen. Dies trifft auf den ASt 
offensichtlich zu. 

Da somit der Zweck einer Substi-
tution, nämlich die Verelendung ei-
nes Drogenabhängigen zu vermeiden, 
beim ASt nicht erreicht werden kann, 
besteht zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
keinerlei vollzugliche Notwendigkeit 
für seine Substitution innerhalb des 
Strafvollzugs. Diese würde ihn viel-
mehr in seiner Haltung, nichts gegen 
seine Drogensucht unternehmen zu 
müssen, eher noch bestärken und da-
mit den Vollzugszielen zuwiderlaufen. 
Wer wie der ASt durch jahrzehnte-
lange Resistenz gegenüber jedweder 
Therapiemaßnahme sein völliges 
Desinteresse an einer therapeuti-
schen Aufarbeitung seiner kriminali-
tätsbegründenden Suchtproblematik 
offenbart, kann nicht erwarten, dass 
die Vollzugsbehörde verpflichtet wäre, 
ihm die Zeit seiner Inhaftierung mit 
Drogenersatzstoffen zu „überbrücken“ 
bis es ihm wieder leichter fällt, außer-
halb des geschlossenen Regelvollzugs 
mit seiner engmaschigen Kontrolle an 
Drogen zu kommen.“ 

II.

Die Rechtsbeschwerde des Strafgefan-
genen hatte keinen Erfolg.

1.	 Die nach § 118 StVollzG frist- und 
formgerecht erhobene Rechtsbe-
schwerde ist nach § 116 Abs. 1 
StVollzG zulässig. Zur Frage, ob eine 
dauerhafte Substitutionsbehand-
lung mit Methadon im Strafvollzug 
mit Art. 58 ff. BayStVollzG vereinbar 
ist oder gar im Einzelfall von Art. 58 
ff. BayStVollzG gefordert ist und ob 
eine solche Behandlung mit Art. 2 
ff. BayStVollzG in Einklang steht, 
haben sich die Obergerichte des 

Freistaats Bayern seit Inkrafttreten 
des Bayerischen Strafvollzugsge-
setzes am 1. Januar 2008 (Art. 210 
BayStVollzG) bisher nicht geäußert. 
Die Rechtsbeschwerde kann daher 
der Fortbildung des (materiellen) 
Strafvollzugsrechts dienen, auch 
wenn die Regelungen der Art. 2 ff., 
58 ff. BayStVollzG sich weitgehend 
mit den Regelungen der §§ 2, 3, 56 
ff. StVollzG decken.

2.	 Gegenstand der Überprüfung 
durch das Rechtsbeschwerdege-
richt ist der Beschluss der Straf-
vollstreckungskammer vom 28. 
März 2012 (§ 115 Abs. 2, Abs. 4, 
Abs. 5 StVollzG), der sich seiner-
seits nur mit der Maßnahme der 
Justizvollzugsanstalt (oder ihrer 
Unterlassung) befasst (§ 109 Abs. 
1 StVollzG). Es geht dabei um Ein-
zelfallentscheidungen, die ähnlich 
wirken wie Verwaltungsakte nach 
§ 35 Satz 1 BayVwVfG. Da die Ein-
zelfallregelung im Vordergrund 
steht, kann der Rechtsbeschwer-
desenat dem Ansinnen der Rechts-
beschwerde keine Folge geben, 
insgesamt die Substitutionspolitik 
des Freistaats Bayern im Bereich 
der Justizvollzugsanstalten zu 
überprüfen. Wenn es überhaupt 
eine generelle Entscheidung des 
dafür als oberste Landesvoll-
streckungsbehörde zuständigen 
Staatsministeriums der Justiz und 
für Verbraucherschutz gäbe, regelt 
diese nicht unmittelbar den Einzel-
fall und ist deshalb dem Erkennt-
nis des Rechtsbeschwerdegerichts 
verschlossen. (..)

3.	 Eine weitere Erkenntniseinschrän-
kung für das Rechtsbeschwer-
degericht ergibt sich aus § 119 
Abs. 2 StVollzG. Seiner Prüfung 
unterliegen danach nur die Be-
schwerdeanträge und, soweit die 
Rechtsbeschwerde auf Mängel 
des Verfahrens gestützt wird, die 
Tatsachen, die in der Begründung 
der Rechtsbeschwerde bezeichnet 
worden sind.
a) Die Rechtsbeschwerde rügt, 

der Beschluss der Strafvoll-

streckungskammer leide an 
einem Verfahrensmangel des-
halb, weil er sich ausschließlich 
auf die (gutachterliche) Stel-
lungnahme des Anstaltsarztes 
stütze, der die medizinische 
Erforderlichkeit einer auf Dau-
er angelegten Substitution des 
Antragstellers mit Methadon 
verneinte. Im Besonderen rügt 
die Rechtsbeschwerde, dass 
es dem betroffenen Anstalts-
arzt an der zur Beurteilung der 
medizinischen Erforderlichkeit 
der Substitutionsbehandlung 
mit Methadon erforderlichen 
Sachkunde fehle, weil in der 
Justizvollzugsanstalt K. keine 
Substitutionsbehandlung mit 
Methadon durchgeführt werde.

	 Soweit die Rechtsbeschwerde 
damit die mangelnde sach-
verständige Qualifikation 
des Anstaltsarztes rügen will, 
kann sie dies nach § 118 Abs. 
2 StVollzG i. V. m. § 120 Abs. 
1 StVollzG, § 344 Abs. 2 StPO 
nur durch eine Verfahrensrü-
ge, die den Anforderungen 
der genannten Vorschriften 
entspricht. Das setzt voraus, 
dass die den Mangel enthalten-
den Tatsachen so vollständig 
angegeben werden, dass das 
Rechtsbeschwerdegericht an-
hand der Begründung feststel-
len kann, ob bei Vorliegen der 
angegebenen Tatsachen die 
Verletzung einer Rechtsnorm 
zu bejahen ist; das bedeutet, 
dass das Rechtsbeschwerdege-
richt diese Überprüfung muss 
vornehmen können, ohne an-
dere Akten oder Unterlagen 
beiziehen zu müssen (Calliess/
Müller-Dietz StVollzG 11. Aufl. 
§ 118 Rdn. 2; Arloth StVollzG 3. 
Aufl. § 118 Rdn. 4, jeweils m.w.N. 
aus der Rechtsprechung). Rügt 
die Rechtsbeschwerde die man-
gelnde Qualifikation eines 
Sachverständigen, genügt es 
nicht darauf hinzuweisen, die-
ser Mangel rühre daraus, dass 
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der betroffene Arzt Dauersub-
stitution mit Methadon nicht 
durchführe, weil eine solche 
Substitution in bayerischen 
Justizvollzugsanstalten nicht 
existiere. Der Anstaltsarzt ist 
approbierter Arzt. Deswegen, 
wenn die Rechtsbeschwerde 
dessen mangelnde Qualifika-
tion in Teilbereichen seiner 
ärztlichen Tätigkeit rügen will, 
muss sie sich im Einzelnen mit 
dessen Qualifikationen ausei-
nander setzen und darlegen, 
worin genau der Mangel be-
steht. Hieran fehlt es hier je-
doch schon. Zudem setzt eine 
zulässige Verfahrensrüge nach 
§ 118 Abs. 2 StVollzG i.V.m. § 
120 Abs. 1 StVollzG, § 344 Abs. 
2 StPO im Fall, dass ein Sachver-
ständigengutachten in der an-
gegriffenen gerichtlichen Ent-
scheidung verwendet worden 
ist, obwohl dem Sachverständi-
gen die erforderliche Sachkun-
de gefehlt hat, voraus, dass die 
Verfahrensrüge darlegt, dass in 
entsprechender Anwendung 
des § 238 Abs. 2 StPO die Ver-
wendung des Gutachtens als 
unzulässig beanstandet wor-
den ist. Zu dem erforderlichen 
Widerspruch aber schweigt die 
Rechtsbeschwerde, so dass sie 
in diesem Punkt mangels zu-
lässiger Verfahrensrüge unbe-
gründet ist.

b	 Die Rechtsbeschwerde rügt 
ferner, dass die Strafvollstre-
ckungskammer die ihr oblie-
gende Amtsaufklärungspflicht 
(§ 120 Abs. 1 StVollzG i.V.m. § 
244 Abs. 2 StPO) verletzt habe, 
weil sie die Erholung eines 
(weiteren) Sachverständigen-
gutachtens zur Frage der me-
dizinischen Erforderlichkeit der 
Behandlung des Antragstellers 
durch Dauersubstitution mit 
Methadon unterlassen habe. Da 
die Strafvollstreckungskammer 
durch den Anstaltsarzt sachver-
ständig beraten war und der 

Antragsteller der Verwendung 
seines Gutachtens zu dieser 
Frage nicht widersprochen 
hat, kann eine Verletzung des 
§ 244 Abs. 2 StPO nur dadurch 
begründet werden, dass die 
Strafvollstreckungskammer 
unter Außerachtlassung der ge-
gebenen Voraussetzungen des 
§ 244 Abs. 4 Satz 2, 2. Alt. StPO 
ein weiteres Sachverständigen-
gutachten nicht erholt hat. Die 
Strafvollstreckungskammer ist 
nach dieser Vorschrift gehal-
ten, ein (weiteres) Sachver-
ständigengutachten dann zu 
erholen, wenn die Sachkunde 
des (ersten) Sachverständigen 
zweifelhaft ist. Wie sich aus II. 3 
a) ergibt, mangelt es der inso-
weit erhobenen Verfahrensrü-
ge schon an dem erforderlichen 
Tatsachenvortrag. Ein weiteres 
Gutachten ist auch dann zu 
erholen, wenn das erste Gut-
achten von unzutreffenden 
tatsächlichen Voraussetzun-
gen ausgegangen ist. Auch 
insoweit bleibt die Rechtsbe-
schwerde im Ungefähren und 
die erhobene Verfahrensrüge 
ist unzulässig. Daran ändert 
die Tatsache nichts, dass die 
Rechtsbeschwerde nunmehr 
vorträgt, das Gutachten des 
Anstaltsarztes und ihm folgend 
die Strafvollstreckungskammer 
hätten bei dem Gutachten 
bzw. der Entscheidung nicht 
berücksichtigt, dass bei dem 
Antragsteller neben seiner Dro-
genabhängigkeit auch eine He-
patitis-C-Erkrankung vorliege. 
In der Tat geht die angegriffene 
Entscheidung hierauf nicht ein. 
Die Rechtsbeschwerde setzt 
sich in diesem Punkt jedoch 
nicht mit dem wesentlichen Ge-
sichtspunkt auseinander, ob bei 
Hepatitis-C-Erkrankungen die 
medizinische Heilbehandlung 
allein mit Methadon möglich ist 
und in welcher Weise eine sol-
che Methadon-Behandlung die 

Hepatitis-C-Erkrankung im Sin-
ne des Art. 60 Abs. 1 BayStVollzG 
heilen, ihre Verschlimmerung 
verhüten oder damit verbun-
dene Krankheitsbeschwerden 
lindern kann. Die im Übrigen 
unzulässige schlichte Bezug-
nahme auf ein Attest von Frau 
M. oder auf die Richtlinien der 
Bundesärztekammer ersetzt 
den erforderlichen Sachvor-
trag nicht. Dass das anstalts-
ärztliche Gutachten Widersprü-
che enthält, behauptet selbst 
die Rechtsbeschwerde nicht. 
Die letzten Voraussetzungen 
des § 244 Abs. 4 Satz 2, 2. Alt. 
StPO, welche die Strafvollstre-
ckungskammer zur Erholung 
eines weiteren Gutachtens 
gezwungen hätten, sind von 
der Rechtsbeschwerde nicht 
in der nach § 344 Abs. 2 StPO 
geforderten Form vorgetra-
gen. Danach ist ein weiteres 
Gutachten zu erholen, wenn 
der neue Sachverständige über 
Forschungsmittel verfügt, die 
denen eines früheren Gutach-
ters überlegen sind. Eine zuläs-
sige Verfahrensrüge muss nicht 
nur darlegen, worin konkret die 
Überlegenheit des neuen Sach-
verständigen besteht, was mit 
Tatsachen zu belegen ist. Schon 
hieran fehlt es. Der schlichte 
Hinweis auf die Tatsache, dass 
es sich bei Frau M. um das Vor-
standsmitglied der Deutschen 
Gesellschaft für Suchtmedizin 
und um eine seit Jahrzehnten 
in diesem Bereich tätige Ärz-
tin handelt, besagt nichts über 
ihre höheren Forschungs- und 
Erkenntnismittel im konkreten 
Einzelfall. Hinzu tritt, dass die 
genannten weiteren Vorausset-
zungen des § 244 Abs. 2 Satz 2 
StPO eine Inbezugsetzung auf 
die Forschungs- und Erkennt-
nismittel des früheren Sachver-
ständigen, des Anstaltsarztes, 
erfordern, um eine Verfahrens-
rüge nach § 344 Abs. 2 StPO 
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zulässig zu machen. An dieser 
vergleichenden, an konkreten 
Tatsachen festzumachenden 
Bewertung beider Sachverstän-
diger fehlt es vorliegend, sodass 
auch insoweit die Verfahrens-
rüge mangels Zulässigkeit fehl 
geht. 

c)	 Wie sich aus dem Vorstehen-
den unter II. 3. a) und b) ergibt, 
musste sich die Strafvollstre-
ckungskammer nicht zur Erho-
lung eines weiteren Gutachtens 
gedrängt sehen und durfte sich 
auf die anstaltsärztliche Ein-
schätzung der medizinischen 
Erforderlichkeit einer Metha-
don-Substitution des Antrag-
stellers beschränken, ohne den 
Amtsermittlungsgrundsatz des 
§ 244 Abs. 2 StPO zu verletzen. 
Jedenfalls kann das Rechtsbe-
schwerdegericht aufgrund des 
Vortrags der Rechtsbeschwerde 
keinen tatsächlichen Anhalts-
punkt dafür finden, dass die 
Strafvollstreckungskammer 
Ermittlungen unterlassen hat, 
obwohl es dazu drängende An-
haltspunkte gegeben hat. 

4.	 Soweit die Rechtsbeschwerde auch 
die Sachrüge erhebt, ist, weil die 
erhobenen Verfahrensrügen nicht 
durchgreifen, das Rechtsbeschwer-
degericht an die tatsächlichen 
Beschlussgründe gebunden und 
kann nur noch überprüfen, ob die 
Strafvollstreckungskammer das 
materielle Vollstreckungsrecht 
verletzt hat. 
a)	 Nach Art. 60 Abs. 1 BayStVollzG 

hat der Gefangene Anspruch 
auf Krankenbehandlung, wenn 
sie notwendig ist, um eine 
Krankheit zu erkennen, zu 
heilen, ihre Verschlimmerung 
zu verhüten oder Krankheits-
beschwerden zu lindern. Die 
Strafvollstreckungskammer hat 
sich mit diesen Voraussetzun-
gen der medizinischen Behand-
lung auseinandergesetzt und 
sie ohne Rechtsfehler verneint. 
Dass sie sich dem schon die 

Behandlungsnotwendigkeit 
verneinenden Anstaltsarzt 
angeschlossen hat, begegnet 
rechtlichen Bedenken nicht, 
denn die Gesundheitsvorsor-
ge ist nach Art. 179 Abs. 1 Satz 
1, Abs. 3 BayStVollzG diesen 
anvertraut. Ihren sachverstän-
digen Einschätzungen kommt 
besonderes Gewicht zu, von 
denen nur in Ausnahmefällen 
abgewichen werden kann, die 
die Rechtsbeschwerde nicht 
dargelegt hat (vgl. oben II. 3.). 
Rechtsfehlerfrei ist die Straf-
vollstreckungskammer auch 
zu dem Ergebnis gelangt, dass 
die Substitutionsbehandlung 
durch Methadon nicht der frei-
en Arzneimittelwahl des Gefan-
genen überlassen ist, sondern 
ihrerseits wiederum davon 
abhängt, ob der Anstaltsarzt 
sie für erforderlich hält. Dieser 
hat sie bei dem seit mehr als 
drei Jahren in Haft befindlichen 
Strafgefangenen aus nachvoll-
ziehbaren Gründen verneint. 
Dass Drogenabhängigkeit eine 
Krankheit ist, wie die Rechts-
beschwerde hervorhebt, ist als 
gerichtsbekannt dem Rechts-
beschwerdesenat (und auch 
der Strafvollstreckungskam-
mer, auch wenn sie dies nicht 
ausdrücklich anführt) geläufig. 
Hieraus kann und darf im al-
lein maßgeblichen Einzelfall 
nicht geschlossen werden, dass 
dieser Krankheit nur mit der 
Dauersubstitution mit Metha-
don begegnet werden kann. 
Wenn die Rechtsbeschwerde 
der Auffassung ist, sie sei DIE 
Behandlungsmethode, und da-
mit meint, sie sei die EINZIGE 
Behandlungsmethode, kann sie 
im Rahmen der Sachrüge mit 
dieser Auffassung nicht durch-
dringen. Orientiert am Einzelfall 
des Strafgefangenen hätte der 
Gefangene im Erkenntnisver-
fahren vor der Strafvollstre-
ckungskammer die dazu erfor-

derlichen Beweisanträge nach § 
244 Abs. 3 StPO stellen müssen. 
Dass sie gestellt worden wären, 
hat die Rechtsbeschwerde nicht 
vorgetragen. 

b)	 Rechtsfehlerfrei hat sich die 
Strafvollstreckungskammer 
ausgehend von dem auch vom 
erkennenden Senat geteilten 
Grundsatz (OLG Hamburg Be-
schluss vom 13. September 
2001 – Aktenzeichen 3 Vollz 
(Ws) 75/01), dass Methadon-
Substitution nicht nur unter 
medizinischen Gesichtspunk-
ten zu erörtern ist, sondern 
auch unter den Gesichtspunk-
ten des Vollzugs, auch mit den 
vollzuglichen Erfordernissen 
einer Methadon-Behandlung 
nach Art. 2, 3 BayStVollzG aus-
einander gesetzt. Bei der Ver-
wirklichung des Behandlungs-
auftrags (Art. 2 BayStVollzG) 
durch die Maßnahmen des Art. 
3 BayStVollzG hat die Justizvoll-
zugsanstalt einen Gestaltungs-
spielraum, der sich u.a. auch am 
Schutz der Allgemeinheit (Art. 
4 BayStVollzG) und den Gestal-
tungsgesichtspunkten des Art. 
5 BayStVollzG orientieren muss. 
Welche konkrete Maßnahme 
hierbei greifen kann, steht im 
pflichtgemäßen Ermessen der 
Justizvollzugsanstalt. Bei der 
Beurteilung der vollzuglichen 
Erfordernisse von Methadon-
Substitution ist daher der Senat 
– wie die Strafvollstreckungs-
kammer nach § 115 Abs. 5 
StVollzG – bei der Überprüfung 
des angegriffenenBeschlusses 
darauf beschränkt, nur gegen 
Ermessensmissbrauch und Er-
messensfehlgebrauch einzu-
schreiten (Arloth § 115 Rdn. 13). 

	
	 Ermessensfehlgebrauch oder 

Ermessensüberschreitung 
durch die Justizvollzugsanstalt 
hat die Strafvollstreckungs-
kammer nicht festgestellt. Die 
insoweit getroffenen Beschlus-
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serörterungen zeigen, dass die 
Strafvollstreckungskammer von 
einem von der Justizvollzugs-
anstalt vollständig ermittelten 
Sachverhalt ausgeht. Gegentei-
liges teilt die Rechtsbeschwer-
de nicht mit. Auch die Prüfung 
durch den Senat hat keine 
Unvollständigkeiten im Sach-
verhalt aufdecken können. Die 
von der Justizvollzugsanstalt 
vorgenommene Abwägung hat 
die Strafvollstreckungskammer 
bestätigt. Dem ist von Rechts 
wegen nicht entgegen zu tre-
ten. Auch der Senat teilt mit 
der Strafvollstreckungskammer 
im vorliegenden Einzelfall die 
Sorge, dass die Substituierung 
mit Methadon dem Strafgefan-
genen dazu dienen könnte, sich 
mit seiner Drogensucht nicht 
auseinanderzusetzen. Dies hat 
er nach den Beschlussfeststel-
lungen, an die der Senat ge-
bunden ist, bisher nicht getan, 
indem er sich über Jahrzehnte 
hinweg gegenüber allen bis-
herigen Therapieversuchen 
resistent erwiesen hat. Wenn, 
was nicht ferne liegt und mit 
dem sich die Rechtsbeschwerde 
auch nicht auseinander setzt, 
er sich in dieser Haltung durch 
die Verabreichung von Metha-
don bekräftigt sieht, geht der 
Behandlungsauftrag nach Art. 
3 BayStVollzG fehl und der Ge-
fangene kann nicht nach Art. 5 
Abs. 3 BayStVollzG i.V.m. Art. 2 
BayStVollzG auf ein straffreies 
Leben in Freiheit vorbereitet 
werden. (...)

Besuch von Erzbischof Rai-
ner Maria Kardinal Woelki 
und Justizministerin Uta-
Maria Kuder am 2. August 
2012 in der Justizvollzugs-
anstalt Stralsund

Gemeinsame Andacht und Ge-
spräche auf dem Programm

Erstmalig nach seiner Erhebung 
zum Kardinal besuchte Erzbischof 
Kardinal Woelki am 2. August 2012 
die zum Bistum Berlin gehörende 
Justizvollzugsanstalt Stralsund. 
Begleitet wurde er von Justizmi-
nisterin Uta-Maria Kuder.

Nach einer gemeinsamen 
Andacht mit dem katholischen 
Anstaltsseelsorger, Diakon Seyer, 
führte Kardinal Woelki Gespräche 
mit Gefangenen, Bediensteten und 
der Anstaltsleitung zur seelsorge-
rischen Situation in der Justizvoll-
zugsanstalt. 

Justizministerin Uta-Maria Ku-
der: „Ich danke Herrn Kardinal Wo-
elki, Herrn Diakon Seyer und der 
katholischen Kirche für die geleis-
tete seelsorgerische Tätigkeit in der 
JVA Stralsund. Das Angebot der 
Gefängnisseelsorge ist ein wichti-
ger Bestandteil bei der Auseinan-
dersetzung der Gefangenen mit 
ihrer Tat. Sie hilft den Bediensteten 
bei der Bewältigung ihrer schweren 
täglichen Arbeit.“

Zur Information:
Die Justizvollzugsanstalt Stralsund 
verfügt über 140 Haftplätze im ge-
schlossenen und 80 Haftplätze im 
offenen Vollzug. Sie ist zuständig 
für die Vollstreckung von Strafhaft 
bei erwachsenen männlichen Ge-
fangenen mit Haftstrafen bis zu 3 
Jahren sowie für die Vollstreckung 
von Untersuchungshaft aus mehre-
ren Gerichtsbezirken. In der Anstalt

arbeiten mehr als 100 Bedienstete. 
Für religiöse Zwecke (Gottesdiens-
te u.a.) steht ein Mehrzweckraum 
zur Verfügung. Die katholische 
Seelsorge wird von Herrn Diakon 
Seyer wahrgenommen. Sie umfasst 
neben der Feier von Gottesdiens-
ten und Sakramentspendung un-
ter anderem auch Gesprächsan-
gebote, Zellenbesuche, Hilfen bei 
Weiterbildungsmaßnahmen und 
bei der Aufrechterhaltung von Au-
ßenkontakten. 

Quelle: gritt.stoeckmann@
jm.mv-regierung.de

Zentrale Auskunftsstelle 
des Berliner Justizvollzugs 
eingerichtet
 

Seit 2. Juli 2012 erteilt die Zent-
rale Auskunftsstelle des Berliner 
Justizvollzugs personenbezogene 
Auskünfte zu Gefangenen und 
Servicauskünfte zu den Berliner 
Justizvollzugsanstalten.

Angehörige von Gefangenen, Op-
fer von Straftaten, Rechtsanwäl-
te und staatliche Stellen können 
nun an diese Stelle ihre Anfragen 
richten.
 
auskunft@zast-justizvollzug.berlin.de
www.berlin.de/justiz.zast 
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Justizvollzugsanstalt Fuhlsbüttel (Hamburg)

JVA Fuhlsbüttel, 2008 

Justizvollzugsanstalt Fuhlsbüttel 
Suhrenkamp 92, 22335 Hamburg 
-	 Insgesamt 382 Haftplätze 

Vollzugsformen
352 Haftplätze geschlossener Vollzug 
Strafhaft und 31 Haftplätze für Siche-
rungsverwahrung

Aufgaben und spezielle Funktionen
-	 Geschlossener Strafvollzug ab 3 Jah-

ren Freiheitsstrafe, Sicherheitsstation, 
-	 Dienstleister für die benachbarte So-

zialtherapeutische Anstalt Hamburg 
(136 Plätze) u.a. für die Bereiche Ver-
sorgung, Medizin, Arbeit und Quali-
fizierung, Außensicherung, Pforten, 
Transport, Kaufmännische Abteilung

-	 Berufsentwicklungszentrum, 500 Ar-
beitsplätze für beide Anstalten u.a in 
17 Anstaltsbetrieben 

-	 Bildungsangebote: Berufliches und 
schulisches Kompetenzfeststellungs-
verfahren, Berufsfindung, modulare 
Ausbildung und Vollausbildung in 
8 Gewerken, Arbeitstherapie, Zerti-
fizierte DaF-Kurse, Berufsvorberei-
tungskurs, begleitetes Fernstudium, 
Computerführerschein, Kurzqualifi-
kation Gabelstaplerführerschein 

-	 Behandlung: differenzierter Stations-
vollzug (Basis – Entwicklung – Be-
währung), Behandlungsstation für 
junge Gefangene, Suchtberatung, 
Anti-Gewalttraining, Übergangsma-
nagement 

-	 Besondere Unterbringung von Si-
cherungsverwahrten, eigene Statio-
nen, größere Hafträume, gehobenes 
Haftraummobiliar 

-	 Umfangreiches Freizeit-, Gruppen- 
und Kulturprogramm 

Personal
-	 300 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
-	 50 Ehrenamtliche Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter

Anschrift
Justizvollzugsanstalt Fuhlsbüttel, 
Suhrenkamp 92, 22335 Hamburg
Telefon: 0 40 / 4 28 00 11 41
E-Mail:	
Poststelle.JVAFB@justiz.hamburg.de

Andreas Gross
Leiter der JVA Fuhlsbüttel, 
Ltd. Regierungsdirektor 
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Kunst im Knast
 
Prof. Dr. Heidi Helmhold

Kunst in geschlossenen Institutionen 
hat selten ein Publikum in der Öffent-
lichkeit. Umso bewegender ist diese 
Kunst, wenn sie als eine „dichte Be-
schreibung“ in öffentlichen Ausstel-
lungen angeschaut werden kann. Mit 
dem Begriff der „dichten Beschreibung“ 
hat der Ethnologe Clifford Geerts An-
fang der 1980er Jahre seine Methode 
bezeichnet, sich mit fremden Kulturen 
zu beschäftigen. Seine wichtigste Ent-
deckung war dabei, dass der forschende 
Ethnologe selbst auch Teil der Kultur-
begegnung ist und seine Sicht in die 
Beschreibungen einschließt. 

Mit drei Katalogen des fortlaufen-
den Projektes „Kunst im Knast“ wird 
auch eine gemeinhin fremde Kultur be-
schrieben – die künstlerischen Arbeiten 
von Gefangenen in der Justizvollzugs-
anstalt Butzbach. Sie dokumentieren 
das Projekt „Kunst im Strafvollzug“ das 
seit 1981 in der Justizvollzugsanstalt 
Butzbach betrieben wird. Gleichzeitig 
sind diese drei Kataloge ein beeindru-
ckendes Dokument über die Entwick-
lung dieses Projektes, das 1981 nach der 
Reformierung des Strafvollzugsgeset-
zes von dem damaligen Leiter der JVA 
Butzbach, Klaus Winchenbach in Koope-
ration mit der Universität Gießen, dem 
Justizministerium und dem psychologi-
schen Dienst der JVA Butzbach initiiert 
worden ist. Innerhalb einer dreijährigen 
Erprobungsphase war allen Beteiligten 
die überzeugende Sinnhaftigkeit und 
kunstpädagogische Nachhaltigkeit des 
Projektes so deutlich geworden, dass 
dieses Projekt trotz zeitweiliger Krisen 
auch heute noch besteht - dreißig Jahre 
nach seiner Gründung. 

Arthur Kreuzer, Professor für Kri-
minologie an der Universität Gießen 
beschreibt im ersten Katalog „Kunst im 
Knast“ 2001 das Ziel dieser Initiative: 
„In dem Projekt soll herausgefunden 
werden, unter welchen Bedingungen 

welche ästhetischen Betätigungen in-
nerhalb der Strafanstalten möglich und 
für die Gefangenen sinnvoll sind. Das 
Projekt versteht sich als Pilotstudie zur 
Institutionalisierung solcher Vorhaben 
an hessischen und bundesdeutschen 
Strafanstalten.“ Kreuzer resümiert, dass 
dieses Ziel 2001 erreicht sei, die Betei-
ligung der Universität abgebaut und 
in die Hände der Kunstpädagogen ge-
legt worden ist. Das sind neben vielen 
ehren- und nebenamtlichen Mitarbei-
tern die heutige Projektleiterin Regi-
na Börke (Kunstpädagogin) sowie die 
Gründungsmitglieder Horst Bohling 
(Soziologe), Michael Herlitz (Psycho-
loge), Max Roth (Psychologe) und der 
Kunsterzieher Hubert Soltau. Die Arbeit 
dieses Teams hat die positive Bedeu-
tung von musischer Arbeit im Haftalltag 
deutlich machen können - ein Alltag, der 
von Eingrenzung und Reglementierung 
geprägt ist. Klaus Winchenbach, der 
Leiter der JVA Butzbach zur Zeit der 
Gründung des Projekte, beschreibt in 
seinem Beitrag des Kataloges von 2001 
die Wirkung künstlerischer Begegnung 
auf Gefangene – temporärer Abstand 
von Repression, Lösung von Spannun-
gen, Bindung von Konzentration und 
Restrukturierung von Zeit- und Raum-
empfinden. Es eröffnen sich Lernfelder 
im kommunikativen Umgang mit ande-
ren Gefangenen, mit dem Anstaltsper-
sonal, mit sich selbst damit eben auch 
wichtige Fähigkeiten für ein straffreies 
Leben nach der Entlassung. Statistisch 
lässt sich Wirkung von Kunst auf Men-
schen nicht abbilden, weil sie sich nicht 
parametrisieren und messen lässt. Aber 
Wirkung von Kunst lässt sich beobach-
ten. Verhaltensänderungen, Steigerung 
von Durchhaltevermögen, sozialen 
Umgang und Selbstsicherheit sind, so 
Winchenbach, in der künstlerischen 
Begleitung beobachtbar und können 
in der Resozialisierung des Einzelnen 
wirksam werden.

Im ersten Katalog „Kunst im Knast“ 
von 2001 beschreiben die Initiatoren 
und die Projektleiterin Regina Börke 
die Komplexität des Projektes: Es geht 
dabei in gleicher Weise um ästhetische 
und soziale Fragestellungen, um Aus-
einandersetzung mit Realität und um 
gesellschaftspolitische Relevanzen. 
Darin liegt die Größe dieser Konzep-
tion – dass alle im Team ihre Arbeit re-
flektieren, ihre Schwerpunktsetzungen 
korrigieren und ihre Themenfindungen 
aus den künstlerischen Positionen der 
künstlerischen Moderne wie der Ge-
genwart speisen. Auseinandersetzung 
mit Arbeiten zeitgenössischer Künstler 
gehört für sie dazu, was sie am Bespiel 
der Künstlerinnen Christine und Irene 
Hohenbüchler und deren Begriff der 
„Multiplen Autorenschaft“ zeigen. Die-
se Anschlussfähigkeit an Kunstdiskurse 
außerhalb von Strafvollzug macht die 
künstlerischen Arbeiten der Gefan-
genen so interessant und rechtfertigt 
umso mehr, sie in Ausstellungen einer 
breiteren Öffentlichkeit zu zeigen. 

Den Gefangenen werden Techni-
ken der Malerei, des Zeichnens, Plastik 
und Bildhauerei, Radierung, Video und 
Animationsfilm vermittelt. Nicht sel-
ten melden sich die Gefangenen zu 
den jeweiligen Kursen an, um aus den 
Zellen herauszukommen, in denen sie 
den ganzen Tag verbringen, wenn sie 
nicht in Arbeit eingebunden sind. Im 
Laufe eines Kurses entwickeln sie dann 
jedoch ihre eigenen Bezüge zur künst-
lerischen Arbeit, wie die verschiedenen 
Stellungsnahmen von Gefangenen in 
den Katalogen eindrucksvoll belegen. 
Das können Prozesse der Selbstbegeg-
nung sein, die Überwindung von Kon-
taktmeidung zu anderen Gefangenen, 
das Finden neuer Gesprächsthemen 
außerhalb der täglichen Ablaufroutine 
wie die Entwicklung von körperlichen 
und sozialen Sensibilitäten. Alle in den 
Katalogen gezeigten Arbeiten können 
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darin überzeugen, dass sie authentisch 
sind, dass sie Realitäten zeigen und 
zeigen, dass in einer geschlossenen In-
stitution wie dem Gefängnis Menschen 
leben, die etwas erzählen und mitteilen 
können, das uns alle betrifft. Und das in 
nicht wenigen Arbeiten auch betroffen 
machen kann. Der fundierte Artikel des 
Kunsthistorikers Marcel Baumgartner 
im Katalog „Kunst im Knast 3“ zeigt, 
dass es historisch schon immer das 
Bemühen von Gefangenen gegeben 
hat, sich künstlerisch zu äußern und 
dass diese alles daran gesetzt haben, 
an Materialien für diese Art von Selb-
stäußerungen zu gelangen. Erst mit 
dem Kunsthistoriker und Psychiater 
Hans Prinzhorn in den 1920er Jahren 
wurde diese Art von Gefängniskunst 
im Grad ihrer Kreativität ernst genom-
men und als „Erscheinungsform oder 
Ausdrucksweise eines Zustandes von 
Zwangsisolierung“ interpretiert. 

Stellvertretend für alle interessanten 
und wichtigen Arbeiten, die in diesen 
Katalogen gezeigt werden, sei die Ar-
beit „Figürliche Plastik“ von 2003-2006 
genannt, die von Lena Hällmayer und 
Hubertus Soltau in Katalog „Kunst im 
Knast 2“, 2006 beschrieben werden. Un-
ter dem Titel „Der Körper bleibt als Letz-
tes – Warum sich gerade der Körper als 
Thema, Werkzeug und Material anbie-
tet“ zeigen die beiden Autoren, die hohe 
Relevanz von Körperarbeit im geschlos-
senen Strafvollzug. Die Herstellung von 
lebensgroßen Figurengruppen aus Gips 
– in unterschiedlicher thematischen 
Einbindungen – verlangen den Gefan-
genen Nähetoleranz, Berührungsoffen-
heit, Selbst- und Fremdvertrauen ab. 
Mit Gipsbinden nehmen die Gefange-
nen sich gegenseitig ihre Körperform 
ab. Das bedeutet, sich fast nackt in die 
Hände von anderen Mitgefangenen zu 
geben und sich ihnen im Prozess der 
Abformung zu überlassen. Der Artikel 
verbindet die Selbstbeschreibung ei-
nes am Projekt beteiligten Gefangenen 
mit den Beschreibungen der Projekt-
betreuer und kann auf diese Weise die 
Herausforderung für alle Beteiligten 
besonders deutlich machen. Viele Ge-

fangene leiden unter Sinn-und Gebor-
genheitsmangel, bilden Aggressionen 
oder Depressionen aus und sublimieren 
den Verlust an körperlich-sinnlicher Be-
gegnung nicht selten mit Hyperhygiene 
oder Achtlosigkeit. Während der Arbeit 
an den Gipsabformungen sind Hilfestel-
lung, Vertrauen und die Wahrung von 
Intimitäts- bzw. Schamgrenzen gefor-
dert – Herausforderungen, denen die 
Gefangenen mit Konzentration und 
Verantwortungsbewußtsein begegnen. 

Es ist die Vielperspektivität und die 
multiple Autorenschaft von Projekt-
leitern und Gefangenen, mit der die 
drei Kataloge das Arbeitsfeld „Kunst 
im Strafvollzug“ zu einer eingangs be-
schriebenen „dichten Beschreibung“ 
werden lassen. Allen empfohlen, die 
wissen wollen, was Kunst jenseits von 
Marktwert und Kunstbetrieb zu leisten 
vermag: Eine Arbeit am Menschen.

Gefangenenhilfe Butzbach e.V. (Hg)
Kunst im Knast
Projekt Kunst im Strafvollzug in der Ju-
gendvollzugsanstalt Butzbach seit 1981
Katalog zur Ausstellung in der Kunsthalle 
Gießen 2001
Gießen 2001

Gefangenenhilfe Butzbach e.V. (Hg)
Kunst im Knast 2
Projekt Kunst im Strafvollzug in der Ju-
gendvollzugsanstalt Butzbach seit 1981
Katalog zur Ausstellung in der Kunsthalle 
Gießen 2001
Butzbach 2006

Gefangenenhilfe Butzbach e.V. (Hg)
Kunst im Knast 3
Projekt Kunst im Strafvollzug in der Ju-
gendvollzugsanstalt Butzbach seit 1981
Katalog zur Ausstellung im KiZ – Kultur 
im Zentrum – Gießen 2011
Butzbach 2011

Tagung
Unterstützung der Mit-
arbeiterinnen und Mit-
arbeiter im Umgang mit 
psychisch auffälligen Ge-
fangenen als Führungs-
aufgabe

Termin:
13. und 14. November 2012

Ort:
Celle

Dozenten:	
Gabriele Büskens, Justizministeri-
um Nordrhein-Westfalen
Rolf Koch, Führungsakademie im 
Bildungsinstitut des niedersächsi-
schen Justizvollzugs

Weitere Infos:
www.fajv.de
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Jugendstrafvollzugsrecht
Kommentierende Darstellung der einzelnen 
Jugendstrafvollzugsgesetze

Handbuch

Herausgegeben von Prof. Dr. Heribert Ostendorf

2. Aufl age 2012, ca. 781 S., brosch., ca. 89,– €
ISBN 978-3-8329-6629-4
Erscheint ca. August 2012

Die neu verabschiedeten bzw. novellierten Länder-
gesetze regeln die typischen Situationen im Jugend-
strafvollzug teils ähnlich, teils höchst unterschiedlich. 
Das Handbuch liefert die Antworten zu allen wichtigen 
Fragestellungen wie: Telekommunikation, Pakete, 
 Besuchsverbote, Therapie, Soziale Hilfen, Durch-
suchungen, Beobachtung des Gefangenen, Einzelhaft, 
Rechtsmittel des Betroff enen. Mithilfe synoptischer 
Gegenüberstellungen der Regelungen lassen sich die-
se über die Ländergrenzen hinweg überblicken und 
Belege für die eigene Argumentationen gewinnen.  

 

Jugendstrafvollzug 2012.
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